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Plünderungsplan 

Die Grundgesetzänderung wurde auf nächste Wo¬ 
che verschoben. Die Autobahnprivatisierung wird 
ausgeschlossen und zugleich ermöglicht. 
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Vor dem Festival 

Klein aber oho waren die Pfingstcamps der SDAJ 
nach 1990. Regen und organisatorische Pannen 
verhinderten weder Diskussionen noch Party. 
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Thema der Woche 


Kuba im Wandel 

Bürgerliche Medien berichten regelmäßig 
über eine vermeintliche Diktatur auf Kuba 
und den - aus ihrer Sicht überfälligen - 
„Prozess der Öffnung“. Sie glauben, die In¬ 
sel genauer als die elf Millionen Einwohne¬ 
rinnen zu kennen und sie wollen nicht von 
den Erfahrungen der Kubanerinnen, sondern 
Kuba soll von ihnen lernen. Ein gerade er¬ 
schienenes Buch liefert alltägliche, lebendi¬ 
ge Ein- und Ansichten junger europäischer 
Sozialistlnnen. 
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Nur weg aus Incirlik? 

Regierung hat keinerlei Absicht, die Bundeswehr ganz aus dem Krieg gegen Syrien abzuziehen 



Tornadoeinsatz der Bundeswehr in Incirlik 


E ine friedenspolitische Initiative 
gab es letzte Woche im Bundes¬ 
tag. Am 17. Mai lag dem Parla¬ 
ment der kurze, knappe Antrag vor: 
„Die Bundeswehr ist eine Parlaments¬ 
armee und die parlamentarische Kon¬ 
trolle muss zu jedem Zeitpunkt mög¬ 
lich sein. Die Bundeswehr wird daher 
mit sofortiger Wirkung vom Standort 
Ingirlik (Türkei) abgezogen.“ Gerade 
einmal 25 Minuten räumte der Bun¬ 
destag der Beratung über diesen An¬ 
trag den Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen und Partei „Die Linke“ ein. 
Nach der bisher letzten Weigerung 
der türkischen Regierung, einer Par¬ 
lamentsgruppe den Besuch auf dem 
NATO-Stützpunkt im Südosten der 
Türkei zu gestatten, gab es den vor¬ 
hersehbaren Protest der Oppositi¬ 
onsparteien. Es war bezeichnend, wie 
die Debatte verlief: Claudia Roth mit 
Emphase und der ständigen Betonung 
auf der Parlamentsarmee und der Be¬ 
hauptung, dass sich „unser Land nicht 
erpressen lassen dürfe“ Roderich Kie¬ 
sewetter (CDU) begründete das Nein 
zum Antrag damit, dass „wir da blei¬ 
ben müssen, da sonst die Türkei sich 
immer mehr Russland und dem Iran 
annähern würde“ Sowohl Rolf Müt- 
zenich (SPD) wie auch Florian Hahn 
(CSU) plädierten für Besonnenheit 
und vertrauliche Diplomatie, um den 
so wichtigen Partner Türkei im Kampf 
gegen den Terror nicht zu vergraulen. 

Dietmar Bartsch (Die Linke) 
schimpfte zwar heftig und professi¬ 
onell, wollte ebenfalls die Rohe des 
Parlaments gestärkt sehen, blieb aber 
beim Antragstext, also nur weg aus In- 
girlik. 

Der Antrag wurde dann mit der 
Mehrheit aus CDU/CSU und SPD an 
den Ausschuss für Auswärtige Ange¬ 
legenheiten verwiesen, dort kann er 
dann in Ruhe die parlamentarische 
Sommerpause überstehen. Ministerin 
von der Leyen hatte zeitgleich nichts 
Besseres zu tun, als potentiell neue 
Standorte für die Bundeswehr in der 
Region zu „evaluieren“. Favorit ist nach 


ihrem Bekunden ein Luftwaffenstütz¬ 
punkt im Norden Jordaniens. 

Der türkische Präsident Erdogan 
führt nicht nur die Bundesregierung und 
den Bundestag vor, auch der westliche 
Militärpakt wird zum Offenbarungseid 
gezwungen. Der Despot kann derzeit 
schalten und walten wie er will, wirkli¬ 
che Konsequenzen muss er nicht fürch¬ 
ten. Die Türkei ist - über den Merkel- 
Erdogan-Flüchtlingsdeal hinaus - zu 
wichtig. Der deutsche Vizekanzler Ga¬ 
briel rechtfertigt das unverdrossene 
Festhalten an Erdogans Türkei damit, 
die NATO habe doch auch während 
des Militärputschs in den 80er Jahren 
Ankara nicht den Rücken gekehrt. Der 
FDP-Spitzenpolitiker und Vizepräsident 
des EU-Parlaments, Alexander Graf 
Lambsdorff, urteilte ehrlich, die Türkei 


sei für die NATO „unser Flugzeugträger 
im Nahen Osten“. Und eben deswegen 
nennt US-Präsident Trump die Bezie¬ 
hungen zu seinem Amtskollegen Erdo¬ 
gan „unschlagbar“. Sie sind so unschlag¬ 
bar, dass die Armee des NATO-Landes 
Türkei eine carte blanche - und wahr¬ 
scheinlich Zieldaten aus den „Tornado“- 
Aufklärungsflügen - für die Angriffe auf 
die kurdischen Selbstverteidigungsmili¬ 
zen YPG in Syrien hat, während diese 
gleichzeitig vom NATO-Mitglied USA 
mit Waffen für den Kampf gegen den IS 
ausgestattet werden. 

Natürlich hat die Bundesregierung 
und die sie stützende Parlamentsmehr¬ 
heit keinerlei Absicht, sich nicht mehr 
an der Destabilisierung einer ganzen 
Region zu beteiligen, mit der vorgetra¬ 
genen Behauptung, den Kampf gegen 


den Terror führen zu müssen, werden 
alle Friedensbemühungen oder zumin¬ 
dest Waffenstillstandsvereinbarungen 
unterlaufen. Von den NATO-Strategi- 
en zur Beherrschung oder zumindest 
der Kontrolle über die gesamte Region 
will von der Leyen nicht lassen, diese 
Standortsuche ist nur Augenwischerei. 
Auch sollen vielleicht die Tornados der 
Luftwaffe verlegt werden, die Awacs 
mit ihren Bildern für die militärischen 
Verbündeten starten von Konya aus, 
auch hier hat die türkische Regierung 
ein Besuchsverbot erlassen, aber über 
deren Abzug ist überhaupt nicht ge¬ 
sprochen worden. 

Der gesamte Einsatz der Bundes¬ 
wehr vor dem Hintergrund der feh¬ 
lenden verfassungsrechtlichen Grund¬ 
lagen, der eben nicht in einem System 


kollektiver Sicherheit stattfindet, was 
Voraussetzung nach Urteilen des Bun¬ 
desverfassungsgerichts wäre, ist nur auf 
der Basis von Abstimmungsmehrhei¬ 
ten im Parlament gerechtfertigt wor¬ 
den. Mit dem Wort von der „Parla¬ 
mentsarmee“, was nichts anderes heißt, 
als dass die Parteien, die dank ihrer 
Mehrheit die Regierung stellen, dieser 
durch ihre Abstimmungen Legitimati¬ 
on verschaffen. Wenn nach Auffassung 
der Opposition der gesamte Einsatz of¬ 
fensichtlich verfassungswidrig ist, dann 
ist ein Antrag, der nur den Abzug von 
einem Standort fordert und nicht die 
Rückkehr aller Soldatinnen und Solda¬ 
ten nebst Waffen und Gerät verlangt, 
ein wenig verkürzt geraten. 

Herbert Becker 

(Kommentar Seite 9) 


Ein klares Kontrastprogramm? 

Auch mit ihrem Wahlprogramm - „das beste seit Willy Brandt“ - vermag die SPD nicht zu überzeugen 


Drei Wahlniederlagen in Folge, deut¬ 
liche Zugewinne der CDU, Umfrage¬ 
verluste, Chaos im Wahlkampf, frus¬ 
trierte Mitglieder, denen wieder Mut 
zugesprochen werden muss, verärger¬ 
te Wählerinnen und Wähler, die end¬ 
lich Konkretes über die Wahlziele der 
Partei erfahren wollen und vor allem 
darüber, was Schulz denn mit „mehr 
Gerechtigkeit“ meint, sind eine schwe¬ 
re Last für die SPD. Dennoch will sie 
immer noch im September stärkste 
Partei werden. 

Nach der Wahlniederlage seiner 
Partei in NRW versprach SPD-Kanz- 
lerkandidat Martin Schulz, nun end¬ 
lich loszulegen. Doch womit? Mit dem 
am Montag in Berlin - nach chaoti¬ 
schem Hin und Her - vorgestellten 
präzisierten Leitantrag für ein Re¬ 
gierungsprogramm unter dem Titel 
„Mehr Zeit für Gerechtigkeit“? Für 
Fraktionschef Oppermann ist es je¬ 
denfalls das vielleicht „beste seit Wil¬ 
ly Brandt“. Die Vorschläge seien ein 


„klares Kontrastprogramm“ zu den 
Ideen von CDU und CSU. 

Zunächst einmal: In diesem sehr 
allgemein gehaltenen „Kontrastpro¬ 
gramm“ wird viel versprochen. Doch 
es gibt gravierende Lücken: Ein Ren¬ 
tenkonzept fehlt. Es müsse zunächst 
klar sein, welches Rentenniveau und 
welchen Beitragssatz man anstrebe, 
wurde am Montag erklärt. Kein Wort 
zu den Forderungen der Gewerk¬ 
schaften sowie der Sozialverbände. 
Auch ein Steuerkonzept ist nicht ent¬ 
halten. Der Begriff „Vermögensteuer“ 
kommt übrigens im Entwurf schon gar 
nicht vor und eine generelle Vermö¬ 
gensteuer ist nicht geplant. Man will 
aber - so SPD-Generalsekretärin Bar- 
ley am Montag - die Erbschaftsteu¬ 
er reformieren und dafür sorgen, dass 
der Spitzensteuersatz von 42 Prozent 
erst bei einem höheren Einkommen 
als heute gilt. Das Rentenkonzept 
soll wie das Steuerkonzept „nachge¬ 
reicht“ werden. Wahrscheinlich erst 


zum 25. Juni. An diesem Tag findet 
der SPD-Wahlparteitag statt. 

Schon der zuvor online gestellte, 
vorhergehende Entwurf des Regie¬ 
rungsprogramms war sehr aufschluss¬ 
reich. Das ist kein Programm für einen 
Politikwechsel im Interesse der Mehr¬ 
heit der Menschen im Land, sondern 
eines zur Bewahrung des Bestehenden 
sowie des „inneren Friedens“. Und es 
ist kein „Kontrastprogramm“. Man 
lobt sich im Entwurf zunächst indi¬ 
rekt selbst und die angebliche „sozi¬ 
ale Marktwirtschaft“: „Unser Land ist 
heute demokratischer, offener, moder¬ 
ner, und freier als jemals zuvor ... Hier 
arbeiten motivierte Arbeitnehmerin¬ 
nen und Arbeitnehmer, ebenso wie 
selbstbewusste Gewerkschaften und 
erfolgreiche Unternehmen in einer 
starken sozialen Marktwirtschaft zu¬ 
sammen.“ Und so weiter. Man will wie 
die Union die „innere Sicherheit“ ver¬ 
bessern und mit dem Ruf nach mehr 
Polizisten und verschärften Gesetzen 


Härte zeigen. Man steht zu „Euro¬ 
pa“ wie zu den Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr, auch wenn Verhandeln 
natürlich „besser“ ist und Abrüstung 
nötig sei. 

Festgestellt wird aber vor allem, 
dass es nicht überall im Lande - so¬ 
zial - gerecht zugehe. Was für eine 
Überraschung. Nach neuesten Be¬ 
richten lebten z.B. Ende 2016 min¬ 
destens 1,6 Millionen Kinder im 
Land in Familien, die Hartz IV be¬ 
ziehen. Jeder Fünfte über 55 ist heu¬ 
te von Armut bedroht. Die SPD will 
nun Einkommen und Chancen „ge¬ 
recht“ gestalten, untere und mittlere 
Einkommen entlasten, Familien un¬ 
terstützen, mehr Kita-Plätze einrich¬ 
ten, die Schulausbildung verbessern, 
Schulbauten modernisieren, Ganz¬ 
tagsschulen einrichten, Bildung un¬ 
entgeltlich anbieten, auch in die For¬ 
schung investieren. Sie will vor allem 
auch „Arbeitnehmer“rechte stärken, 
einige Hemmnisse für Arbeitslose ab¬ 


bauen und Fortbildungsmöglichkeiten 
ausweiten (als hätte man die nicht un¬ 
ter der Schröder-Fischer-Regierung 
selbst eingeschränkt). Mieten sollen 
bezahlbar bleiben. 

„Die Botschaft hör’ ich wohl“, al¬ 
lein ... Denn dass die SPD mit ihrer 
Agenda 2010, durch Zustimmung zur 
Privatisierung öffentlichen Eigentums 
in vielen Städten und Gemeinden zur 
Vertiefung der sozialen Spaltung der 
Gesellschaft, zur Armut beigetragen 
hat, ist ihren Programmmachern nicht 
der Erwähnung wert. Und die Agen¬ 
da 2010 sowie Hartz IV? Die bleiben. 
Nur einige kosmetische Korrekturen 
sind vorgesehen. Und dass die SPD 
so manches von dem, was jetzt im 
Entwurf des Regierungsprogramms 
steht, in der Zeit ihrer Regierungs¬ 
beteiligung in den letzten vier Jahren 
mit Hilfe der Opposition im Bundes¬ 
tag hätte durchsetzen können, bleibt 
wohlweislich auch „unter dem Tisch“. 

Nina Hager 
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Plünderungsplan vor der Vollendung 

Grundgesetz wird verändert-Ablenkungsmanöver im Bundestag mit Privatisierungsschranke 



D ie für vergangenen Freitag fest 
eingeplante Grundgesetzände¬ 
rung wurde in letzter Minute 
doch noch verschoben. Die Fraktions¬ 
vorsitzenden von SPD Thomas Opper¬ 
mann und CDU/CSU Volker Kauder 
mussten noch einmal Gespräche führen 
und präsentierten anschließend einen 
tollen Kompromiss. Die Autobahnpri¬ 
vatisierung, gegen die sich breiter Wi¬ 
derstand gerichtet hatte, wird ausge¬ 
schlossen. Es soll demnach folgende 
zusätzliche Privatisierungsschranke ins 
Grundgesetz eingefügt werden: „Eine 
Beteiligung Privater im Rahmen von 
Öffentlich-Privaten Partnerschaften 
ist ausgeschlossen für Streckennetze, 
die das gesamte Bundesautobahnnetz 
oder das gesamte Netz sonstiger Bun¬ 
desfernstraßen in einem Land oder we¬ 
sentliche Teile davon umfassen.“ Wun¬ 
derbar umständlich und wunderbar an 
der Sache vorbei. 

Und wunderbar so formuliert, dass 
das eigentliche Vorhaben der Koaliti- 
onäre erhalten bleibt: Der Kern der 
Grundgesetzänderung bleibt unange¬ 
tastet. Dort soll weiterhin stehen: 

„Die Verwaltung der Bundesau¬ 
tobahnen wird in Bundesverwaltung 
geführt. Der Bund kann sich zur Erle¬ 
digung seiner Aufgaben einer Gesell¬ 
schaft privaten Rechts bedienen.“ 

Die Bürgerinitiative „Gemeingut in 
Bürgerinnenhand“ sagt dazu, der neue 
Vorschlag der Koalitionsspitzen ände¬ 
re so gut wie nichts. „Also schon wie¬ 
der eine Privatisierungsschranke, die 
nichts taugt.“ Die Frage stelle sich, ob 
die Koalitionsspitzen ihre eigenen Ab¬ 
geordneten hinters Licht führen woll¬ 
ten, heißt es. Auch mit der neuen Re¬ 
gelung würden ÖPP (die notorischen 
Öffentlich-Privaten Partnerschaften) 
weiterhin massiv befördert. Mit dem 
Finanzprodukt ÖPP könne sich jeder 
Hedgefonds, der genug Geld hat, dann 
in Deutschlands Autobahnnetz zusam¬ 
menkaufen, was ihm für seine Zwecke 
passt. 

Kauder und Oppermann waren er¬ 
folgreich wie immer, als sie den Medi¬ 
envertretern gegenüber behaupteten, 
die Privatisierung der Fernstraßen sei 
vom Tisch. Ähnliches war am Tag dar¬ 
auf im Fernsehen zu hören und in den 
Zeitungen zu lesen. Auch die CDU gab 
sich als Gegnerin der Privatisierung 
von Autobahnen. Aber gleichzeitig set¬ 
zen die beiden Parteien die Privatisie¬ 


rung mit kosmetischen Veränderungen 
erneut aufs Gleis, um in zwei Wochen 
abstimmen zu lassen - das heißt am 
Ende der nächsten Woche. 

Dann soll eine große Grundge¬ 
setzänderung beschlossen werden, die 
den Finanzausgleich zwischen Bund 
und Ländern neu regelt. Im Herbst 
letzten Jahres hatten sich die Regie¬ 
rungen von Bund und Ländern auf ei¬ 
nen Kompetenzzuwachs für den Bund 
geeinigt - mit folgenden Eckpunkten: 
Der Bund übernimmt die Führung bei 
der Steuerverwaltung, er erhält künf¬ 
tig mehr Kontroll- und Steuerungs¬ 
rechte, darf den Kommunen bei In¬ 
vestitionen in den Schulbau „helfen“ 
und darf statt der Länder künftig die 
Fernstraßen planen. Der Deal mit den 
Ländern, den Finanzminister Wolfgang 
Schäuble ausgehandelt hat, sieht zum 
Ausgleich für den Kompetenzzuwachs 
vor, dass die Länder statt des bisheri¬ 
gen Finanzausgleichs zwischen den 
Ländern aus der Bundeskasse jähr¬ 
lich fast 10 Mrd. Euro mehr erhalten. 
Daran lässt sich erkennen, wie wichtig 
der Bundesregierung die geöffneten 
Privatisierungsmöglichkeiten bei den 


Fernstraßen und den Investitionen der 
Kommunen in den Schulbau sind. Un¬ 
willige und klamme Kommunen kann 
der Bund künftig dazu zwingen, sich 
der Vorabfinanzierung durch ÖPP zu 
bedienen. 

Man könnte meinen, es könne den 
Bürgern ziemlich egal sein, wer die 
Autobahnen plant, so lange es einiger¬ 
maßen zügig, kostengünstig und unter 
Rücksichtnahme auf Umweltschutz 
und Bürgerinteressen geht. Anders 
sehen es aber die Politiker. Sie legen 
offensichtlich Wert darauf, dem Geld¬ 
kapital, bestehend aus Banken, Versi¬ 
cherungen und Investment-Fonds eine 
weitere lukrative Anlagemöglichkeit 
zu sichern. Im Grundsatz geht es da¬ 
rum, das Staatsfinanzierungsgeschäft 
nicht nur auszuweiten, sondern lukra¬ 
tiver zu gestalten. Der Staat als Schuld¬ 
ner ist sicher, aber er bringt auch wenig 
Rendite. Zehnjährige Bundesschuldti¬ 
tel (Anleihen) rentieren zur Zeit mit 
gerade mal 0,4 Prozent. Wenn nun der 
Staat (einschließlich der Länder und 
Kommunen) den Bau von Straßen, 
Schulen und Krankenhäusern etc. nicht 
mehr selbst unternimmt, sondern an 


Dritte delegiert, müssen diese für ihre 
Schulden mehr bezahlen als Schäuble. 
Das ist keine Kleinigkeit. Nimmt man 
über die Jahre hinweg ein Finanzvolu¬ 
men für die Fernstraßen von etwa 150 
Mrd. Euro an, dann addiert sich eine 
konservativ geschätzte Zinsdifferenz 
von vielleicht 3 Prozentpunkten zu 
Mehrkosten für die Öffentliche Hand 
(und entsprechende Gewinne der Pri¬ 
vaten) von 4,5 Mrd. Euro im Jahr. Wie 
weit diese Vorhaben in der Summe 
oder einzeln staatlich und wie weit pri¬ 
vat organisiert werden, kann abgestuft 
geregelt werden. Dazu gerade dienen 
die Öffentlich-Privaten Partnerschaf¬ 
ten. 

Im konkreten Fall wurde verein¬ 
bart, dass der Bund die Planung und 
Finanzierung der Straßen einer privat¬ 
rechtlich organisierten Gesellschaft 
überträgt, der „Bundesfernstraßenge¬ 
sellschaft“ oder „Infrastruktur-GmbH“. 
Weder die Gesellschaft noch die Stra¬ 
ßen, die auf diesem Weg gebaut wer¬ 
den, müssen deshalb in privatem Ei¬ 
gentum sein. Das war auch nie in der 
Überlegung. Wichtig ist den Urhebern 
des Planes nur, dass die Gesellschaft 


privatrechtlich organisiert ist, um den 
Einfluss der Parlamente auszuschalten. 

Wir verdanken den Plan einem 
Dream-Team, bestehend aus Sigmar 
Gabriel (damals noch Wirtschaftsmi¬ 
nister), Alexander Dobrindt (Verkehr) 
und dem durchsetzungsstarken Wolf¬ 
gang Schäuble (Finanzen). Die drei 
Minister hatten schon im August 2014 
eine „Expertenkommission“ einge¬ 
setzt, bei der Vertreter der Finanzkon¬ 
zerne in der Mehrheit waren. Sie legte 
alsbald die Planung vor, die jetzt kurz 
vor der Verwirklichung und Geneh¬ 
migung durch den Gesetzgeber steht. 
Es lag den Tätern - den drei oben Ge¬ 
nannten und ihrer Chefin - sehr viel da¬ 
ran, ihren Klienten, dem Finanzkapital, 
dieses Dauergeschenk überreichen zu 
können. Deshalb wurde das Vorhaben 
und die dazu nötige Grundgesetzände¬ 
rung in die Verhandlungen zum Län¬ 
derfinanzausgleich und der Verteilung 
der Steuereinnahmen versteckt. Es 
besteht kein Grund, warum die Bürger 
des Landes sich diese weitere Plünde¬ 
rung der Staatskassen gefallen lassen 
sollten. 

Lucas Zeise 


Abi („G 8“) gekippt. Eingeführt wird 
„G 9“ wieder zum Schuljahr 2018/19. 
Ungeachtet der Gültigkeit von „G 9“ 
in Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 
Hessen und Baden-Württemberg bleibt 
die alte Option, alle Defizite, die die 
Schulen nicht beheben können, durch 
Nachhilfe-Institute zu kompensieren. 
Die GEW hat dagegen gemäß der In¬ 
itiative „Bildung. Weiter denken!“ auf 
ihrem jüngsten 28. Gewerkschaftstag 
in Freiburg ihre Forderung nach voller 
staatlicher Finanzierung der Bildung 
bekräftigt. 

In NRW wurden die Kandidaten 
der DKP zur Landtagswahl mehrfach 
gefragt, wie sie es denn mit der Privati¬ 
sierung in der Schulpolitik halten. Die 
einhellige Antwort lautete: Ablehnung! 
Das bedeutete weiteste Übereinstim¬ 
mung mit der GEW, mit der LSV und 
zahlreichen anderen kritischen Bil¬ 
dungsorganisationen. Allerdings konn¬ 
te die DKP andererseits auch nicht den 
Pessimismus der Fragesteller aufhe- 
ben, was eine fortschrittliche Perspek¬ 
tive der weiteren Schulpolitik betrifft. 
„Sozialistische Schulpolitik“ steht als 
Schulfach nicht im Stundenplan. Das 
war „drüben“ bis 1989. Ein weiteres 
Defizit aus der Vita der DDR: Profit¬ 
orientierte Nachhilfe-Institute gab es 
zwischen Putgarten und Bad Brambach 
nicht. 

Uwe Koopmann 


Wissen nur mit begrenztem Bewusstsein 


Aspekte zum florierenden 

Sie kümmern sich alle intensiv um das 
milliardenschwere Geschäft der Nach¬ 
hilfe: Die konzernartigen Institute mit 
aufstrebender Tendenz, die vereinzel¬ 
ten Oberstudienräte mit Motivations¬ 
versuchen zu Latein- und sonstigen 
Defiziten. Daneben die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
mit kritischen Analysen und großen 
Bedenken. Und schließlich die Landes¬ 
schülerinnenvertretungen (LSV), die 
die Nachhilfe-Institute als Ausdruck 
der Bildungsmisere sehen, mehr aber 
noch die Unterfinanzierung des gesam¬ 
ten Schulsystems als die Wurzel allen 
Übels ausmachen. 

Der „Nachmittagsmarkt“ - mit 
dieser Bezeichnung wird dieses Ge¬ 
schäft benannt - ist seit rund 10 Jah¬ 
ren ein lukratives Geschäft, eines der 
bundesweit größten Unternehmen 
dieser Art ist der „Studienkreis“. Nach 
eigenen Angaben macht man mit 
über 90 000 Schülern fast 100 Milli¬ 
onen Euro Umsatz. Gemeinsam mit 
den anderen, ähnlich arbeitenden Fir¬ 
men werden hunderttausende Schü¬ 
lerinnen und Schüler „betreut“ und 
dabei ein Milliarden-Umsatz gene¬ 
riert. Mittlerweile setzten sich Online- 
Lernportale in Szene. Mit dem Por¬ 
tal „Lerncoachies.de“ ist Cornelsen 
eingestiegen, man zählt durchschnitt¬ 
lich 65 000 Nutzer. Andere Online- 
Portale werden von der Stuttgarter 


Nachhilfe-Markt in Deutschland 


Verlagsgruppe Holtzbrinck und von 
der Bertelsmann-Tochter „scoyo.de“ 
betrieben. Sie alle nutzen die völ¬ 
lig unzureichende Betreuungs- und 
Ausstattungssituation in allen Schul¬ 
formen und auch, dass die ständigen 
„Reformen“ bei Schülern, Eltern und 
Lehrern zu permanenter Verunsiche¬ 
rung führen und führten. 

Eine unzulängliche Schulpolitik 
wird teuer für alle Betroffenen: Um 
die Nachhilfeinstitute bezahlen zu 
können, müssen die Eltern tief in die 
Tasche greifen. Eine einzelne Nach¬ 
hilfestunde kommt im Schnitt auf 20 
bis 25 Euro, allein zweimal pro Woche 
über mehrere Monate macht dann gut 
und gerne 500 bis 800 Euro. Nicht aus¬ 
zudenken, wenn in einer Familie zwei 
oder drei schulpflichtige Kinder sind. 
Das ist schmerzlich. Besonders für die, 
die diese tiefen Taschen gar nicht ha¬ 
ben. So stieg der Nachhilfebedarf für 
manche Schüler bei der Umwandlung 
von „G 9“ nach „G 8“, als also der Stoff 
bis zum Abitur nicht mehr in neun Jah¬ 
ren vermittelt werden sollte - sondern 
nur noch in acht. 

Diese Unbill lässt sich seit der Land¬ 
tagswahl in NRW vor knapp zwei Wo¬ 
chen sogar an den Verursachern able¬ 
sen. Schulministerin Sylvia Löhrmann 
(Grüne) und ihre Partei kassierten eine 
gewaltige Klatsche: Der Stimmenanteil 
sank auf Landesebene von 11,3 Prozent 


auf 6,4 Prozent für die Grünen. Ihre 
Erststimmen in ihrer Heimatstadt So¬ 
lingen sanken auf nur noch 6,52 Pro¬ 
zent. Es gab sogar manche Wahllokale, 
in denen sie an der 5-Prozent-Klausel 
gescheitert sind. Ihr persönliches Er¬ 
gebnis war wenig anders. 

Erstaunlich nur - oder auch nicht, 
dass Löhrmann nicht ihre Politik als 
Ursache für die krachende Niederlage 
benannte, sondern die unzureichende 
Vermittlung derselben. Ihre Schulpo¬ 
litik, so Löhrmann uneinsichtig, habe 
„große Erfolge erzielt“. Das sah die 
LSV NRW ganz anders. Sie warf der 
Ministerin bei einer Kundgebung eine 
Woche vor der Wahl krasses Versagen 
vor. Diese Kritik galt auch Löhrmanns 
Chefin Hannelore Kraft (SPD). 

Der Hintergrund: Löhrmann und 
auch Kraft biederten sich bei dem 
„Elite-Stream“ unter den Eltern und 
den entsprechenden Kapitalvertretern 
an, indem sie zu vehementen Vertrete- 
rinnnn von „G 8“ mutierten. Letztlich 
ließ dieser Schwenk auch die Nachhil¬ 
fe-Institute frohlocken. Der Protest 
und das Wahlverhalten von Eltern und 
Schülern trugen dazu bei, der Landes¬ 
regierung das Genick zu brechen. Die 
Ministerpräsidentin (und SPD-Landes¬ 
vorsitzende in NRW sowie stellvertre¬ 
tende SPD-Bundesvorsitzende) und 
Sylvia Löhrmann in analogen Funkti¬ 
onen mussten den Hut nehmen. 
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Nachhilfe-Institute - sie schießen wie 
Pilze aus dem Boden 

Der Wechsel zu einer schwarz¬ 
grünen Landesregierung mit Armin 
Laschet (CDU) und der neolibera¬ 
len grauen Eminenz Christian Lind- 
ner (voraussichtlich bis zur Bundes¬ 
tagswahl am 24. September) wird den 
Nachhilfemarkt nicht austrocknen. 
Kostenlose Bildung wird es nicht ge¬ 
ben, prophezeit die LSV. 

Das Bundesland Freistaat Bayern 
macht Schulpolitik anders, aber nicht 
unbedingt besser. Staatsminister Lud¬ 
wig Spaenle (CSU) ruderte rechtzei¬ 
tig zurück: Im April wurde das Turbo- 
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Streiken hilft 

Ergebnislose Tarifverhandlung für den hessischen Einzelhandel 



Rolltreppen im Kaufhaus: Wie von selbst sind die Tarifziele auf für die Einzelhändler nicht zu erreichen 


W enn Tarifverhandlungen wie 
am 27. April für den Einzel¬ 
handel in Hessen im Nichts 
enden, die Arbeitgeber weder Ver¬ 
ständnis für die schwierige Lage vieler 
Beschäftigter noch für die Forderung 
nach deutlicher Erhöhung der Gehäl¬ 
ter und Ausbildungsvergütungen auf¬ 
bringen wollen; wenn der Handels¬ 
verband Hessen über Niedriglöhne in 
bestimmten Unternehmen jammert, 
es aber gleichzeitig ablehnt, mit ver. 
di gemeinsam beim Hessischen Sozi¬ 
alministerium zu beantragen, dass die 
Tarifverträge des Einzelhandels künf¬ 
tig in allen Geschäften gleicherma¬ 
ßen gelten; wenn die Arbeitgeber in 
Baden-Württemberg und Bayern bei 
einer Preissteigerungsrate von etwa 2 
Prozent nur Lohnerhöhungen um 1,5 
Prozent anbieten und dadurch einen 
Kaufkraftverlust der Beschäftigten be¬ 
wusst einkalkulieren; wenn zudem vor 
und während eines Arbeitskampfes die 
Führungskräfte in den Belegschaften 
gezielt die Angst vor Entlassung, ja so¬ 
gar vor einer angeblichen Filialschlie- 
ßung schüren. Wenn dies alles über die 
Beschäftigten wie ein Gewitter herein¬ 
bricht - dann haben sie allen und gu¬ 
ten Grund, sich zu wehren, die Arbeit 
niederzulegen und für ihre Rechte, ihre 
Zukunft und die ihrer Kinder auf die 
Straße zu gehen. Denn in solchen Situ¬ 
ationen ist nicht darauf zu hoffen, dass 
die Arbeitgeber von sich aus und ohne 
Hilfe von außen „vernünftig“ werden. 

Doch es gab bei der ersten Tarif¬ 
verhandlung auch Drolliges. So kam 
erneut der Tarifvertrag „Warenverräu- 
mung“ zur Sprache. Hierbei handelt 
es sich um eine Vereinbarung - ein 
Kompromiss bei der Verteidigung des 
Manteltarifvertrages im Jahr 2013 -, 
die abgeschlossen wurde, weil die Un¬ 
ternehmer vorgaben, das meistens von 
Billigstkräften im Werkvertrag oder als 
Leiharbeiter erledigte Auffüllen der 
Regale wieder „in den Tarifvertrag zu¬ 
rückführen“ zu wollen. 

Nur unter dieser Bedingung sollte 
es ihnen tariflich erlaubt sein, solche 
Beschäftigten zum Stundenlohn von 
10,18 Euro statt der fürs Warenverräu- 
men ansonsten üblichen 12,85 Euro 
(aktuelle Tarifsätze) einzustellen. Die 
Einzelhändler verpflichteten sich, diese 
„Umwandlung“ von häufig gerade mal 
zum Mindestlohn zu tarifvertraglich be- 


Über 2 500 Beschäftigte aus 90 Betrie¬ 
ben im bayerischen Handel folgten am 
16. Mai dem Streikaufruf der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). 
2000 Streikende machten sich zur zen¬ 
tralen Streikkundgebung nach Nürn¬ 
berg auf. Unterstützung erfuhren die 
Handelsbeschäftigten vom ver.di-Vor¬ 
sitzenden Frank Bsirske: „Die Arbeit 
im Handel ist hart: Personalknappheit, 
oft unfreiwillige Teilzeit und niedrige 
Löhne gehören zum Alltag der Be¬ 
schäftigten, gleichzeitig steigen Um¬ 
sätze und Gewinne der Unternehmen. 
Eine kräftige Lohnerhöhung ist mehr 
als überfällig.“ 

Aufgerufen wurden Beschäftigte 
aus ausgewählten Betrieben der Un¬ 
ternehmen Amazon, Adveo, Alliance 
Healthcare, Dehner, Esprit, Feneberg, 
H&M, Hugendubel, Karstadt, Kauf¬ 
hof, Kaufland, Lidl, Marktkauf, Me- 
diaMarkt, Metro C&C, netto, Norma, 
Phoenix Pharmahandel, real,-, Selgros, 
V-Markt, Wöhrl und Zara. 

Als Grund für die bayernweiten 
Streikaktionen nannte ver.di den ent¬ 
täuschenden Auftakt der Tarifver¬ 
handlungen im Einzel- und Versand¬ 
handel, im Groß- und Außenhandel 
sowie im Buchhandel in Bayern. Die 
Arbeitgeber machten entweder über¬ 
haupt kein Angebot oder legten im 
Einzelhandel ein Angebot vor, das 
deutliche Reallohnverluste für die 
Beschäftigten bedeuten würde. Die 


zahlten Angestellten schriftlich gegen¬ 
über ver.di anzuzeigen. 

Noch zwei Jahre später war die An¬ 
zahl der „umgestellten“ Filialen (Tegut 
und Real) derart gering, dass in der Ta¬ 
rifverhandlung 2015 die Nachfrage be¬ 
rechtigt erschien, ob diese Vereinba¬ 
rung sich wirklich als „praxistauglich“ 
erwiesen hätte. Wer daraufhin die Re¬ 
aktion der Unternehmer hörte, durfte 
den Eindruck haben, allein schon der 
geringste Zweifel daran würde den Un¬ 
tergang des Handels heraufbeschwören. 

Wieder wurde allgemein die Not¬ 
wendigkeit gerade dieses Tarifvertrages 
beteuert, seine herausragende zukünf¬ 
tige Bedeutung hochgelobt und jedes 
Kratzen von ver.di an dieser tarifpoliti¬ 
schen „Errungenschaft“ als Frevel zu¬ 
rückgewiesen. Nun gut, dadurch sollte 
die dauerhafte Entwicklung des hessi¬ 
schen Einzelhandels weder gebremst 
werden noch gänzlich scheitern: 

Was (fast) nicht angewandt wird, 
tut auch keinem Beschäftigten weh - 
bringt allerdings auch keinen Auffüller 
in Leiharbeit oder im Werkvertrag weg 
vom Mindestlohn. 

Wieder vergingen Jahre, ohne dass 
sich an der bestehenden Situation et¬ 
was Nennenswertes änderte. Also wur¬ 
de am 27. April 2017 erneut höflich - 
wie sonst gegenüber derart „sensiblen“ 
Unternehmern? - darauf hingewiesen, 
dass der Tarifvertrag „Warenverräu- 
mung“ sich trotz aller Hochstimmung 
von 2013 und 2015 immer noch nicht 


Forderungen nach der Allgemeinver- 
bindlichkeit der Tarifverträge lehnten 
sie kategorisch ab. 

„Viele Arbeitgeber haben sich aus 
der sozialen Verantwortung gestohlen. 
Nur noch 30 Prozent der Beschäftigten 
arbeiten im Einzelhandel tarifgebun¬ 
den, im Groß- und Außenhandel sind es 
nur noch 21 Prozent. Das muss sich än¬ 
dern! Wir brauchen allgemeinverbind¬ 
liche Tarifverträge, damit die Lohnspi¬ 
rale nach unten gestoppt wird“, sagte 
der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske 
auf der Streikkundgebung. 

Zu Beginn der Kundgebung wurde 
eine solidarische Grußbotschaft zu den 
gleichzeitig laufenden Tarifverhand¬ 
lungen im Groß- und Außenhandel in 
München verabschiedet und von einer 
Delegation sofort überbracht. 

„Sollte sich die Arbeitgeberseite in 
den nächsten Tarifverhandlungen nicht 
wesentlich bewegen und gemeinsame 
Schritte zu mehr Wertschätzung und 
Anerkennung auch bei den Entgel¬ 
ten und im Kampf gegen die drohen¬ 
de Altersarmut unternehmen, sind wir 
gezwungen, die Streikaktionen fort¬ 
zusetzen und auszuweiten“, so Hubert 
Thiermeyer, ver.di-Verhandlungsfüh- 
rer in Bayern. 

Tarifverhandlungen werden in Bay¬ 
ern derzeit für die Beschäftigten im 
Einzel- und Versandhandel, für den 
Groß- und Außenhandel, für den ge¬ 
nossenschaftlichen Großhandel und 


durch eine breitere Anwendung aus¬ 
zeichne. Als ob er schon das Heran¬ 
nahen des Angriffs auf die händleri¬ 
sche Zivilisation erwartet hätte, baute 
der Handelsverband Hessen sofort sei¬ 
ne Abwehr auf: Es sei „viel zu früh“, die¬ 
sen Tarifvertrag „abzuschreiben“. Seine 
„Karriere“ oder „Bestimmung“ beginne 
sich gerade erst abzuzeichnen, weil die 
gesetzlichen Neuerungen beim Einsatz 
von Werkverträgen und Leiharbeitern 
(befristete Beschäftigung und irgend¬ 
wann Bezahlung wie das Stammper¬ 
sonal - vielleicht!) die Unternehmer 
zum Nachdenken gebracht hätten. Der 
Tegut-Vertreter bei den Tarifverhand¬ 
lungen zeigte sofort die Umstellung 
in allen hessischen Filialen bis zum 30. 
Juni dieses Jahres an. Und sogar Rewe, 
bisher zwar unumstrittener „Förderer“ 
dieses Tarifvertrages, aber selbst äu¬ 
ßerst enthaltsam bei dessen Anwen¬ 
dung und Auflösung der Werkverträge, 
will bereits „Berechnungen“ angestellt 
haben, wie diese tariflichen Regelun¬ 
gen genutzt werden könnten. 

An diesem etwas sonderbar an¬ 
mutenden Beispiel wird deutlich, wie 
Unternehmer „ticken“: Sie möchten 
kein tarifpolitisch „erobertes“ Gebiet 
mehr abgeben. Selbst auf die Gefahr 
hin, sich durch die hemmungslosen Be¬ 
teuerungen der Notwendigkeit des Ta¬ 
rifvertrages „Warenverräumung“ alle 
Jahre wieder lächerlich zu machen, 
halten sie daran fest, weil sie vielleicht 
hoffen, mit ihm den üblichen Tariflohn 


den Buchhandel geführt. Aufgerufen 
waren aber auch Beschäftigte aus Un¬ 
ternehmen, die derzeit für ihre Tarif¬ 
bindung kämpfen, wie z.B. Amazon 
oder Wöhrl. 

Im Einzel- und Versandhandel in 
Bayern arbeiten ca. 500 000 Beschäftig¬ 
te, davon fallen ca. 300 000 Beschäftig¬ 
te unter die Geltung des Tarifvertrags. 

Im Groß- und Außenhandel arbei¬ 
ten in Bayern 260 000 Beschäftigte. 

Für den Einzelhandel fordert ver.di 
eine Entgelterhöhung um einen Euro 
in der Stunde und 100 Euro im Monat 
für die Auszubildenden, sowie die so¬ 
genannte Allgemeinverbindlichkeits¬ 
erklärung der Tarifverträge, damit sie 
für alle Beschäftigte im Einzelhandel 
gelten. 

Im Groß- und Außenhandel fordert 
ver.di eine Erhöhung um mindestens 
110 Euro im Monat. 

Im Vorfeld der Tarifrunde führte 
ver.di eine breite Beschäftigtenbefra- 
gung im bayerischen Handel durch, an 
der sich knapp 4 000 Beschäftigte betei¬ 
ligt hatten. Dort haben 51 Prozent an¬ 
gegeben, ihr Arbeitseinkommen reicht 
nicht aus und 45 Prozent stimmten der 
Aussage zu, ihr Arbeitseinkommen rei¬ 
che gerade so zum Leben aus. Ebenfalls 
antworteten 65 Prozent mit einem kla¬ 
rem „Nein“ auf die Frage, ob ihre Ren¬ 
te zum Leben reichen wird. Weitere 31 
Prozent antworteten auf diese Frage mit 
einem „eher Nein“. UZ 


für Auffüller unterlaufen und aushöh¬ 
len zu können. Erste Versuche, diesen 
um 2,67 Euro niedrigeren Stundenlohn 
(aktuelle Tarifsätze siehe oben) als „re¬ 
guläre“ Bezahlung für Warenverräumer 
„einzuführen“, gab es schon unmittel¬ 
bar nach Abschluss des Tarifvertrages 
2013. ver.di wird deshalb höllisch auf¬ 
passen müssen, dass unter dem Druck 
gesetzlicher Änderungen diese Bezah¬ 
lung in den Unternehmen des Einzel¬ 
handels nicht plötzlich durch die „Hin¬ 
tertür“ eingeführt wird, ohne dass da¬ 
durch die Billiglöhner im Werk- oder 
Leiharbeitsvertrag verschwinden. 

Vor diesem Hintergrund können sich 
die Beschäftigten sicher vorstellen, wie 
viel Energie, Durchhaltevermögen und 
Streikbereitschaft sie entwickeln und 
zeigen müssen, um ihre Tarifziele 2017 
zu erreichen. Der Anfang ist mit ers¬ 
ten Streiks und Aktionen am 5. Mai in 
Frankfurt, am 6. Mai in Südhessen und 
am 13. Mai hessenweit in Wiesbaden mit 
Streikenden aus 21 Betrieben gemacht. 
Da ist aber noch mehr drin - und auch 
Stärkeres nötig, wenn die Unternehmer 
von einem Euro Lohnsteigerung je Stun¬ 
de, deutlich höheren Ausbildungsvergü¬ 
tungen sowie allgemeinverbindlichen 
Branchentarifverträgen genauso „be¬ 
geistert“ sein sollen, wie sie es vom Tarif¬ 
vertrag „Warenverräumung“ waren und 
sind. Die Kräfte zur Durchsetzung sind 
vorhanden, sie arbeiten in den Betrieben 
und gehen gemeinsam auf die Straße. 

Horst Gobrecht 


Mini-Angebot in BaWü 

Die Verhandlungen am 16. Mai für die 
rund 120 000 Beschäftigten des baden- 
württembergischen Groß- und Außen¬ 
handels ergaben noch keine Annähe¬ 
rung der Tarifparteien. Die Arbeitge¬ 
berseite legte ein erstes Angebot vor, 
das von ver.di als völlig unzureichend 
zurückgewiesen wurde. 

Das Angebot sieht bei einer Lauf¬ 
zeit von 24 Monaten folgende Tarifer¬ 
höhungen vor: 

- ab 1. April 2017:1,3 Prozent 

- ab 1. April 2018:1,3 Prozent 

Die ver.di-Verhandlungskommissi¬ 
on wies das Angebot als viel zu niedrig 
zurück. Die vorgeschlagenen Erhöhun¬ 
gen lägen deutlich unter den zu erwar¬ 
tenden Preissteigerungen und bedeu¬ 
teten massive Reallohnsenkungen. ver. 
di-Verhandlungsführer Bernhard Fran¬ 
ke: „Dieses Angebot ist geradezu eine 
Provokation. Weiterarbeiten für weni¬ 
ger Geld ist mit uns nicht drin. Damit 
ist der Protest in den Betrieben pro¬ 
grammiert; die kommenden Wochen 
werden heiß.“ Die Verhandlungen sol¬ 
len am 12. Juni in Ettlingen (Radisson 
Blu-Hotel, Am Hardtwald 10) fortge¬ 
setzt werden. 

ver.di hat die Entgelttarifverträge 
zum 31. März 2017 gekündigt und for¬ 
dert Tariferhöhungen um 5,6 Prozent; 
die Ausbildungsvergütungen sollen um 
80 Euro erhöht werden. 

Bereits in den vergangenen Wochen 
fanden im Land erste Proteste in Groß¬ 
handelsbetrieben statt, ver.di wird nun 
zu Warnstreiks aufrufen. 

UZ 


Kräftige Lohnerhöhung nötig 

2500 Streikende gehen im bayerischen Handel auf die Straße 


Keine Einigung zu 
Griechenland 

Die Eurostaaten und der Interna¬ 
tionale Währungsfonds haben am 
Montag wieder keine Einigung zur 
Zahlung der nächsten Hilfstranche 
an Griechenland erzielt. Griechen¬ 
land hatte zuvor mit einer weiteren 
Rentenkürzung die Bedingungen 
der Geldgeber - auch nach Ansicht 
von Bundesfinanzminister Schäub¬ 
le - erfüllt. Der Streit geht schon seit 
einem Jahr darum, ob die Gläubiger 
Griechenland einen Teilschuldener¬ 
lass zubilligen. Die Bundesregierung 
weigert sich vor der Bundestagswahl 
einer solchen Maßnahme zuzustim¬ 
men. Keine weiteren Hilfen an Grie¬ 
chenland hatte sie den Bundestagsab¬ 
geordneten versprochen. Die nächs¬ 
te Sitzung der Eurogruppe findet am 
15. Juni statt. Griechenland braucht 
das Geld Anfang Juli um einige Mil¬ 
liarden alter Schulden zu begleichen. 

Schräges starkes 
BIP-Wachstum 

Die deutsche Wirtschaft ist im ersten 
Quartal kräftig gewachsen. Schon im 
ersten Quartal wuchs die deutsche 
Wirtschaft um 0,6 Prozent, bestä¬ 
tigte das Statistische Bundesamt die 
vorläufige Rechnung. Auf Jahresra¬ 
te hochgerechnet sind das immer¬ 
hin zweieinhalb Prozent. Im Detail 
allerdings sieht es nicht ganz so gut 
aus. Wegen des milden Winters wur¬ 
de am Bau praktisch keine Winter¬ 
pause eingelegt, weshalb der Bau die 
gemeldeten 0,2 Prozentpunkte zum 
Wachstum beigetragen haben dürf¬ 
te. Bedenklicher sind die 0,4 Prozent¬ 
punkte, die der Außenhandel beige¬ 
steuert hat. Das bedeutet ein weiter 
stark vom Export getriebenes Wachs¬ 
tum. Der private Konsum, der zwei 
Drittel des Bruttoinlandsprodukts 
ausmacht, hat nur 0,2 Prozent zum 
Wachstum beigetragen. Das ist sehr 
wenig. Schließlich deuten die „Vor¬ 
ratsveränderungen“ mit einem gro¬ 
ßen negativen Wachstumsbeitrag von 
0,4 Prozentpunkten darauf hin, dass 
die statistischen Zahlen mit Vorsicht 
zu genießen sind. „Vorratsverände¬ 
rungen“ ist die Kategorie, die den sta¬ 
tistischen Fehler auffängt. 

Auch im ersten Quartal wurde die 
deutsche Wirtschaft weiter vom Au¬ 
ßenhandel getrieben, mit schwacher 
Binnennachfrage und schwachen hei¬ 
mischen Investitionen. 

Merkel gegen 
ExportkritiK 

Angela Merkel hat Kritik am hohen 
deutschen Exportüberschuss zurück¬ 
gewiesen. Dies hänge an zwei Fakto¬ 
ren, die die Regierung gar nicht be¬ 
einflussen könne, sagte die Kanzle¬ 
rin. Der Euro sei wegen der lockeren 
EZB-Politik so schwach und deshalb 
seien deutsche Waren verhältnismä¬ 
ßig billig. Zweitens sei der Erdölpreis 
sehr niedrig. Wenn dieser höher läge, 
würde die Handelsbilanz der Öl im¬ 
portierenden Bundesrepublik sofort 
anders aussehen. „Wir können mehr 
bei uns investieren“, meinte Mer¬ 
kel. Allerdings sei es schon heute so, 
dass der Binnenkonsum der größte 
Wachstumstreiber sei. 

Unterschriftenaktion 
für Renato Steinbrink 

Der Solidaritätskreis Renato Stein¬ 
brink hat ein vielfältiges örtliches 
und überörtliches Echo gefunden. 
Bereits jetzt haben über 180 Bürger 
mit ihrer Unterschrift persönlich ihre 
Solidarität mit dem Betriebsrats Vor¬ 
sitzenden bei der Klinikum Bran¬ 
denburg GmbH erklärt und die For¬ 
derung an die Geschäftsführung er¬ 
hoben, das Arbeitsgerichtsverfahren 
durch Rücknahme des Antrages auf 
Entlassung von Renato Steinbrink 
aus dem Betriebsrat zu beenden. 
(Vgl. UZ vom 21.4.2017) 

Dem ist die Geschäftsführung 
bisher nicht nachgekommen. 

Wer sich den Forderungen an¬ 
schließen möchte, hat Gelegenheit 
seine Unterschrift in der Geschäfts¬ 
stelle der Linken, Kirchhofstr. 1, oder 
am Infostand der DKP am 26. Mai 
auf dem Neustädtischen Markt in 
Brandenburg zu leisten. 
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Markus Ziegler kandidiert 
in Thüringen 


Mit 31 Jahren bin ich, Markus Ziegler, 
zum ersten Mal als Kandidat für die 
DKP im Land Thüringen nominiert. 
Von Beruf bin ich Altenpfleger, mit 
meiner Frau und unseren drei Kindern 
lebe ich in Erfurt. 

Durch meine Arbeit erlebe ich un¬ 
mittelbar Missstände, die dringend ab¬ 
gestellt werden müssen: Es geht um 
nichts weniger, als das Gesundheits¬ 
wesen allen Bürgern, unabhängig von 
Geld und Herkunft, zugänglich zu ma¬ 
chen und für humane Arbeitsbedin- 



Markus Ziegler 


gungen zu sorgen. Es gilt: Gesundheit 
ist keine Ware! Diese Forderung steht 
im krassesten Gegensatz zur Realität. 
Die Privatisierung und Liberalisierung 
im Gesundheitswesen machen Kran¬ 
kenversorgung, Behandlung, Medika¬ 
mente, letztlich sogar die Hilfebedürf¬ 
tigen und die Pflegekräfte selbst zur 
Ware nach Effizienzkriterien. Es darf 
nicht sein, das Krankenhäuser profit¬ 
orientiert wirtschaften. 

Ebenso ist nicht zu rechtfertigen, 
dass sehr vielen Mitarbeitern und Mit¬ 
arbeiterinnen gerade mal der Min¬ 
destlohn gezahlt wird. Wir wollen 
gute Arbeit leisten. Es müssen dem¬ 
entsprechende Arbeitsbedingungen 
und Entlohnungen sein. Für bedarfs¬ 
orientierte Patientensicherheit, Per¬ 
sonal- und Qualitätsstandards - weg 
vom Neoliberalismus im Gesundheits¬ 
wesen! 

Die DKP bohrt ihre Finger in die 
Wunden der unhaltbaren Zustände in 
Krankenhäusern, Kultur, Bildung, De¬ 
mokratieabbau, Bespitzelung, Abbau 
der erkämpften Arbeitsrechte, unzu¬ 
mutbaren Löhne, verlogene Umwelt¬ 
politik, mediales Verderben. Durch die¬ 
sen Anspruch vertritt die DKP nicht 
nur meine Interessen, sondern auch 
die Interessen meiner Kinder, meiner 
Familie und ebenso die meiner Mit¬ 
menschen. 


DKP Karlsruhe fordert: 
Naziaufmarsch verhindern! 

Am 3. Juni 2017 droht der Stadt Karlsru¬ 
he mit dem „Tag der deutschen Zukunft“ 
einer der größten Nazi-Aufmärsche der 
Bundesrepublik. Die DKP Karlsruhe 
tritt dafür ein, mit einer Aktion über 
Weltanschauungs- und Parteigrenzen 
hinweg den Aufmarsch zu verhindern. 
Dazu ruft ein aus ca. 140 Organisationen 
bestehendes Bündnis alle Menschen in 
Karlsruhe auf. 

DKP Stuttgart fordert 
Ende des OS-Kommandos 

Sich für die Kündigung der Verträge 
mit der US-Regierung über die Stati¬ 
onierung des Afrikanischen und Eu¬ 
ropäischen Kommandos einzusetzen, 
forderten die Kandidaten der DKP 
Stuttgart. Von EUCOM aus werden 
alle US-Atomwaffen in Europa befeh¬ 
ligt und Verlegungen von Truppen und 
Gerät Richtung Osteuropa koordiniert. 
Dadurch werde Stuttgart zur Frontstadt 
bei der Vorbereitung eines Krieges ge¬ 
gen Russland, für die Kandidaten der 
DKP ein untragbarer Zustand. 


Private Renditen steigern 

Berliner Senat will Schattenhaushalt für Schulen 


B is 2024 fehlen allein in Berlin auf¬ 
grund steigender Schülerzahlen 
60 bis 80 neue Schulen, was bei 
der Durchschnittsfrist von acht Jahren 
zwischen Planung und Übergabe eine 
dringliche Notlage ist. Um ein zwei- bis 
dreimal größeres Finanzierungsvolu¬ 
men geht es bei der Sanierung. Die da¬ 
für vorgesehenen Landesmittel sind in 
den beiden vergangenen Jahren nur zu 
sieben bzw. zu 15 Prozent ausgegeben 
worden, allein schon die Bestandauf¬ 
nahme der Schäden hatte wegen Per¬ 
sonalmangels mehrere Jahre gedauert. 
In Berlin verrichten statt einer Vier¬ 
telmillion (1992) nun nur noch 110000 
Beamte und Angestellte die Aufgaben 
des öffentlichen Dienstes. Für die bau¬ 
liche Unterhaltung der Verkehrsinfra¬ 
struktur und der öffentlichen Gebäude 
sind im Wesentlichen die 12 Bezirke zu¬ 
ständig, denen allerdings die fürs Perso¬ 
nal zuständigen Landesregierungen die 
Stellen weggekürzt haben. 

Die Parteien des im vergangenen 
Herbst gewählten Senats hatten vor 
der Wahl Vorschläge zum Bau und zur 
Sanierung von Schulen gemacht. So 
steht es denn auch - verklausuliert - 
im Koalitionsvertrag: Schulbau und 
Sanierung sollen durch privatrechtli¬ 
che Kredite finanziert werden, deren 
Kapital im Vergleich zu Staatsanleihen 
erheblich höher verzinst werden wür¬ 
de. Als Begründung dient die Versiche¬ 
rung, so die Schuldenbremse umgehen 
zu können, da die Kosten als Mietzah¬ 
lungen des Senats an eine oder meh¬ 
rere Infrastrukturgesellschaften wie in 
einem Schattenhaushalt verschwinden 
würden. 

Für derartige öffentlich-öffentli¬ 
che Partnerschaften (ÖÖP), als PPP-s 
kleine Schwester, werben auch Birgit 
Keller, Benjamin-Immanuel Hoff und 
Alexander Fischer, Minister in Thürin¬ 
gen bzw. Staatssekretär in Berlin. Sie 
sehen ÖÖP „als Hebel zur Mobilisie¬ 
rung zusätzlicher Finanzmittel am Kre¬ 
ditmarkt“, wollen in Auswertung der 
Hamburger Erfahrungen ihre „neo- 
keynesianische Strategie“ aber nicht 
mit dem Versprechen verbinden, öf¬ 
fentliche Ausgaben billiger zu erledi¬ 
gen. Im Unterschied zu Hamburg hätte 
sich eine Infrastrukturgesellschaft auf 
den Bau und die Sanierung von Schul¬ 
gebäuden zu beschränken und würde 
nicht auch noch an der Unterhaltung 
verdienen. Diese weniger militante 
Strategie widerspricht aber den Ab¬ 
sichten der Berliner Senatsparteien, die 
landeseigene Unternehmen laut Koali¬ 
tionsvertrag betriebswirtschaftlich „an 
vergleichbaren Unternehmen mes¬ 
sen“ wollen, also Privatunternehmen. 
Der bündnisgrüne Koalitionspartner 
hat angekündigt, die Betriebskosten 
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der Berliner Schulen analog zu Ham¬ 
burg „spitz“ abrechnen zu wollen. Die 
widersprüchlichen Absichten werden 
nun hinter verschlossenen Türen ver¬ 
handelt, man plane „Berliner Struktu¬ 
ren, um das Ganze finanzieren zu kön¬ 
nen, im Rahmen der Schuldenbremse“, 
so die Bildungssenatorin Sandra Schee- 
res (SPD) im Februar 2017. 

Wie eine fortschrittliche Investiti¬ 
onspolitik durchzusetzen wäre, bleibt 
in der Argumentation von Keller, Hoff 
und Fischer auch deswegen offen, weil 
sie ihre „Erkenntnis“ nicht begrün¬ 
den, dass der über Jahre aufgebaute 
milliardenschwere Investitionsstau an 
den Berliner Schulen nicht mittels ei¬ 
ner konventionellen Haushaltsfinan¬ 
zierung abgebaut werden kann. So 
bleibt unerklärlich, dass aktuell ein 
jährlicher Milliardenüberschuss im 
Berliner Landeshaushalt zum Neubau 
von elf Schulen in alleiniger Staatsre¬ 
gie genutzt werden soll, wie im Januar 
vorgestellte Senatspläne besagen. Es 
geht also auch, ohne das Finanzkapi¬ 
tal zwischenzuschalten. Die Bewer¬ 
tung der Linkspolitiker, ÖÖP sei als 
Alternative zu PPP das kleinste Übel, 
ist einerseits nicht nachvollziehbar, 
fügt sich andererseits aber argumen¬ 
tativ in die Planungen auf Bundes¬ 
und Landesebene ein. Bei denen geht 
es auch darum, im Rahmen einer in 
Stein gemeißelten Ablehnung konven¬ 
tioneller Haushaltspolitik auch linke 
Kritiker in die staatsmonopolistische 


Rechtsetzung („Sachzwang“) mit ein¬ 
zubeziehen. 

Die Argumente der Gewerkschaften 
sind bisher nicht durchgedrungen, ob¬ 
wohl sie die Wirtschaftlichkeit ihrer Al¬ 
ternativen - mehr Personal, mehr staat¬ 
liche Investitionen - in den vergangenen 
Jahren durch Berechnungen belegt ha¬ 
ben. Mehreren Studien zufolge sind öf¬ 
fentliche Investitionen im Vergleich zu 
privaten mit einem wesentlich höheren 
Multiplikatoreffekt verbunden, sodass 
jeder Euro, den der Staat investiert, zu 
einem Wachstum des Volkseinkommens 
um 1,30 Euro bis 1,80 Euro führt. Im 
Zusammenhang mit der Missachtung 
dieser makroökonomischen Erkennt¬ 
nisse steht die Stagnation der Baubran¬ 
che. Hier erzeugen bundesweit 300 000 
sozialversicherungspflichtig Arbeitende 
weniger denselben Umsatz wie im Jahr 
2000. Mehr als ein Drittel der Stellen 
sind entfallen. Da in der von Kleinbe¬ 
trieben geprägten Branche kaum Pro¬ 
duktivitätsentwicklung stattgefunden 
hat, lässt der Stellenabbau auf ver¬ 
schärfte Ausbeutung schließen, v. a. auf 
eine massenhafte Tarifflucht, die ein ra¬ 
dikaler Ausstieg des Staats aus der Sa¬ 
nierung und dem Bau neuer Schulen mit 
ermöglicht hat. Statt 45 Prozent (1995) 
gaben Länder und Kommunen 2015 nur 
noch 20 Prozent ihrer baulichen Inves¬ 
titionen für die Schulen aus. Die Zahl 
der Lehrlinge am Bau deckt seit 2014 
angesichts wenig attraktiver Arbeitsbe¬ 
dingungen nicht mehr den ohnehin ver¬ 


ringerten Bedarf, demgegenüber über¬ 
traf die Zahl der ausländischen Bauar¬ 
beiter 2015 erstmals seit 2003 wieder die 
100 000. Im Ergebnis fehlt nicht nur für 
die staatliche Planung, sondern auch 
die Durchführung der unabweisbaren 
Investitionen das nötige Personal, und 
zwar mit großen regionalen Unterschie¬ 
den und vor allem dort, wo die Schulge¬ 
bäude ohnehin schon in beklagenswer¬ 
testem Zustand sind. 

Die absurde Dysfunktionalität des 
öffentlichen Bauens - v.a. im Schulbe¬ 
reich - ist allerdings mit dem Potential 
verbunden, die andauernd krisenhafte 
Entwicklung des Finanzkapitals ein we¬ 
nig abzuschwächen, und fügt sich daher 
nahtlos in die allgemeine Krise des Ka¬ 
pitalismus ein. 

Im umrissenen Gesamtzusammen¬ 
hang sollten die von den DGB- Ge¬ 
werkschaften vertretenen Alternati¬ 
ven nun endlich durchgesetzt werden: 
Abschaffung der Steuerprivilegien für 
sehr hohe Vermögen und Einkommen, 
einheitliche Besteuerung sämtlicher 
Einkommensarten, Ausnahme öffent¬ 
licher Infrastrukturinvestitionen von 
der „Schuldenbremse“ und Stärkung 
der „personellen und institutioneilen 
Kapazitäten der Kommunen“ sowie 
des regionalen Handwerks. 

Uli Scholz 

Der vollständige Text erschien in Heft 
2/2017 der „Marxistischen Blätter“, wir 
danken für die freundliche Abdruckge¬ 
nehmigung. 


Top oder Flop? 

Das Duale Ausbildungssystem 


Über das duale Ausbildungssystem 
(also die Kombination aus Berufs¬ 
schulunterricht und praktischer Teil 
im Betrieb) in der Bundesrepublik 
wird viel geschrieben, Angela Merkel 
gab bei verschiedenen Gelegenheiten 
zu Protokoll, dass dieses ein Vorbild 
weltweit sei. 

Das lässt aufhorchen und macht 
erstmal skeptisch, was gefällt den 
Banken und Konzernen, deren In¬ 
teressen Frau Merkel vertritt an der 
dualen Ausbildung? Einerseits ist es 
mit ihr möglich, die Ware Arbeits¬ 
kraft passgenau mit Qualifikationen 
auszustatten die dann für die spätere 
Ausbeutung benötigt werden. Hier¬ 
bei ist die Kombination von Berufs¬ 
schule und praktischer Ausbildung im 
Betrieb für gewisse Tätigkeiten offen¬ 
sichtlich wesentlich produktiver als 
eine nur theoretische Ausbildung z.B. 
an einer Hochschule. Zusätzlich wer¬ 
den betriebliche Abläufe erlernt, die 
eine spätere Eingewöhnung ebenfalls 
beschleunigen. Gleichzeitig kann die 
Ausbeutung aber auch schon während 


der Ausbildung beginnen, das ist ins¬ 
besondere attraktiv wenn Auszubil¬ 
dende möglichst wenig Ausbildungs¬ 
vergütung erhalten und Kontrolle der 
Rahmenpläne nicht so genau genom¬ 
men wird, z.B. im Handwerk, der Gas¬ 
tronomie, im Handel etc. 

Also alles Mist? 

So einfach ist es dann nun wieder 
auch nicht, denn aus Sicht der Lohn¬ 
abhängigen sind auch folgende As¬ 
pekte zu berücksichtigen: Die duale 
Ausbildung sorgt dafür, dass die Kon¬ 
zerne die Kosten für die Ausbildung 
ihrer Arbeitskräfte nicht komplett 
auf den Staat abschieben können, 
sie macht es möglich, dass die Auszu¬ 
bildenden in ökonomische Klassen¬ 
kämpfe der Belegschaften mit ein¬ 
bezogen werden können. Das gilt für 
die Höhe der Ausbildungsvergütung, 
die Arbeitszeit und vieles mehr. So 
ist es möglich, mindestens in einigen 
Branchen Ausbildungsvergütungen 
durchzusetzen die wesentlich über 
jenen Leistungen liegen die bei einer 
theoretischen Ausbildung z.B. an ei¬ 


ner Hochschule momentaner Stand 
sind. Beispiele sind hier die Metall- 
und Elektroindustrie, der öffentliche 
Dienst etc. Außerdem entsteht durch 
die duale Ausbildung die Forderung 
nach der Übernahme, welche eben¬ 
falls Teil von betrieblichen und tarifli¬ 
chen Auseinandersetzung wird. Häu¬ 
fig ist die unbefristete Übernahme 
ohne wenn und aber möglich, obwohl 
ein ganzer Korb voller Schlupflöcher 
für die Konzerne da ist. Trotzdem ist 
ein riesiger Unterschied im Vergleich 
zur Situation der einzelnen Bewer¬ 
bung nach einer theoretischen Aus¬ 
bildung da. 

Das was die Kapitalseite an Änderun¬ 
gen im Ausbildungssystem umsetzt, 
sogenannte schulische Ausbildungen, 
in denen der schulische Teil überwiegt, 
die Praxis in Form von unbezahlten 
Praktika erbracht wird, bietet all die¬ 
se Möglichkeiten nicht. Stattdessen 
sind die Arbeitskräfte nun kostenlos, 
gemeinsamer Kampf mit den Beleg¬ 
schaften wird massiv erschwert und 
die Auszubildenden (hier Schüler ge¬ 


nannt) müssen sich durch Nebenjobs 
oder Schüler-Bafög finanzieren. 

Diese Alternativen zur dualen 
Ausbildung sind also abzulehnen und 
zu bekämpfen, ebenso zu bekämpfen 
sind aber auch die Zustände in vie¬ 
len dualen Ausbildungen. Mehr und 
mehr Berufsschulen werden geschlos¬ 
sen und zentralisiert, was hohe Kos¬ 
ten für die Auszubildenden nach sich 
zieht, gleichzeitig ist die Unterichts- 
qualität häufig unterirdisch. Vergü¬ 
tungen liegen weiterhin in vielen Be¬ 
rufen so niedrig, dass ein eigenständi¬ 
ges Leben faktisch nicht möglich ist, 
Ausbildungsfremde Tätigkeiten sind 
eher Regel als Ausnahme, Überstun¬ 
den und Unsicherheit wie es nach der 
Ausbildung weitergeht sind Alltag. 
Gegen diese Schweinereien gemein¬ 
sam und solidarischen Widerstand zu 
entwickeln, könnte dafür sorgen, dass 
die Banken und Konzerne das System 
vielleicht nicht mehr ganz so klasse 
finden, wir dagegen können nur so 
unsere Rechte erkämpfen. 

Florian Hainrich 
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Parteien elegant aushebeln 

Artikel 21 GG soll verändert werden 


B emühungen, Grundgesetzände¬ 
rungen noch in dieser Legisla¬ 
turperiode durch zu setzen, wer¬ 
den von den Mehrheitsfraktionen im 
Bundestag anscheinend als probates 
Mittel angesehen, um noch ein paar 
Pflöcke vor dem Herbst ein zu ram¬ 
men. Neben dem umfangreichen Pa¬ 
ket zur Neuregelung der Bund-Län- 
der-Beziehungen ( Finanzausgleich, 
Übertragung der Bundesfernstraßen 
an den Bund, direkter Einfluss des 
Bundes auf kommunale Politik durch 
ÖPP) gibt es einen weiteren Gesetz¬ 
entwurf von CDU/CSU und SPD. 

Diesmal ist Artikel 21 GG im Visier, 
der die Mitwirkung der Parteien an der 
politischen Willensbildung beschreibt. 
Man will neue Absätze in diesen Ar¬ 
tikel einfügen, um sich einen weiten 
Spielraum bei der Beurteilung „verfas¬ 
sungskonforme oder verfassungswidri¬ 
ge Parteien“ zu ermöglichen. 

Hintergrund ist das seltsame Ur¬ 
teil des Bundesverfassungsgerichts 


vom Januar 2017, mit dem die Fest¬ 
stellung der Verfassungswidrigkeit 
der NPD zurückgewiesen und kein 
Parteiverbot ausgesprochen wurde. 
In der Begründung heißt es „Im Er¬ 
gebnis ist die Partei (NPD) somit 
nur wegen ihres eigenen politischen 
Misserfolges und der derzeit gerin¬ 
gen politischen Einflussmöglichkei¬ 
ten nicht verboten worden“. Im KPD- 
Verbotsurteil von 1956 wurde dieses 
Argument genau in umgekehrter 
Weise genutzt, um die KPD zu ver¬ 
bieten. 

Eine Steilvorlage gab das BverFG 
den herrschenden Parteien mit einem 
Hinweis in seiner umfangreichen Ur¬ 
teilsbegründung: Es stehe dem Ge¬ 
setzgeber frei, neben dem Parteiver¬ 
bot weitere, abgestufte Sanktions¬ 
möglichkeiten gegenüber Parteien 
zu schaffen. Dazu zähle besonders 
der Ausschluss von der staatlichen 
Parteienfinanzierung (Wahlkampf¬ 
kostenerstattung u.ä.) wie auch die 


steuerlichen Privilegien für die Par¬ 
teien und für Zuwendungen an diese 
Parteien entfallen zu lassen. 

Genau darauf zielt der aktuelle 
Gesetzentwurf der Regierungspar¬ 
teien, der nach erster Lesung nun 
im Innenausschuss am 29. Mai be¬ 
raten und dann noch vor der parla¬ 
mentarischen Sommerpause im Juli 
im Bundestag sicherlich mit der vor¬ 
handenen 2/3 Mehrheit abgestimmt 
werden wird. In dem Text zur Ände¬ 
rung/Ergänzung und der Begründung 
für Artikel 21 GG ist nicht mehr die 
Rede von der NPD, sondern ganz 
allgemein wird die dafür immer ger¬ 
ne herbei formulierte „freiheitlich 
demokratische Grundordnung“ ge¬ 
nutzt, um Sanktionsmöglichkeiten zu 
erhalten. Dafür reicht es aus, dass die 
beschuldigte Partei diese FDGO be¬ 
einträchtigt oder sogar beseitigen will 
oder den Bestand der BRD zu gefähr¬ 
den imstande sei. Natürlich soll das 
Bundesverfassungsgericht auf Antrag 


entscheiden, aber aus der Urteilsbe¬ 
gründung zum NPD-Urteil geht her¬ 
vor, dass sich das Gericht einer solch 
schwammigen, durch das Grundge¬ 
setz überhaupt nicht gedeckten Be¬ 
gründung nicht verschließen würde 
und das schwerwiegende Parteiverbot 
elegant auf einer etwas niedrigeren 
Stufe umgeht und dennoch die politi¬ 
schen Möglichkeiten der betroffenen 
Partei massiv einschränkt. 

Man konnte schon beim gesamten 
Vorlauf und der Verhandlung gegen 
die NPD sich des Eindrucks nicht er¬ 
wehren, dass dieses Verfahren nicht 
vom Willen getragen war, diese offen 
rassistisch und faschistisch auftreten¬ 
de Partei zu verbieten, sondern ein 
höchstrichterliches Urteil zu erhalten, 
mit dem es möglich wird, gegen solche 
Parteien ein Schwert in die Hand zu 
bekommen, die eine Gefahr für die 
Herrschenden darstellen oder in Zu¬ 
kunft darstellen könnten. 

Herbert Becker 


Staatliche Aufbauhilfe 

Immer mehr Verstrickungen staatlicher Stellen in die 
militante Naziszene 


Dauerangriffe auf 
Verfassung 

Größte Gefahr für Grund- und Freiheitsrechte geht 
von etablierter Politik und den Behörden aus 


Die nunmehr seit Jahren anhaltende 
Skandalserie über Verstrickungen von 
Polizeibehörden und Inlandsgeheim¬ 
diensten in die neofaschistische Sze¬ 
ne reißt nicht ab. Aktuell mehren sich 
Hinweise darauf, dass ein ehemaliger 
Deutschland-Chef des in der Bundes¬ 
republik zumindest offiziell verbote¬ 
nen militanten Nazinetzwerks „Blood 
and Honour“ (B&H) als sogenannter 
V-Mann für das Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz (BfV) gearbeitet hat. Die 
ARD hatte über einen Vermerk des 
Berliner Landeskriminalamts (LKA) 
berichtet, in dem es heißt, dass „der 
Deutschland-Chef von Blood and Ho¬ 
nour“ „durch das LKA 514 an das BfV 
vermittelt“ worden sei. Die Behörden 
verweigerten die Aufklärung. Die Si¬ 
cherheitsbehörden der Hauptstadt 
wollten sich gegenüber der ARD nicht 
äußern, weil angeblich der „operative 
Kernbereich der V-Mann-Führung der 
Sicherheitsbehörden“ betroffen sei. 

Die Linksfraktion kündigte unter¬ 
dessen an, das Thema keineswegs auf 
sich beruhen zu lassen. „Sollten die 
Medienberichte tatsächlich zutreffen, 
dann hätte der Verfassungsschutz die¬ 
se zu Recht als hochgefährlich einge¬ 
stufte Organisation nicht überwacht, 
sondern regelrecht mit aufgebaut und 
womöglich über Jahre hinweg an ent¬ 
scheidender Stelle selbst mitgesteuert“, 
kritisierte Andre Hahn, Bundestagsab¬ 
geordneter der Linksfraktion. Er be- 
zeichnete die neuerlichen Vorwürfe als 
„ungeheuerlichen und durch nichts zu 
rechtfertigenden Vorgang“, der lücken¬ 
los aufgeklärt werden müsse. 

Bundesregierung und Verfassungs¬ 
schutz könnten sich in dieser Angele¬ 
genheit nicht auf den sogenannten 
Kernbereich der V-Mann-Führung 
berufen“, erklärt Hahn, der zugleich 
stellvertretender Vorsitzender des 
Parlamentarischen Kontrollgremiums 
des Bundestages für die Geheimdiens¬ 
te ist. 


Auch die Bundeswehr gilt wei¬ 
terhin als Hort der extremen Rech¬ 
ten. Auch der Skandal um Neonazi- 
Netzwerke in der Bundeswehr ver¬ 
liert noch immer nicht an Aktualität. 
„Die Verbindungen in die Neonazi- 
Szene müssen schonungslos und un¬ 
verzüglich aufgeklärt werden“, erklär¬ 
te Nicole Gohlke, hochschul- und wis¬ 
senschaftspolitische Sprecherin der 
Linksfraktion, mit Blick auf aktuelle 
Enthüllungen über ein rechtsextremes 
Netzwerk an der Bundeswehr-Univer¬ 
sität in München. „Bei Neonazis in der 
Bundeswehr reden wir offensichtlich 
längst nicht mehr von Einzelfällen, 
sondern von einem System des jahre¬ 
langen Wegschauens und der schwei¬ 
genden Unterstützung“, so Gohlke 
weiter. Anders sei „nicht zu erklären, 
dass es zahlreiche Verbindungen zwi¬ 
schen Studierenden der Bundeswehr- 
Universität München und den organi¬ 
sierten Nazis der „Identitären Bewe¬ 
gung“ gäbe. Auch im Zusammenhang 
mit der Festnahme des Terrorverdäch¬ 
tigen Soldaten Franco Albrecht und 
seinem Gesinnungsgenossen Mathias 
F. (UZ berichtete) kam es zu neuerli¬ 
chen Enthüllungen. So müssten mögli¬ 
che Verbindungen zum mutmaßlichen 
Komplizen von Franco A., Maximilian 
T., der ebenfalls an der Hochschule in 
München studierte, „schnellstens er¬ 
mittelt werden“, forderte Gohlke. 

Mittlerweile gilt als offensichtlich, 
dass die Alimentierung der militan¬ 
ten Naziszene auch nach Veröffentli¬ 
chungen über Verstrickungen der so¬ 
genannten Sicherheitsbehörden in den 
Terror des „Nationalsozialistischen 
Untergrundes“ (NSU) nicht beendet 
wurde. Somit stellt sich zunehmend die 
Frage, ob es nicht der entscheidende 
Schlag gegen die rechten Gewalttäter 
sein könnte, die bundesdeutschen In¬ 
landsgeheimdienste endgültig zu zer¬ 
schlagen. 

Markus Bernhard 


Am Verfassungstag, dem 23. Mai, ha¬ 
ben acht deutsche Bürger- und Men¬ 
schenrechtsorganisationen den neuen 
Grundrechte-Report vorgestellt. Der 
Bericht listet in 41 Beiträgen verschie¬ 
dener Autorinnen und Autoren die De¬ 
fizite in der Anerkennung und Durch¬ 
setzung einzelner Grundrechte in der 
Bundesrepublik auf. Zu den Themen 
des diesjährigen Grundrechte-Reports 
zählen die zahlreichen „Verschlimm¬ 
besserungen“ in der Anerkennung bzw. 
Abweisung von Geflüchteten, die der 
Gesetzgeber nach dem kurzen „Som¬ 
mer der Migration“ in Gang setzte, 
ebenso wie diskriminierende Prakti¬ 
ken aufgrund des Geschlechts, der Her¬ 
kunft oder anderer Merkmale. Einen 
breiten Raum nehmen auch die zahl¬ 
reichen neuen gesetzlichen Beschrän¬ 
kungen des Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung, des Post- und Fern¬ 
meldegeheimnisses sowie rechtsstaat¬ 
licher Grundprinzipien ein, die immer 
häufiger mit der Notwendigkeit sicher¬ 
heitspolitischer Maßnahmen und der 
Terrorbekämpfung begründet werden. 

Der diesjährige Grundrechte-Report 
wurde am Dienstag von dem Journalis¬ 
ten und Leiter des TV-Magazins Moni¬ 
tor, Georg Restle, vorgestellt. Er appel¬ 
lierte angesichts der negativen Bilanz 
des Reports daran, die Werteordnung 
unserer Verfassung nicht aus dem Blick 
zu verlieren. „In einer Zeit, in der Si¬ 
cherheit über allem steht, gerät die 
Freiheit in Gefahr. Wie selten zuvor in 
der Geschichte des Grundgesetzes ste¬ 
hen Grundrechte in diesem Land unter 
Druck. ,In dubio pro libertate 4 wurde ab¬ 
gelöst durch ,in dubio pro securitate 4 : Im 
Zweifel für die Sicherheit 44 kritisierte er. 

Tatsächlich liefert auch der Grund¬ 
rechte-Report 2017 eine erschreckende 
Chronik der Einschränkung von Bür¬ 
ger- und Menschenrechten. „Wir hof¬ 


fen die gesellschaftliche Debatte ein 
wenig beeinflussen zu können. Dass 
wir den Sicherheitswahn der etablier¬ 
ten Politik nicht nachhaltig verändern, 
zeigt die gesetzgeberische Hektik im 
innen- und rechtspolitischen Bereich, 
mit der seit Dezember 2016 wieder ein 
Gesetz nach dem anderen verabschie¬ 
det wird. Dagegen wäre eine breite bür¬ 
gerliche Bewegung notwendig, die den 
Protest auch auf die Straße trägt“, sagte 
Elke Steven, Soziologin und Referen¬ 
tin beim Komitee für Grundrechte und 
Demokratie e. V. in Köln, anlässlich der 
Vorstellung des Grundrechte-Reports. 

Ein besonderer Schwerpunkt des 
diesjährigen Berichtes sind zahlreiche 
Einschränkungen sozialer Grundrech¬ 
te, etwa bei der lückenhaften Umset¬ 
zung des Mindestlohns, der Ungleich¬ 
behandlung durch die Erbschaftssteu¬ 
erreform oder die Kostenvorbehalte 
im Bundesteilhabegesetz. Besondere 
Aufmerksamkeit widmet die Redakti¬ 
on den Gefangenen. So prangert Martin 
Singe etwa den Zynismus einer „aufge¬ 
schobenen Inkraftsetzung“ von § 190 ff 
Strafvollzugsgesetz an, das seit 1977 eine 
gesetzliche Rentenversicherung für Ge¬ 
fangene vorschreibt. Sie führt dazu, dass 
Gefangene zusätzlich zur menschenun¬ 
würdigen Bezahlung ihrer Arbeit weit 
unterhalb des Mindesteinkommens 
auch noch dadurch bestraft werden, dass 
ihr Verdienst nicht in die Rentenversi¬ 
cherung einfließt - also Altersarmut 
vorprogrammiert ist. „Die Begründun¬ 
gen für die Verweigerung dieser Sozi¬ 
alstandards sind so verschieden wie wi¬ 
dersprüchlich und belegen vor allem 
eines: dass sich Bund und Länder wech¬ 
selseitig aus der Verantwortung stehlen 
wollen“, konstatiert Singe. 

Vanessa Hellmann berichtet von 
der verweigerten Substitutionsthera¬ 
pie für einen Langzeit-Drogenabhän¬ 
gigen im bayerischen Strafvollzug, 
die den Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte beschäftigte. Auf 
eine weitere Entrechtung von Gefan¬ 
genen macht Kirsten Drenkhahn auf¬ 
merksam: Sie geht der Frage nach, ob 
Gefangene eine Gewerkschaft gründen 
und betreiben dürfen. 

Markus Bernhardt 
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Marx Engels 
STIFTUNG 


Veranstaltungen 
Mai bis 

September 2017 


SA | 27. Mai | 11-17 Uhr | Münster 


G. Lukäcs r Beitrag zur philosophischen 
Erneuerung des Marxismus 

mit Claudius Vellay, OFT: ITP, Friedrich Ebert-Str. 6 


SA | 3, Juni | Köln 


Marxismus in 45 Minuten 

Referent; Jürgen Lloyd. ORT: Festival der Jugend 


SA 110. Juni | 10.30-17 Uhr | Marburg 


150 Jahre „Das Kapital" 

Mit: H. Wendt {zum Stellenwert des „Kapital“ in der 
Geschichte der polit. Ökonomie), Prof. Thomas 
Kuczynski (Die Erstausgabe von Kapital Band t) Prof, 
Georg Fülberth (zur Wirkungsgeschichte des „Kapital“) 
ORT: DGB Haus, Bahnhofstr. 6 


FR 30. Juni | SA 1.Juli | Kassel 


Anlass: documenta 14 

FR: 14-16 Uhr, 17-19 Uhr Führungen mit Klaus Stein, 

SA: 10.30-17 Uhr Vorträge von Mehtap Baydu, Kassel, 
Prof. Reiner Diederich, Ffm, und Jürgen Meier, Hildes¬ 
heim. ORT: Cafe Buch-Oase, Germaniastr. 10 


SA | 15. Juli | 11-17 Uhr | Essen 


Die USA unter Trump 

Mit Dr. Erhard Crome, Beate Landefeld u. Klaus 
Wagener. ORT: DKP-Haus, Hoffnungstr. IS 


50 | 23. Juli | 10.30-14 Uhr | München 


Zum 50 . Todestag von Oskar Maria Graf 

Mit Dr. Ulrich Wttmann, Gelati u. Josef Brustmann, 
ORT: Gewerkschaftshaus, Schwanthalerstr, 64 


SA | 15. September | Berlin 


500 Jahre Reformation 

Mit Prof. Götz Dieckmann, Gerd Wendelborn u.a. 
ORT: Ladengalerie der „jungen Welt“, Torstr. 6 


SA | 23. September | Stuttgart 


Zur Entwicklung der VR China 

ORT: Clara-Zetkin-Haus, Goreh-Fock-Str. 26 


SA | 30. September | Bremen 


Zur deutschen Kolonialpolitik 

ORT: Villa Ichon, Goetheplatz 4 


SA | 14. Oktober | 11-17 Uhr | Berlin 


Ist die Volksfrontpolitik gescheitert? 

Beiträge von Prof. Heinz Karl, Hermann Kopp u.a. 


Marx-Engels-Stiftung e.V. | Gathe 55 | 42107 Wuppertal 

eMail: Marx-EngeLs-Stiftung@t-online.de | Website: www.marx-engels-stiftung.de 


Bedingungsloses 
Recht auf Kriegs¬ 
dienstverweigerung 

Die Internationale Liga für Men¬ 
schenrechte (ILM) hat die Aus¬ 
gestaltung und Durchsetzung ei¬ 
nes universellen, bedingungslosen 
Menschenrechts auf Kriegsdienst¬ 
verweigerung gefordert. Die in 
den letzten Monaten wiederholt 
geäußerte Forderung nach Wie¬ 
derbelebung der bis heute nur aus¬ 
gesetzten Wehrpflicht - zunächst 
durch einen Reservistenverband 
und zuletzt durch den CDU- 
Bundestagsabgeordneten Patrick 
Sensburg - gäbe berechtigten 
Anlass zur Sorge. Im Falle einer 
Wiederbelebung der Wehrpflicht 
bestünde nur die eingeschränkte 
Möglichkeit der Wehrdienstver¬ 
weigerung aus Gewissens- und 
Glaubensgründen. Die Interna¬ 
tionale Liga für Menschenrechte 
hält dieses bestehende Verweige¬ 
rungsrecht aus menschenrechtspo¬ 
litischer Sicht für unzureichend. 
„Das Recht auf Kriegsdienstver¬ 
weigerung in der Ausgestaltung 
als universelles, bedingungsloses 
Menschenrecht für alle Betroffe¬ 
nen und jenseits einer Gewissens¬ 
frage und -Überprüfung ist sowohl 
aus menschenrechtlicher als auch 
aus friedenspolitischer Sicht ge¬ 
boten. Es ist als ein übergeord¬ 
netes Recht zu verstehen und soll 
das bestehende Recht zur Kriegs¬ 
dienstverweigerung erweitern“, so 
die ILM weiter. 

Asyl rechtsverschä rf u ng 

Deutliche Kritik hat der Paritäti¬ 
sche Wohlfahrtsverband an dem 
„Gesetz zur besseren Durchset¬ 
zung der Ausreisepflicht“. „Der von 
CDU/CSU und SPD eingebrachte 
Entwurf ist verfassungsrechtlich 
fragwürdig und missachtet insbe¬ 
sondere die Rechte von Familien, 
Kindern,Traumatisierten und sons¬ 
tigen besonders schutzbedürftigen 
Personen“, kritisierte Ulrich Schnei¬ 
der, Hauptgeschäftsführer des Pari¬ 
tätischen Gesamtverbandes. 

Künftig soll den Ländern die 
Möglichkeit eingeräumt werden, 
den Verbleib in Erstaufnahmeein¬ 
richtungen von 6 auf bis zu 24 Mo¬ 
nate zu verlängern. In dieser Zeit 
dürften Asylbewerber nicht arbei¬ 
ten und ihren Kindern würde in 
vielen Bundesländern der Zugang 
zur Schule verwehrt. „Diese Re¬ 
gelung birgt die Gefahr, eine gro¬ 
ße Anzahl von Kindern ins sozia¬ 
le und gesellschaftliche Abseits zu 
drängen“, so Schneider. Eine kind¬ 
gerechte Unterbringung sei in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen nicht 
möglich. Die Regelung bedeute ei¬ 
nen erheblichen Einschnitt in das 
Recht auf gesellschaftliche Teilha¬ 
be und eine kindgerechte Entwick- 
lung. 

Sachsens CDU hat 
extreme Rechte 
groß gemacht 

Zu den Ergebnissen der Studie des 
Göttinger Instituts für Demokra¬ 
tieforschung im Auftrag der Ost- 
Beauftragten der Bundesregie¬ 
rung zum Rechtsextremismus in 
Ostdeutschland und insbesondere 
in Sachsen, hat sich Rico Gebhardt, 
Vorsitzender der Linksfraktion im 
Sächsischen Landtag, erklärt. Sach¬ 
sens CDU habe die extreme Rech¬ 
te im Freistaat ein Vierteljahrhun¬ 
dert lang groß gemacht, konstatier¬ 
te er. Sie habe die Bevölkerung der 
Verunsicherung durch Niedergang 
der Industrie, Arbeitslosigkeit und 
Abwanderung überlassen. „Die 
CDU interessierte sich für die 
Pflege der scheinbar schönen Sta¬ 
tistiken, die Einzelschicksale der 
Menschen wurden als belanglos 
abgetan. Dieses soziale Vakuum 
füllte sie mit der Verheißung einer 
segensreichen neuen Staatspartei“. 
Deshalb sei die Entwicklung einer 
normalen demokratischen Diskus¬ 
sions- und Streitkultur nach Kräf¬ 
ten behindert worden, egal ob an 
Schulen oder sonst im öffentlichen 
Raum. 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


Koalition hat nicht geliefert 

Neuwahlen in Österreich 


Votum für 
Atomausstieg 

Die Schweizer haben sich mit deutli¬ 
cher Mehrheit für den Atomausstieg 
und eine stärkere Förderung erneuer¬ 
barer Energien ausgesprochen. 58,2 
Prozent votierten am vergangenen 
Sonntag bei einer Volksabstimmung 
für ein neues Energiegesetz. Das Ge¬ 
setz verbietet den Bau neuer Atom¬ 
kraftwerke, verschärft die Richtwerte 
für den C0 2 -Ausstoß von Autos und 
erhöht das Fördergeld für erneuer¬ 
bare Energien. Die fünf bestehenden 
Kraftwerke sollen am Netz bleiben, 
solange sie von der Aufsichtsbehörde 
als sicher eingestuft werden. 

Sieg für Ruhani im Iran 

Amtsinhaber Hassan Ruhani hat die 
Präsidentenwahl im Iran gewonnen. 
Der 68-Jährige setzte sich bei der 
Wahl mit 57 Prozent der Stimmen ge¬ 
gen den konservativen Ebrahim Ra- 
eissi durch, der 38 Prozent der Stim¬ 
men erhielt. Mehr als 73 Prozent der 
insgesamt 56 Millionen Wahlberech¬ 
tigten im Iran nahmen nach amtli¬ 
chen Angaben an der Wahl teil. 

Das iranische Volk hat damit 
nach Ansicht von Ruhani mehrheit¬ 
lich für Mäßigung und gegen Extre¬ 
mismus gestimmt. „Die Iraner haben 
mit ihrer Stimme klar gezeigt, wel¬ 
chen Weg sie für die Zukunft haben 
wollen“, sagte Ruhani in seiner ers¬ 
ten Rede nach dem Sieg. Sie wollten 
den Weg nach vorne und nicht den 
zurück. 

Die außenpolitische Botschaft 
der Wähler ist laut Ruhani klar: 
Freundschaft und nicht Feindselig¬ 
keit, Frieden und nicht Gewalt, Mä¬ 
ßigung und nicht Extremismus, Ver¬ 
söhnung und nicht Streit. Dabei habe 
das Volk sich auch nicht von leeren 
und populistischen Versprechen täu¬ 
schen lassen, sagte Ruhani. Er werde 
nun versuchen, in den nächsten vier 
Jahren die Forderungen des Volkes 
umzusetzen. 

Hilfe für Arme kürzen 

US-Präsident Donald Trump will die 
kostenlose medizinische Versorgung 
sowie Lebensmittelhilfen für arme 
Bürger einschränken. In seinem 
Haushaltsentwurf, der am Dienstag 
in Washington vorgelegt werden soll, 
seien tiefe Einschnitte bei diesen Pro¬ 
grammen vorgesehen, berichteten 
USA-Medien. 

Nach den Berichten will Trump 
die Bundesausgaben für „Medi- 
caid“, die Gesundheitsversorgung 
für Menschen mit geringem Ein¬ 
kommen, in den nächsten zehn Jah¬ 
ren um 800 Milliarden Dollar ver¬ 
ringern. Laut Berechnungen des 
Haushaltsbüros des USA-Kongres- 
ses würde das rund zehn Millionen 
USA-Bürger ihrer Gesundheitsver- 
sorgung berauben. 

Zudem wolle Trump ein Pro¬ 
gramm kürzen, das arme Ameri¬ 
kaner mit Essensmarken versorgt. 
Durchschnittlich 44 Millionen USA- 
Bürger hatten im vergangenen Jahr 
Leistungen aus dem „Snap“-Pro- 
gramm erhalten. 

Sanktionen gegen 
Venezuela 

Als Verletzung internationaler Ver¬ 
einbarungen und Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten hat 
Venezuelas Außenministerin Del- 
cy Rodrfguez die neuen Sanktionen 
verurteilt, die das US-Finanzminis- 
terium gegen das südamerikanische 
Land verhängt hat. Die neuen Straf¬ 
maßnahmen treffen acht Richterin¬ 
nen und Richter des Obersten Ge¬ 
richtshofs (TSJ). Hintergrund ist ein 
Urteil von Ende März, in dem die 
Juristen vorübergehend Kompeten¬ 
zen des Parlaments übernommen 
hatten. Nach scharfer Kritik hat¬ 
ten die Richter diese Entscheidung 
nach wenigen Tagen korrigiert. 

Die neuen Strafmaßnahmen 
sind bereits die zweite Sanktions¬ 
runde der USA gegen Venezuela 
seit dem Amtsantritt von Donald 
Trump. Erste Strafmaßnahmen wa¬ 
ren gegen den venezolanischen Vi¬ 
zepräsidenten Tareck El Aissami 
verhängt worden. 


I nnerhalb von einem Jahr wurden bei 
drei der vier größten Parteien Öster¬ 
reichs die Vorsitzende bzw. der Vorsit¬ 
zende ausgetauscht - jeweils ohne Partei¬ 
tag: Im Mai 2016 in der SPÖ, im Mai 2017 
in der ÖVP und bei den Grünen. Die 
Rochaden waren Ergebnisse von Unzu¬ 
friedenheit und Querschüssen in den je¬ 
weils eigenen Parteien, der Bevölkerung, 
vor allem aber beim Kapital. Die Regie¬ 
rungsparteien hatten „nicht geliefert“: 
Den seit Jahren gewünschten schnellen 
und radikalen Sozialabbau und weitere 
Vergünstigungen fürs Kapital. Schon sehr 
lange wurde über vorgezogene Neuwah¬ 
len „spekuliert“ sie wurden praktisch her¬ 
beigeschrieben. Nun wird es sie im Okto¬ 
ber geben. 

Natürlich trugen Querelen, Konkur¬ 
renzen, persönliche Machtinteressen des 
parlamentarischen (Regierungs-)Perso- 
nals das Ihre dazu bei. Wer aber an drei 
Einzelfälle glaubt, scheint mir ein Träu¬ 
mer. Nur Heinz-Christian Strache steht in 
der FPÖ, der drittstärksten Partei, weiter 
im Amt. Der SPÖ-Bundeskanzler war im 
Jahr zuvor getauscht worden. Jetzt traf es 
den ÖVP-Vizekanzler, Wirtschafts- und 
Wissenschaftsminister Reinhold Mitter- 
lehner, der durch den von Teilen der Un¬ 
ternehmerschaft seit langem favorisier¬ 
ten Außenminister Sebastian Kurz als 
Vorsitzender ersetzt wurde. Den Vize¬ 
kanzlerposten verweigerte er. Kurz will 
Wahlkampf frei von der „Bürde“ eines 
solchen Amtes. 

„Es geht nichts weiter!“ - Industri¬ 
ellen-Vereinigung (IV) und Wirtschafts¬ 
kammer (WKO) trommeln das seit Jah¬ 
ren. Gemeint sind drastische Senkung 
der Lohnnebenkosten, Steuerumvertei¬ 
lung, Sonntagsöffnung, Schleifung des 
Pensionssystems. Besonders aber geht 
es um die Arbeitszeitflexibilisierung mit 
dem 12-Stunden-Arbeitstag als Herz¬ 
stück, einer 60-Stunden-Woche und 24 
Monaten Durchrechnungszeitraum. Da¬ 
mit sollen Überstundenzuschläge ge¬ 
strichen und Personal abgebaut werden, 
denn für Spitzenzeiten muss dann keines 
mehr vorgehalten werden. „Die Anhe- 


Der Friedensprozess in Kolumbien, der 
inzwischen mit der Abgabe der Waffen 
der Revolutionären Streitkräfte Ko¬ 
lumbiens (FARC) an einem eigentlich 
unwiderruflichen Punkt angelangt ist, 
droht an einem juristischen Bescheid zu 
scheitern. Das Verfassungsgericht hat 
die Buchstaben h und j des Gesetzes 
01/2016 wegen angeblicher Aufhebung 
von Verfassungsbestimmungen für ver¬ 
fassungswidrig erklärt und gab damit der 
rechten Opposition, namentlich der Par¬ 
tei „Centro Democrätico“ (CD) Recht, 
deren Ehrenvorsitzender der Friedens¬ 
gegner und Ex-Präsident Älvaro Uribe 
ist. 

Hintergrund ist, dass die Regierung 
den Friedensvertrag mit den FARC per 
„Fast Track“ durch das Parlament bringen 
wollte. Das Verfassungsgericht verteidigt 
in seinem Beschluss jedoch das Recht der 
Parlamentarier, den Text der Vereinba¬ 
rungen Artikel für Artikel abändern zu 
können und nicht etwa nur in komplet¬ 
ten Blöcken ja oder nein sagen zu dürfen. 
Damit werde die Gewaltenteilung gesi¬ 
chert, so das Gericht in seiner Stellung¬ 
nahme vom 18. Mai. 

1,3 Millionen Menschen hatten eine 
entsprechende Eingabe an das Gericht 
unterschrieben, die vor allem vom CD- 
Abgeordneten Ivan Duque vorangetrie¬ 
ben wurde. Dieser zeigte sich begeistert 
und äußerte, dass „der Kongress nicht der 
Notar der Casa de Narino“ (Präsidenten¬ 
palast, also des Präsidenten Juan Manuel 
Santos) sei. 

Fakt ist, dass dadurch nicht nur er¬ 
hebliche Verzögerungen verursacht wer¬ 
den, weil die Debatten im Parlament sich 
nun Monate hinziehen dürften, sondern 
auch wesentliche Vereinbarungen mit 
den FARC noch zu einem Zeitpunkt 


bung der Arbeitszeitgrenze bei Gleitzeit 
auf 12 Stunden steht seit mehr als drei 
Jahren im Regierungsprogramm und ist 
eine gesetzliche (!) Materie“, tadelte Ge¬ 
org Kapsch, Präsident der IV, Anfang des 
Jahres. 

Der im vergangenen Jahr inthroni¬ 
sierte Kanzler Christian Kern hatte - 
wie seine Vorgänger auch - mit der Re¬ 
gierungskoalition einiges im Interesse des 
Kapitals geleistet, wie z.B. die Kürzung 
der Bankenabgabe von 640 auf 100 Mio. 
Euro jährlich oder Zahlung der Lohnne¬ 
benkosten aus Steuermitteln für Start- 
Up-Unternehmen. Zu wenig, ließ die IV 
jetzt über die Medien ausrichten, als sie 
den beiden neuen Ministern nach der 


ÖVP-Rochade gratulierte. 

Die Menschen im Land sind eben¬ 
falls unzufrieden mit der Regierung. Die 
Arbeitslosenquote liegt bei 8,6 Prozent, 
414 000 Erwerbslosen stehen nur 55 000 
offene Stellen zur Verfügung. 1,5 Mio. 
Menschen sind armutsgefährdet, die 
Wohnungspreise steigen und die Lohn¬ 
steigerung betrug 2016 nur 0,32 Prozent, 
so die Studie des Europäischen Gewerk¬ 
schaftsbundes. Die Angst vor ausländi¬ 
schen Menschen wird geschürt. Die ge¬ 
samte Situation hat sich in den vergange¬ 
nen Wahlergebnissen niedergeschlagen, 


verändert werden können, wo diese ihr 
stärkstes Argument - ihre Bewaffnung - 
abgegeben haben. Auch und vor allem 
aufgrund der vielen negativen Erfahrun¬ 
gen in den sieben Jahrzehnten des Bür¬ 
gerkriegs, wo immer wieder ehemalige 
Kämpferinnen und Kämpfer nach Ab¬ 
gabe ihrer Waffen massakriert wurden, 
sind die Waffen für die Guerilleros die 
einzige Option für das Überleben, wenn 
der Staat sich von den gemachten Ver¬ 
sprechen verabschiedet. 

FARC-Chefunterhändler Ivan Mär- 
quez äußerte die Erwartung, dass Präsi¬ 
dent Santos von seinen verfassungsmä¬ 
ßigen Rechten Gebrauch mache, um den 
Friedensprozess weiterzubringen. Nach 
Auffassung der FARC ist das durch den 
Verfassungsartikel 189 (6) möglich, der 
dem Präsidenten Vollmachten zur Aus- 


die in der Regel zunehmend zugunsten 
der FPÖ ausfielen. 

Zwar konnten Kerns geniale Selbstin¬ 
szenierung und seine linken Sprüche von 
Wertschöpfungsabgabe und Ablehnung 
von Freihandelslabkommen sowie sein 
Weg in Richtung Abschottung auslän¬ 
discher Arbeitskräfte und seine Bitte an 
die EU um Dispens bei der Flüchtlings¬ 
aufnahme, die SPÖ-Umfrage-Werte wie¬ 
der erhöhen. Aber für eine erfolgreiche 
Weiterführung einer Koalition des So¬ 
zialabbaus hatte sein Koalitionspartner, 
die bürgerlich-konservative ÖVP, keine 
in der Wahlbevölkerung ausreichend sta¬ 
bile Basis. Die ÖVP ist eine diffizil struk¬ 
turierte Partei mit sechs teilweise gegen¬ 


sätzlichen Interessengruppen, sogenann¬ 
ten Bünden, die ihre eigene Opposition 
gleich mitliefert: die Junge Volkspartei, 
Wirtschaft, Bauern-, und Seniorenbund, 
Frauen und ÖAAB (Österreichischer 
Arbeitnehmerinnen- und Arbeitneh¬ 
merbund). 

So dümpelte die ÖVP in Umfra¬ 
gen abgeschlagen hinter SPÖ und 
FPÖ. Neuwahlen wurden immer wie¬ 
der kolportiert, eine rot-blaue Koali¬ 
tion ins Spiel gebracht. Shootingstar 
Kurz, 30 Jahre jung, agil, aus der Jungen 
Volkspartei kommend, und seine Hin¬ 


handlung und Umsetzung von Friedens¬ 
abkommen gibt. Die Organisation veröf¬ 
fentlichte eine Erklärung ihres Sekreta¬ 
riats mit einem „Aufruf zum Gebrauch 
des gesunden Menschenverstands, damit 
die Möglichkeit, Frieden zu schaffen, zum 
obersten heiligen Recht in der Verfas¬ 
sungsordnung wird, der uns anzuschlie¬ 
ßen wir akzeptiert haben.“ Die FARC 
sehen die reale Gefahr der weiteren Sa¬ 
botage des Prozesses durch die rechten 
Kräfte, die das als ihr Ziel auch öffentlich 
erklärt hatten. 

Gleichzeitig würdigen die FARC die 
Kongressmehrheit, die wichtige Geset¬ 
ze zur Umsetzung der Vereinbarungen 
verabschiedet habe. Die FARC erklären 
ihre Bereitschaft, weiterhin auf dem Weg 
in das legale politische Leben zu gehen, 
aber sie stellen fest, dass der vorgesehene 


termänner (u.a. Schüssel, ehemaliger 
Kanzler der blau-schwarzen Koalition 
der 2000er Jahre), sahen nach Macrons 
erfolgreicher Wahlbewegung auch eine 
(abgewandelte) Möglichkeit für Öster¬ 
reich. 

Zwei Tage nach Macrons erfolgrei¬ 
cher Wahl wurde der Rücktritt Mitter- 
lehners „erzwungen“ und damit der Weg 
frei gemacht für vorgezogene Neuwah¬ 
len. Kurz presste der ÖVP seine alleini¬ 
ge Vollmacht über Programm, Besetzung 
der Bundesliste, auch mit Nichtpartei¬ 
mitgliedern und Vetorecht bei Landeslis¬ 
ten, ab, um mit der Wahlbewegung „Liste 
Sebastian Kurz - die neue Volkspartei“ 
anzutreten. Er wurde einstimmig von 
den unterschiedlichen Interessengrup¬ 
pen gewählt. Finanzierung und Organi¬ 
sation für die Wahl“schlacht“ scheinen 
gesichert. 

„Wir freuen uns mit Bundesparteiob¬ 
mann Sebastian Kurz - weil Österreich 
klare Verhältnisse braucht“, triumphier¬ 
tet Christoph Leitl, Präsident der WKO: 
„Mit Sebastian Kurz schlagen wir ein 
neues Kapitel auf. Helfen wir alle mit, 
dieses Kapitel zu gestalten und zu einem 
erfolgreichen für die österreichische 
Wirtschaft und unserem Standort zu ma¬ 
chen. Gemeinsam ist alles möglich“. Wohl 
auch Blau-Schwarz, Hauptsache sie lie¬ 
fern. 

Das ist zu fürchten. Kurz, entschie¬ 
dener Verfechter gesicherter EU-Au- 
ßengrenzen und wesentlicher Konstruk¬ 
teur der Schließung der Balkanroute für 
Flüchtlinge, gratulierte Emmanuel Mac- 
ron zum Wahlsieg: „Linke Politik wurde 
klar abgewählt. Wichtig,dass #Frankreich 
nun umfassende Reformen angeht.“ Der 
Tweet zeigt die Richtung seiner Politik in 
sozialen Fragen, zu denen er sich bisher 
bedeckt hielt. 

Den Erfolg des Coup zeigt die neues¬ 
te Umfrage: Kurz erhält den ersten Platz 
mit 31 Prozent und deklassiert Strache 
an die dritte Stelle mit 26 Prozent. Kern 
bleibt bei 28 Prozent. Komfortabel fürs 
Kapital: Mal sehen, welche Koalition „lie¬ 
fert“. Anne Rieger 


Zeitablauf infrage gestellt ist. Sie blieben 
daher wachsam. Eine neue Leitung des 
Prozesses sei notwendig, weil es zu einer 
„substantiellen Änderung der Bedingun¬ 
gen“ gekommen sei. Deshalb schlagen die 
FARC auch einen Dialog mit allen politi¬ 
schen und gesellschaftlichen Kräften vor, 
um endlich die in Havanna vereinbarte 
nationale politische Übereinkunft zu er¬ 
reichen; außerdem werden alle Kolumbi¬ 
anerinnen und Kolumbianer aufgerufen, 
ihre Zustimmung zu den Friedensabkom¬ 
men zu zeigen. „Sechs Jahre hat es uns 
gekostet, den komplexen Weg der Ver¬ 
handlungen, der Unterschrift unter ein 
Abkommen und jetzt seiner vorgezoge¬ 
nen Umsetzung zu beschreiten. Solch kol¬ 
lektive Anstrengung darf nicht an juristi¬ 
schen Entscheidungen scheitern. Dieser 
Friedensprozess braucht mehr Taten und 
weniger Gesetze.“ 

Unterdessen sind durch anhaltende 
Gefechte auch die Verhandlungsgesprä¬ 
che der Regierung mit dem Nationalen 
Befreiungsheer (ELN) gefährdet. Die 
Auseinandersetzungen finden zuneh¬ 
mend in Gebieten statt, die die FARC 
nach dem Friedensschluss verlassen ha¬ 
ben und in die neben dem ELN auch pa¬ 
ramilitärische Todesschwadronen einsi¬ 
ckern. Im ganzen Land wird außerdem 
von Morden an politischen Aktivisten 
berichtet, die die versprochene Rückga¬ 
be von Land verlangen, von dem sie im 
Verlauf des Krieges vertrieben worden 
waren. Außer dem ELN sind in Kolum¬ 
bien auch noch Reste der maoistischen 
Guerilla EPL sowie eine Front der FARC 
aktiv, die sich dem Friedensschluss nicht 
anschließen will, weil sie der herrschen¬ 
den Klasse nicht traut. Wie es scheint, 
könnte sie Recht behalten. 

Günter Pohl 


Erfolg der Friedensgegner 

Kolumbien: Verfassungsgericht urteilt für Uribe-Partei 



In die Gebiete, aus denen sich die Kämpferinnen und Kämpfer der FARC (Bild) 
zurückgezogen haben, rücken teilweise Paramilitärs vor. 



Österreichs Kanzler Ch. Kern hat das vom Kapital verlangte Soll nicht erfüllt. 
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Ein Land wird zerstört 

Ausländische Intervention und gute Geschäfte haben im Jemen lange Tradition 



Im Jemen wird die Infrastruktur zerstört, deshalb braucht es Hilfsprogramme: Verteilung von dringend benötigten Gütern 
an die Bevölkerung in der Stadt Taiz (8.3.2017) 


S eit mehr als zwei Jahren zerstö¬ 
ren die Bomben Saudi-Arabiens 
und seiner Verbündeten die In¬ 
frastruktur des Jemen. Der Mangel an 
Trinkwasser und ärztlicher Versorgung 
hat nun zu einem Ausbruch der Cholera 
geführt. Etwa 7,6 Millionen Menschen 
leben im Jemen in Gebieten, in denen 
sie einem hohen Risiko einer Cholera- 
Infektion ausgesetzt sind. 

Ohne die Hilfe des Westens wäre 
dieser Krieg nicht möglich. Die USA 
und Großbritannien liefern Waffen und 
unterstützen Saudi-Arabien logistisch 
und mit militärischen Beratern. Seit 
dem Beginn des Krieges wurden Waf¬ 
fen für Milliarden Euro von Großbri¬ 
tannien nach Saudi-Arabien exportiert. 
Auch Deutschland ist bei dem Geschäft 
dabei. 

Die Intervention ausländischer 
Mächte im Jemen hat eine lange Traditi¬ 
on. Am 16. Januar 1839 eroberte Groß¬ 
britannien die Hafenstadt Aden und 
erst 1967 musste der letzte Hochkom¬ 
missar unter dem Druck der „Nationa¬ 
len Befreiungsfront“ und ihrer Verbün¬ 
deten das Land verlassen. Zur selben 
Zeit kämpften im Nordteil des Jemen 
arabische Nationalisten mit Hilfe Ägyp¬ 
tens gegen die Monarchie schiitischer 
Stämme. Damals unterstützten Sau¬ 
di-Arabien und Großbritannien diese 
Stämme - die heute die Basis der An- 
sarollah (Huthi) bilden. 2007 und heu¬ 
te erneut bombardierte die saudische 
Luftwaffe Stellungen der Ansarollah, 
die um ihre Unabhängigkeit von der 
Zentralregierung kämpften. 

Nachdem sich der Norden und Sü¬ 
den des Jemen vereinigt hatten, führ¬ 
ten die Demonstrationen im Jahre 2011 
(damals als „Arabischer Frühling“ ver¬ 
standen) zur Ablösung des Präsidenten 
Salih. Unter dem Druck Saudi-Arabiens 
wurde im Februar 2012 Mansur Hadi als 
einziger Kandidat zum Präsidenten des 
Jemen gewählt. Über eine wirkliche Un¬ 
terstützung im Lande verfügte er nicht. 
Die Ansarollah kämpfte weiter gegen 
die Zentralregierung, gegen die Ver¬ 


nachlässigung des Nordens und unter 
dem Motto sozialer Gerechtigkeit. 

Heute gibt es im Jemen mehrere 
Kräfte, die gegeneinander kämpfen. 
Die Ansarollah kämpfen im Bündnis 
mit den Unterstützern des ehemaligen 
Präsidenten Salih in Armee und Sicher¬ 
heitsapparat gegen das Militärbündnis 
Saudi-Arabiens und seine Verbündeten 
vor Ort. Bis zu 70 Prozent der Armee - 
von den USA ehemals gut ausgebildet 
und ausgerüstet - stehen auf Seiten Sa- 
lihs. 

Al Kaida und IS nutzen den Krieg, 
um ihren Einfluss auszuweiten. Und 
zugleich gibt es die Unabhängigkeits¬ 
bewegung im Süden des Jemen. Sie 
kämpfte mit den Truppen des Präsi¬ 
denten Hadi gegen den gemeinsamen 
Feind, verfolgt aber ihr eigenes Ziel 
der Unabhängigkeit. Stämme wieder¬ 
um haben ihre eigenen Interessen und 
Loyalitäten. 

Die Partei der Moslembrüder, die 
in den Protesten 2011 eine führende 
Rolle gespielt hatte, hat ihre Bedeu¬ 
tung verloren - spätestens als die Ak¬ 
tivistin und Friedensnobelpreisträgerin 
von 2011, Tawakkol Karman, im Na¬ 
men der Partei der Moslembrüder die 
Militärintervention Saudi-Arabiens 
unterstützte. 

Immer wieder kommt es zu großen 
Demonstrationen in Sanaa, der Haupt¬ 
stadt des Jemen, auf denen Zehntausen¬ 
de oder Hunderttausende Menschen ge¬ 
gen die Luftangriffe protestieren. Damit 
verstärkte sich auch die Unterstützung 
für die Ansarollah in der Bevölkerung. 
Über ihre ursprüngliche Basis hinaus ge¬ 
lang es ihr, mit der Forderung nach sozi¬ 
aler Gerechtigkeit und einem Ende der 
Korruption Unterstützung zu erlangen. 

Die ehemalige Zusammenarbeit 
zwischen Hadi und der südlichen Unab¬ 
hängigkeitsbewegung hat ihr Ende ge¬ 
funden. Zuletzt wurde der Gouverneur 
von Aden durch die Hadi-Regierung 
abgesetzt. Ihm wurden zu enge Bezie¬ 
hungen zu den Vereinigten Arabischen 
Emiraten vorgeworfen. Die Vereinigten 


Arabischen Emirate unterstützen of¬ 
fenbar die Unabhängigkeitsbestrebun¬ 
gen im Süden des Jemen und stehen da¬ 
mit im Widerspruch zu den Interessen 
Saudi-Arabiens. 

Heute dominiert die Ansarollah im 
Norden des Jemen, die Verbündeten 
Saudi-Arabiens und Al Kaida machen 
sich die Kontrolle im Osten streitig und 
südliche Unabhängigkeitsbewegung 
und die Verbündeten Saudi-Arabiens 
streiten um die Kontrolle im Süden. 


Doch allen internen Kämpfen und 
Widersprüchen zum Trotz ist die Zer¬ 
störung des Jemen vor allem die Fol¬ 
ge der saudischen Intervention und der 
Luftangriffe. Damit setzt sich die unse¬ 
lige Tradition ausländischer Interven¬ 
tionen fort. Schon seit mehr als zwei 
Jahren zerstören die Bomben Saudi- 
Arabiens und seiner Verbündeten mit 
Unterstützung des „Westens“ die In¬ 
frastruktur des Jemen. Die Folge sind 
Tausende Tote, drohende Hungersnot 


und ein massiver Cholera-Ausbruch 
mit mittlerweile mehr als 300 Toten und 
über 30 000 Verdachtsfällen. 

Das Land wird zerstört, um den an¬ 
geblichen Einfluss des Iran zurückzudrän¬ 
gen - und das ist vor allem ein gutes Ge¬ 
schäft: Waffengeschäfte mit Saudi-Ara¬ 
bien über 350 Milliarden Dollar in den 
nächsten zehn Jahren, davon 110 Milliar¬ 
den sofort, wurden bei Trumps Besuch in 
Riad unterzeichnet. 

Manfred Ziegler 


Armut besteuern, 
Kapital konzentrieren 

Generalstreik gegen Maßnahmenpaket der 
griechischen Regierung 


Demokratie in Griechenland geht an¬ 
ders: Generalstreiks sind dort - im Ge¬ 
gensatz zur „demokratisch“ verfassten 
Bundesrepublik Deutschland - (noch) 
erlaubt. Und die griechische Arbeiter¬ 
klasse nimmt das Streikrecht wahr, so 
wie in der letzten Woche. Ein 24-stün- 
diger Generalstreik, Streikkundgebun¬ 
gen und Demonstrationen der „Kämp¬ 
ferischen Arbeiterfront“ PAME in vie¬ 
len Städten waren eine Antwort auf die 
von der Koalitionsregierung der Par¬ 
teien Syriza und ANEL beschlossenen 
Maßnahmen, die das Parlament am 
18. Mai verabschiedete. PAME hatte 
an diesem Tag im ganzen Land Protest 
organisiert. 

Das neue Maßnahmenpaket sieht 
zum Beispiel die Beschleunigung der 
Privatisierungen vor. Außerdem gibt 
es erneute Lohn- und Rentenkürzun¬ 
gen, so dass beispielsweise die Rent¬ 
ner Einkommen in Höhe von zwei 



Monatsrenten im Jahr einbüßen, sowie 
eine Erhöhung der direkten Besteue¬ 
rung, auch der einkommensschwachen 
Bevölkerung, durch die Senkung der 
Steuerfreiheitsgrenze. So hat ein Lohn¬ 
abhängiger mit einem Monatslohn von 
615 Euro, der bisher keine Lohnsteuer 
entrichten musste, jetzt eine jährliche 
Steuerbelastung von 300 Euro zu er¬ 
warten. 

Darüber hinaus wird die öffentli¬ 
che Finanzierung für die medizinische 
Versorgung gekürzt und es gibt weite¬ 
re Einschränkungen der verschiedenen 
Leistungen an Arbeitslose und Ein¬ 
kommensschwache. 

Auf der anderen Seite stehen Ver¬ 
besserungen fürs Kapital: Massenent¬ 
lassungen durch die großen kapitalis¬ 
tischen Unternehmen sollen möglich 
gemacht und neue rechtliche Hürden 
zur Durchführung von Streiks einge¬ 
führt werden. Die Abschaffung des 
Sonntagsarbeitsverbots wird zudem 
schmerzliche Folgen für Verkaufsper¬ 
sonal und Kleinhändler haben und die 
Konzentration bei Warenhäusern und 
Supermarktketten beschleunigen. 

Diese neuen Maßnahmen kommen 
in einer Zeit, in der die Lage der meis¬ 
ten Lohnabhängigen und Selbstständi¬ 
gen sich aufgrund der Politik der ver¬ 
gangenen Regierungen von ND und 
PAS OK sowie der jetzigen SYRIZA- 
ANEL-Regierung dramatisch ver¬ 
schlechtert hat: Im Jahre 2016 lag das 
Einkommen von ca. 45 Prozent der Be¬ 
völkerung unterhalb der Armutsgren¬ 
ze. Uwe Koopmann 


Trumps großer Staatsverrat 

Die „liberalen“ Medien blasen zum Generalangriff 


Es gibt Dinge, die sollte Donald Trump 
besser lassen. Auf Fotos mit dem rus¬ 
sischen Außenminister zu erscheinen, 
beispielsweise. Und wenn, dann aber 
mit finsterer Miene und er sollte irgend¬ 
etwas in die Mikrofone murmeln, das 
sich so anhört wie „Wir beginnen mit 
der Bombardierung in 5 Minuten“. Wie 
es seinerzeit Ronald Reagan tat. Re¬ 
agan gilt daher als großer Staatsmann. 
Er hat die „Achse des Bösen“ erfunden. 
So etwas erwartet vor allem das „libera¬ 
le“ US-Establishment von seinem Prä¬ 
sidenten. In lockerer Stimmung mit den 
Sendboten des Ultrabösen herumzual¬ 
bern, gilt in diesen Tagen der New York 
Times (NYT) und der Washington Post 
(WasPo), den Blättern mit den besonders 
guten CIA-Verbindungen, an sich schon 
als Hochverrat, ganz gleich was dabei 
dann ernsthafterweise besprochen wor¬ 
den sein mag. 

Mit der Entlassung von FBI-Chef Co- 
mey hat sich die innenpolitische Lage für 
Donald Trump drastisch verschärft. Der 
FBI-Chef der Bush-Jahre, Robert Muel- 
ler, wurde vom Justizministerium zum 
Sonderermittler der „Russia Connection“ 
berufen. „Dieser Mann soll Trump auf die 
Schliche kommen“ ( Handelsblatt ). Muel- 
ler gilt als seriös, weil er die gigantische 
Aufrüstung der „Dienste“ nach 9/11 für 
das FBI mitgestaltet hat. Auch das Wort 
„Impeachment“ hat Konjunktur. Es wer¬ 
den schon die verschiedenen Varianten 
des Amtsenthebungsverfahrens öffent¬ 
lich durchgespielt. George Soros’ Anti- 
Trump-Strategie-Konferenz nach den 
verlorenen Wahlen im teuren Mandarin 
Oriental Hotel scheint Wirkung zu zeiti¬ 
gen. Da es eine ambivalente Sache wäre, 
im Imperium selbst eine „bunte“ Revo¬ 
lution ä la Maidan anzuleiern, erscheint 


wohl der Weg über die „Russia Connec¬ 
tion“, Hoch- oder Geheimnisverrat sowie 
die Behinderung der FBI-Ermittlungen 
mehr zu versprechen. 

Trump soll, so NYT („When the 
World Is Led by a Child“) und WasPo 
(„Trump revealed highly classified In¬ 
formation to Russian foreign minister 
and ambassador“), Lawrow gegenüber 
Staatsgeheimnisse ausgeplaudert haben. 
Dabei soll es um Anschlagspläne des IS 
gegangen sein. Dabei stellte sich natür¬ 
lich die Frage, was an Informationen über 
Anschlagspläne so geheim sein kann, 
dass man sie nicht mit einer möglicher¬ 
weise betroffenen Staatsführung teilen 
will. Wollte man sich mit verschränkten 
Armen hinsetzen, die Dinge ihren Lauf 
nehmen lassen und hinterher die Toten 
bejammern? 

Danach wechselte der Schwerpunkt 
zum Quellenschutz. Aus der Information 
könne der IS ersehen, dass es da einen 
Maulwurf gebe. Nun stammt das, was ver¬ 
öffentlicht wurde, aus einer geschlosse¬ 
nen Besprechung. Weder NYT noch Was¬ 
Po noch der IS waren anwesend. Was die 
Medien hinausposaunten, war offenkun¬ 
dig durchgestochenes Geheimdienstma¬ 
terial. Falls der IS nun etwas wissen sollte, 
was er zuvor nicht wusste, liegt es nicht 
an Donald Trump noch an Sergej Lawrow 
oder Botschafter Kisljak. 

Apropos Medien. Das Shorenstein 
Center der Harvard Kennedy School 
hat eine umfangreiche Studie zum Me¬ 
dienecho auf die ersten 100 Tage Trump 
veröffentlicht. Die ARD sitzt wieder in 
der ersten Reihe: Mit der klarsten Anti- 
Trump-Kampfposition. 98 Prozent ihrer 
Berichte haben demnach eine negative 
Färbung. Bei NYT und WasPo sind es 87 
und 83 Prozent, beim Wall Street Journal 


70 Prozent und am wenigsten Schaum vor 
dem Maul hat ausgerechnet Fox News 
mit 52 Prozent. 

Den „rauchenden Colt“ wollten die 
Anti-Trump-Medien aber in der angeb¬ 
lichen Bemerkung Trumps gefunden 
haben, nach der er wegen der „Russia 
Connection“-Ermittlungen des FBI un¬ 
ter starkem Druck gestanden habe und 
den er nun los sei, weil er den FBI-Chef 
gefeuert habe. James Comey ist hier der 
korrekt ermittelnde Beamte, ein Opfer 
von Trumps Willkürherrschaft, hinter 
der in Wahrheit der große Puppenspie¬ 
ler Wladimir Putin steckt. Dieser Spin 
hatte momentan Hochkonjunktur. Fak¬ 
ten, Plausibilität, Beweise hin oder her. 
Wahr ist, was oft genug in den Schlagzei¬ 
len steht. 

Zwischenzeitlich punktet Trump 
in Saudi-Arabien damit, dass er sich in 
puncto lukrativer Unterstützung re¬ 
aktionärer Regime nicht hinter seinen 
Vorgängern zu verstecken braucht. Das 
Naserümpfen in den hiesigen Medien 
beruht auf dem Ärger, dass nicht die 
eigene Berliner Waffenverkäuferin die 
Hundert-Milliarden-Deals abgeschlos¬ 
sen hat. Immerhin, inmitten des media¬ 
len Chaos kommen von Verteidigungsmi¬ 
nister James Mattis ein paar vernünftige 
Bemerkungen: Eine militärische Lösung 
des Nordkorea-Problems würde „tra¬ 
gisch, in einem unglaublichen Ausmaß“, 
sein. Es gelte mit der UNO, mit China, 
Japan und Südkorea einen Ausweg zu 
finden. Faktisch positioniert das Penta¬ 
gon aber den zweiten Flugzeugträger, 
die „USS Ronald Reagan“, in der Nähe 
Pjöngjangs. Und auch von einem dritten 
Träger ist schon die Rede. „Tragisch, in 
einem unglaublichen Ausmaß“ das Gan¬ 
ze. In der Tat. Klaus Wagener 
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„Wetterfest? 

Pfingstcamps nach der Konterrevolution 

S ommer, Sonne, Sozialismus stand auf den Flyern, doch zumindest gefühlt hat sich die Sonne in 
den 90er Jahren eher selten auf die Pfingstcamps der SDAJ verirrt und auch sommerliche Tem¬ 
peraturen glänzten meistens durch Abwesenheit. Da musste dann schon mal ein Großzelt im 
Unwetter von draußen festgehalten werden, während drinnen Peter Gingold begeisterten Zuhöre¬ 
rinnen von seinen Erfahrungen im Widerstand berichtete. 

Wenn Sommer und Sonne auch abwesend waren, Diskussionsrunden, Workshops und Kulturel¬ 
les war reichlich vorhanden. Von A wie Arbeiterjugendpolitik, Antimilitarismus und Antifa über B 
wie Brecht-Lesung, K wie Konzert bis Z wie Zeitungskollektiv - inhaltlich hatten die Pfingstcamps 
seit jeher viel zu bieten. Infrastruktur hingegen wurde oft nur mit kleinem I geschrieben: Eine Wiese, 
ein Groß- und ein Versorgungszelt, vielleicht noch ein Cafe Cuba - das war es schon. Duschen auf 
Pfingstcamps ist eh nur was für Weicheier. Und falls das Duschen doch unumgänglich wurde, musste 
es ein Gartenschlauch, eine Europalette und ein bisschen Fahnenstoff tun - und eine Genossin, die 
so lieb war, vor der Konstruktion Handtuch und Klamotten für einen zu halten. 

Strom gab es gern mal vom netten Bauern um die Ecke, auch wenn das nicht immer reibungslos 
funktionierte. So musste die „Microphone Mafia“ beweisen, dass sie auch unplugged was drauf hat. 
Der Regen hatte wohl auch noch die letzte Stromleitung aufgeweicht. 

In Erinnerung geblieben sind den Organisatoren anstatt der vielen tollen Momente, heiß geführten 
Debatten und durchgefeierten Nächte vor allem die vielen kleinen und großen Pannen. Gern wurde 
auch einfach mal Wichtiges vergessen, dann mussten - Freitags Nachts - mal eben noch Teile für das 
Großzelt aus anderen Bundesländern geholt werden. 

Teilnehmer der Pfingstcamps in den 90er Jahren haben deshalb nicht schlecht gestaunt, als sie vor 
zwei Jahren das Gelände des Festivals der Jugend in Köln betreten haben. Von Improvisation war da 
nichts zu entdecken, stattdessen ein richtiges Festival, mit verschiedenen Zelten, Theken, Bühnen und 
einer Teilnehmerzahl, von der wir kurz nach der Konterrevolution nur geträumt haben. Einiges ist 
aber gleich geblieben: Die Teilnehmer sitzen, ob nun bei Regen oder strahlendem Sonnenschein, in 
den verschiedenen Runden und Workshops und diskutieren was das Zeug hält, um danach die Nacht 
zum Tag zu machen. Denn wer gemeinsam kämpft soll auch gemeinsam feiern. MD 




Wer nicht kommt wird geholt: per Megaphon wird zur 
Teilnahme an Diskussionsrunden geworben 
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Patrik Köbele zum Streit um Inciriik 

Krieg gegen Syrien beenden 


D ie Bundesregierung erwägt den 
Abzug ihrer Truppen aus der 
Türkei. Die beiden Oppositions¬ 
parteien im Bundestag, die „Linke“ und 
die „Grünen“ hatten in der vergange¬ 
nen Woche einen Antrag formuliert, 
der den sofortigen Rückzug der Torna¬ 
do-Flugzeuge samt Besatzung aus dem 
NATO-Stützpunkt Ingirlik vorsah. Die 
Regierungsparteien sorgten dafür, dass 
ein Beschluss des Parlaments nicht zu¬ 
standekam. Dennoch reden ihre Vertre¬ 
ter so, als werde der Truppenabzug aus 
der Türkei bald vollzogen. 

Der Grund für diese Haltung von 
Regierung und Opposition ist die Wei¬ 
gerung der türkischen Regierung, deut¬ 
sche Bundestagsabgeordnete zum Trup¬ 
penbesuch in Ingirlik vorsprechen zu 
lassen. Die Türkei führt als Begründung 
an, dass Deutschland türkischen Offi¬ 
zieren Asyl gewährt, denen eine Beteili¬ 
gung am versuchten Militärputsch 2016 


vorgeworfen wird. Das Besuchsverbot 
in Inciriik gilt in allen Parlamentspartei¬ 
en als inakzeptabel. Verwiesen wird da¬ 
rauf, dass die Bundeswehr die Einsätze 
im Ausland als „Parlamentsarmee“ voll¬ 
ziehe. Wahr daran ist, dass der Bundes¬ 
tag zu solchen Einsätzen seine Zustim¬ 
mung erteilen muss und dies - gegen 
die Stimmen der Linkspartei - auch in 
diesem Fall getan hat. 

Was machen die Tornados, die Tank¬ 
flugzeuge und die 260 Soldaten dort im 
Süden der Türkei? Ihr offizieller Auf¬ 
trag ist gegen den so genannten Islami¬ 
schen Staat (IS) gerichtet und lautet, 


über syrischem Territorium Aufklä¬ 
rungsflüge zu fliegen und diese Daten 
US-Truppen zur Verfügung zu stellen. 
Syrien ist nicht um Erlaubnis für die 
Flüge gefragt worden, das Gegenteil 
ist der Fall. Die Bundesregierung wird 
nicht müde zu betonen, dass sie ganz 
wie die USA, Saudi-Arabien, die Türkei 
und eine Mehrheit der NATO-Staaten 
die Regierung Assad stürzen möchte. 
Deutschland führt mit diesen Partnern 
einen Krieg gegen Syrien. Die Aufklä¬ 
rungsflüge der deutschen Tornados sind 
Teil dieses Krieges und Mitursache für 
Tod und Vertreibung in Syrien. 


Ein Ende des Kriegsbeitrages wäre 
also die beste Nachricht seit langem für 
die Menschen in diesem Land. Es wäre 
auch eine sehr gute Nachricht für uns, 
die wir uns bemühen, Krieg zu verhin¬ 
dern oder zu beenden - besonders aber 
solche Kriege, die von Deutschland aus 
geführt werden. Leider wird es so nicht 
kommen. Die Damen und Herren un¬ 
serer Regierung sehen sich nach ande¬ 
ren Stützpunkten um. Schon hat Kriegs¬ 
ministerin von der Leyen einen Stütz¬ 
punkt in Jordanien inspiziert, damit die 
todweisenden Tornadoflüge über Syrien 
vom südlichen Nachbarland aus unter¬ 


nommen werden können. Wie in Ingir- 
lik sind auch dort bereits US-Truppen 
stationiert. Der regierende König ist si¬ 
cher genau so autokratisch wie der tür¬ 
kische Präsident, wahrscheinlich aber 
weniger eigenwillig. 

Dass Recep Erdogan deutsche Par¬ 
lamentarier unfreundlich behandelt 
und sie nicht zu „ihren“ Soldaten auf 
den türkischen Stützpunkt vorlässt, soll¬ 
te als Chance begriffen werden. Der 
Rückzug deutscher Truppen aus der 
Türkei, wie er im Antrag der Grünen 
und Linken formuliert wurde, ist der 
richtige Beschluss. Das heißt: Keine 
Umplatzierung der Soldaten und Flug¬ 
zeuge nach Jordanien (oder sonstwo¬ 
hin). Damit wäre ein Ende der Kriegs¬ 
beteiligung Deutschlands durch eigenes 
Militär erreicht. Die „Parlamentsar¬ 
mee“ würde dorthin zurückgeholt, wo 
sie hingehört: Nach Hause. 

Patrik Köbele ist Vorsitzender der DKP 
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Der Herr links im Bild ist im Haupt¬ 
beruf Sohn, nämlich des absoluten 
Herrschers von Saudi-Arabien, und 
trägt nebenher den Titel „Verteidi¬ 
gungsminister“ des Königreichs. Was 
Mohammad bin Salman so offensicht¬ 
lich fröhlich stimmt ist der Umstand, 
dass sein Papa und US-Präsident 
Trump gerade die „Mutter aller 
Waffendeals“ eingefädelt haben: für 
no Milliarden sofort und 310 Milliar¬ 
den über die kommenden zehn Jahre 
darf er Waffen aus den USA beziehen, 
mit den Waffen unter anderem aus 
Deutschland ist das genug, um nicht 
nur wie aktuell den Jemen, sondern 
große Teile des Nahen und Mittleren 
Ostens zu pulverisieren. Ein Geschäft 
zur Verteidigung gemeinsamer Werte 
und auf Gegenseitigkeit, denn Trump 
erhofft sich natürlich im Gegenzug 
Arbeitsplätze in der Rüstungsindustrie. 
Und noch einen Tipp nimmt er aus 
dem Feudalstaat mit: Wer die eigenen 
Lendenfrüchtchen in politische Ämter 
schubst hat vielleicht weniger Ärger 
mit dem Personal.„Kinder kommen 
selten auf andere Leut“', raunt der 
Volksmund und meint: Im Guten wie 
im Schlechten. M.I. 


Nicht nur Regression 


sondern Quittung für die „Sozis“ • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Zum Tod von Kurt Gossweiler 


Die Merkwürdigkeiten bei den Wah¬ 
len in den bedeutendsten imperialisti¬ 
schen Staaten nehmen zu. In den USA 
gewann ein Vertreter der großkapita¬ 
listischen Oligarchen die Präsidenten¬ 
wahl, gestützt auf eine bis dato schwei¬ 
gende Mehrheit von Arbeitern. Auch in 
Frankreich erhielt Marine Le Pen, auf¬ 
gewachsen im Schloss eines Millionärs, 
Algerienkrieg-Mörders und Rassisten, 
vor allem in Regionen und Wahlbezir¬ 
ken viele Stimmen, wo die Arbeiter frü¬ 
her die Kommunisten stark gemacht 
hatten. Getoppt wurde das nun noch 
durch den Wahlsieg eines Jungmillio¬ 
närs, Finanzmaklers und Geschäftsman¬ 
nes aus dem für die französische Poli¬ 
tikerkaste typischen Bourgeois-Milieu, 
der sich ähnlich wie Trump zur „revo¬ 
lutionären Alternative“ des Establish¬ 
ments erklärt, dem er selbst angehört. 

Und bei uns donnert ein mit 
„100%igem SED-Ergebnis“ gewählter 
Propagandist der „sozialen Gerech¬ 
tigkeit“ binnen weniger Wochen aus 
dem siebten Politikerhimmel. An sei¬ 
nem Absturz wesentlichen Anteil hat 
ein bewusst unrasierter und auf betont 
jugendlich gestylter Politprofi aus der 
fast in der Versenkung verschwundenen 
Parteireserve der Unternehmerverbän¬ 
de namens FDP, der dann im Bunde mit 
einem farblosen Allerweltspolitiker der 
CDU eine neue NRW-Landesregierung 
bildet. Und das im „Stammland“- ja 
noch mehr - der „Herzkammer“ der 
(früheren) „Arbeiterpartei SPD“. 

Wie konnte das alles geschehen? 
Über den Einbruch sozialreaktionä¬ 
rer, gewerkschafts- und arbeiterfeind¬ 
licher Parteien und Politiker in ehemals 
linkes/sozialdemokratisches Stamm¬ 
wählerpotential wird auch hierzulan¬ 


de heftig und genüsslich anhand des 
Bestsellers „Rückkehr nach Reims“ 
des französischen Ex-Trotzkisten und 
Soziologieprofessors Didier Eribon 
schwadroniert. Am Ende so mancher 
Kommentare und Rezensionen der 



Hans-Peter Brenner ist Stellvertreten¬ 
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letzten Monate kommt häufig folgen¬ 
de arrogant-dämliche Schlussfolgerung 
heraus: „Die Proleten“ handeln ja auch 
nur nach dem Motto „Erst das Fres¬ 
sen, dann die Moral“. Der Verlust von 
Klassenorientierung und einem sicht¬ 
lich schizophrenen Wahlverhalten wird 
als ein neuer Triumph über „das Versa¬ 
gen“ speziell der Kommunisten sowie 
als „Beweis“ für deren schon immer 
„unglaubwürdige“ These von der „his¬ 
torischen Mission der Arbeiterklasse“ 
bespöttelt. 

Nun wird dieses „Phänomen“ auch 
noch von einer „Elite“ europäischer 
und US-amerikanischer ,,[Links-]In- 


tellektueller“ begutachtet, darunter 
der für „Spiegel“- und „Zeit“-Leser 
leidgeprüfte „Leninist“ Slavoj Zizek, 
dessen wahrscheinlich nicht schlecht 
bezahlten, allwöchentlichen, „philoso¬ 
phischen Kommentare“ ob ihres Zynis¬ 
mus oft nur gruseln lässt. 

Eine wohltuende Ausnahme im Rei¬ 
gen der Wehklagen bildet der Aufsatz 
von Nancy Fraser, einer US-amerika¬ 
nischen Soziologin. Sie führt das be- 
stürzende US-Wahlergebnis nicht auf 
die pseudo-tiefenpsychologische Denk¬ 
schablone „Regression“ zurück wie etli¬ 
che andere Ko-Autoren, sondern seziert 
messerscharf die bewusste Strategie der 
vom Clinton-Obama-Clan politisch 
repräsentierten Teile des US-Großka- 
pitals. Sie bringt es so auf den Punkt: 
„Seine (Clintons) Administration lie¬ 
ferte die amerikanische Wirtschaft an 
Goldman Sachs aus, deregulierte das 
Finanzwesen und schloss Freihandels¬ 
abkommen ab, die den Niedergang der 
alten Industrien beschleunigten. Unter 
die Räder kamen dabei unter anderem 
die Regionen des ,Rust Belt‘ - einst 
Hochburgen der New-Deal-Sozialde- 
mokratie, heute die Bundesstaaten, die 
ihre Wahlmänner für Donald Trump 
stimmen ließen.“ 

Das gegen die eigenen objektiven 
Interessen gerichtete Wahlverhalten 
der Arbeiter hat also weniger mit ei¬ 
ner „Regression“ zu frühkindlichen, 
infantilen Verhaltensmustern zu tun, 
sondern mit einer spontanen und poli¬ 
tisch hilflosen Verweigerung und „Be¬ 
strafung“ der Clintons und Obamas. 
Und in Europa läuft es ähnlich. Die 
„Sozis“ haben ganz einfach die Quit¬ 
tung ihres Wählerklientels erhalten, 
die sie verdient haben. 


Sein Buch „Wider den Revisionismus“ 
hatte Kurt Gossweiler dem 80. Jahres¬ 
tag der Oktoberrevolution gewidmet 
und allen, die der Sache des Roten Ok¬ 
tober treu geblieben sind. 

Kurt, der am 5. November 1917 in 
Stuttgart geboren wurde, stand sein Le¬ 
ben lang zur Sache. Am 15. Mai starb 
er im Alter von 99 Jahren. Den 100. 
Geburtstag seiner Frau Edith konn¬ 
ten beide noch gemeinsam erleben. Sie 
hielt ihm nicht nur den Rücken für sei¬ 
ne Arbeit frei, sie hatte auch viele sei¬ 
ner Schreibarbeiten übernommen und 
ihn in seiner Arbeit unterstützt. Wir, 
seine Freunde und Genossen, möch¬ 
ten ihr unsere herzliche Anteilnahme 
aussprechen. Obgleich er in den letz¬ 
ten Jahren nicht mehr aktiv am politi¬ 
schen Geschehen und an Diskussionen 
teilnehmen konnte, wussten wir, dass 
er da war. Er fehlt nun. 

Mit Stuttgart war Kurt Zeit seines 
Lebens verbunden, obgleich er in der 
Kindheit mit seiner Mutter nach Ber¬ 
lin gezogen war, dort die Karl-Marx- 
Schule in Neukölln besuchte und in 
der Hufeisensiedlung wohnte. Bereits 
als Schüler schloss er sich dem von 
Herbert Ansbach geleiteten kommu¬ 
nistischen Sozialistischen Schülerbund 
an. In diese Zeit gehört, dass er in sei¬ 
nem kommunistischen Elternhaus 
auch Erich Mühsam begegnete. Als 
Student der Volkswirtschaftslehre war 
er aktiv im illegalen kommunistischen 
Jugendverband KJVD. 1939 wurde er 
zur Wehrmacht eingezogen, aber 1943 
desertierte er zur Roten Armee. Wäh¬ 
rend der Kriegsgefangenschaft in der 
Sowjetunion besuchte er die Antifa- 
Schule und wirkte dort auch als Leh¬ 
render. Außerdem gehörte er dem Na¬ 
tionalkomitee Freies Deutschland an. 
Nach der Kriegsgefangenschaft kehrte 
er 1947 nach Berlin zurück und wurde 
Mitglied der SED. In der DDR lehrte 
er an der Humboldtuniversität und an 
der Akademie der Wissenschaften. An 
der HU hatte er selbst promoviert und 
sich habilitiert. 

Sein Hauptgebiet als Historiker 
war bis 1989 die Faschismusforschung, 
er gehörte zu den bedeutendsten Ken¬ 
nern des Faschismus und war interna¬ 
tional bekannt und anerkannt. Sein 
Schwerpunkt lag in der Erforschung 
des Verhältnisses der Monopolbour¬ 
geoisie zum Faschismus. 

Nach der vorläufigen Niederla¬ 
ge des Sozialismus seit 1989 hatte er 
ein anderes Forschungsinteresse. Er 
schreibt dazu: „Meine Erlebnisse auf 
sowjetischer Seite haben meine kom¬ 
munistische Einstellung und die Über¬ 
zeugung gefestigt, dass die Sowjetuni¬ 
on auf dem richtigen, von Lenin ge¬ 
wiesenen Wege voranschreitet. Und 
sie haben mich befähigt, sehr früh zu 
erkennen, dass unter Führung Chru¬ 
schtschows die KPdSU unter dem Vor¬ 
wand des Bruchs mit dem sogenannten 
„Personenkult“ in Wahrheit den Bruch 
mit dem Marxismus-Leninismus und 
den Weg des der Restauration des Ka¬ 
pitalismus beschritt. Allerdings war 
ich lange Zeit - bis 1988 - davon über¬ 
zeugt, dass das nie gelingen werde.“ 

Mit der Rolle Chruschtschows und 
der Gorbatschows hat er sich in ver¬ 


schiedenen Publikationen auseinan¬ 
dergesetzt, zum Beispiel in der „Tau¬ 
benfußchronik“. Zur Konterrevolution 
äußerte sich Kurt in der Dankesrede 
anlässlich seines 90. Geburtstages, 
den er mit Freunden und Verbünde¬ 
ten feierte: „Der unerwartete - aber 
mit Sicherheit nur zeitweilige - Sieg 
der Konterrevolution hat meine For¬ 
schungen von ihrem ursprünglichen 
Gegenstand, dem Faschismus, umge¬ 
lenkt auf die Suche nach der Antwort 
auf die Frage nach den Ursachen unse¬ 
rer keineswegs unvermeidlichen Nie¬ 
derlage. Diese Niederlage hat uns tief 
getroffen, sie ist eine Katastrophe nicht 
nur für die Völker der ehemals sozialis¬ 
tischen Länder, sondern für die ganze 
Menschheit. Es genügt, sich vor Augen 
zu führen, wo überall vorher Frieden 
war und wo danach imperialistische 
Kriege entfesselt wurden und immer 
weitere Kriege drohen.“ 

Persönlich erlebte er die Zerschla¬ 
gung des Sozialismus wie viele ande¬ 
re als ein Loch, in das er fiel. Die Fol¬ 
ge davon war, dass auch menschliche 
Kontakte zerbrochen waren, und die, 
deren Land die DDR war, wurden 
geächtet. Spreu und Weizen hatten 
sich getrennt. Auch dazu äußerte er 
sich in seiner Dankesrede: „Aber in 
den dunkelsten Zeiten nach der soge¬ 
nannten Wende hat sich die Dialektik 
des Geschichtsgangs damit bestätigt, 
dass selbst die bösesten Ereignisse 
auch Gutes hervorbrachten: sie führ¬ 
ten Menschen zusammen, die - ohne 
es zu wissen - schon lange zusammen¬ 
gehörten, die ohne die bösen Ereignis¬ 
se sich wohl nie begegnet wären: ich 
meine damit einmal die Zusammen¬ 
führung von Kommunisten wie ,Kled‘, 
also Karl-Eduard von Schnitzler, und 
Marta Rafael, Heinz und Ruth Keß¬ 
ler, Ulrich Huar, Hermann Leihkauf 
und mich u. a. mit Theologen wie Hanf¬ 
ried und Rosemarie Müller-Streisand, 
Pfarrerin Renate Schönfeld und ande¬ 
ren.“ In diesem Zusammenhang nennt 
er auch parteigebundene und partei¬ 
lose Kommunisten aus der BRD und 
anderen Ländern, darunter auch aus 
Österreich. 

Eine besondere Bedeutung hatte 
für Kurt ein jahrelanger Briefwechsel 
mit Peter Hacks. Dieser brachte die 
Bedeutung seines Schaffens treffend 
auf den Punkt: „Es gibt ja schon wie¬ 
der ein paar wohlgemeinte Bücher, die 
Tatschen enthalten. Es gibt eine über¬ 
aus kleine Zahl von Büchern, die vom 
höchsten Stand des sozialistischen Be¬ 
wusstseins ins Wesen packen, und ich 
denke, dass das Ihrige sich an deren 
Spitze gestellt hat. Wenn ein Standard¬ 
werk ein Hauptwerk über einen Ge¬ 
genstand ist, dann, lieber Herr Goss¬ 
weiler, haben sie unserem Jahrhundert 
das Standardwerk geschrieben.“ 

Mit dem Tod von Kurt Gosswei¬ 
ler ist eine Lücke entstanden. Aber er 
hinterlässt seine Bücher, Schriften und 
Reden, die angesichts der Aggressivi¬ 
tät des Imperialismus immer wichtiger 
werden. Deshalb ist es einigen Freun¬ 
den ein Bedürfnis, ihn im Herbst mit 
einem Symposium zu ehren, auf dem er 
mit Sicherheit zu Wort kommen wird. 

Renate Schönfeld 
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Thomas Müntzer, Gegenspieler Luthers 

Der Führer der Bauern und der Volksreformation war mit seinen kühnen Gedanken seiner Zeit weit voraus 



E ine herausragende Persönlich¬ 
keit der Reformation, deren 500. 
Wiederkehr dieses Jahr begangen 
wird, ist Thomas Müntzer, an dessen 
Wirken am 15. Mai zu erinnern war. 
An diesem Tag fand 1525 bei Franken¬ 
hausen in Thüringen die entscheidende 
Schlacht des großen deutschen Bauern¬ 
krieges statt, bei der das von ihm ge¬ 
führte Bauernheer eine Niederlage er¬ 
litt und damit die revolutionären Volks¬ 
erhebungen zu Ende gingen. 

Die letzte Schlacht 

Der etwa 8 000 Mann zählende Hau¬ 
fen hatte auf einer Anhöhe, die heute 
noch Schlachtberg heißt, eine Wagen¬ 
burg gebildet und sich dahinter ver¬ 
schanzt. Das angreifende Heer der 
vereinten Fürsten mit dem Landgra¬ 
fen von Braunschweig und dem Her¬ 
zog von Sachsen an der Spitze zählte 
über 10 000 erfahrene Kriegsknechte, 
viele beritten, und eine große Zahl Ge¬ 
schütze. Das Kräfteverhältnis war je¬ 
doch nicht nur zahlenmäßig ungleich. 
Der Thüringer Haufen besaß bei wei¬ 
tem nicht die Kampfkraft, über wel¬ 
che die oberschwäbischen und fränki¬ 
schen oder später die Tiroler Bauern 
verfügten und dem Truchsess zeitweise 
schwere Niederlagen beibrachten. Die 
Müntzerschen waren auch schlecht be¬ 
waffnet und wenig diszipliniert, hatten 
nicht viele gediente Soldaten in ihren 
Reihen, hatten nur acht Geschütze so¬ 
wie kaum militärisch erfahrene Führer. 

Die Fürsten setzten auf ihre bereits 
in den vorangegangenen Kämpfen 
praktizierte Taktik. Sie boten Verhand¬ 
lungen an und schlossen einen vier¬ 
stündigen Waffenstillstand, um dann 
noch vor dessen Ablauf wortbrüchig 
Müntzers Wagenburg zusammenzu¬ 
schießen und zu überrennen. Im Lager 
schwankte die Stimmung. Unterhänd¬ 
ler der Fürsten hatten gegen Kapitu¬ 
lation und Auslieferung Müntzers und 
seiner Hauptleute allen Bauern Am¬ 
nestie versprochen. Ein adliger Führer 
der Bauern und ein Priester sammel¬ 
ten Anhänger, um Müntzer auszulie¬ 
fern und die Wagenburg zu übergeben. 
Müntzers Einfluss war jedoch stärker, 
so dass eine Mehrheit des Haufens die 
beiden Verräter zum Tode verurteilte. 
Sie wurden enthauptet. Müntzer wand¬ 
te nunmehr seine ganze Beredsamkeit 


auf und mahnte seine Brüder, den so 
oft wortbrüchigen Fürsten nicht zu 
glauben, ihre Tyrannei nicht zu verges¬ 
sen. Deutlich fragte er aber auch, ob 
sie seine Person nicht doch den Fürs¬ 
ten überantworten möchten. Aber alle 
schrien, so berichteten die Chronisten, 
„Nein, nein; tot oder lebendig wollen 
wir hie beinander bleiben.“ „So will 
Gott denn nicht“, rief ihnen Müntzer 
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zu, „dass ihr Frieden mit den Gottlo¬ 
sen machen sollt. Fechtet unerschro¬ 
cken und tröstet euch göttlicher Hilfe.“ 
Laut und vielstimmig antwortete der 
Haufen: „Frisch dran und dreingeschla¬ 
gen und gestochen und der Bluthunde 
nicht geschont.“ Ein Regenbogen, Sym¬ 
bol der Fahne der Bauern, soll am Him¬ 
mel erschienen sein und ihnen Sieges¬ 
zuversicht gegeben haben. 

Während der Haufen feierlich die 
Melodie anstimmte „Komm, Heili¬ 
ger Geist, Herre Gott“, um sich zur 
Schlacht zu weihen, überschütteten die 
Geschütze der Fürsten eine Stunde vor 
Ablauf der Waffenstillstandsfrist das 
Lager mit einem todbringenden Hagel 
ihrer Geschosse. Unmittelbar danach 
brach ihre Reiterei in die Wagenburg 
ein und begann unter den überraschten 
Bauern ein furchtbares Gemetzel. Ein 
Teil, so heißt es, „wehrte sich wild und 
tapfer gegen die ansprengenden Reisi¬ 
gen, brachte Wunden und Tod über sie, 
bis er durch die Überzahl überwältigt 


wurde.“ Viele flüchteten, um in Fran¬ 
kenhausen Zuflucht zu suchen, setzten 
sich anhaltend immer wieder zur Wehr. 
Mit den Flüchtigen drangen indessen 
auch die Kriegsknechte in die Stadt 
ein und richteten unter den Bauern 
ein furchtbares Gemetzel an. Wilhelm 
Zimmermann schrieb in seinem „Gro¬ 
ßen Deutschen Bauernkrieg“ (Dietz- 
verlag, Berlin/DDR 1952): „Alles, was 
den Reisigen aufstieß, wurde niederge¬ 
hauen; in und um Frankenhausen war 
nichts als Jammer und Blutvergießen; 
selbst in den Kirchen und Klöstern und 
in den Häusern wurde gewürgt und ge¬ 
plündert; der durch die Stadt fließen¬ 
de Bach wälzte sich als Blutbach fort. 
Fünftausend Bauern waren auf dem 
Feld und in der Stadt erschlagen, und 
die Fürsten, des Blutes noch nicht satt, 
ließen noch 300 Gefangene, ohne Un¬ 
tersuchung der Schuld oder Unschuld, 
unter das Rathaus führen und sie ent¬ 
haupten.“ 

Müntzer, selbst verwundet, wurde 
gefangen und zwölf Tage grässlich ge¬ 
foltert. Herzog Georg und die anderen 
Fürsten waren zugegen und weideten 
sich an seinen Qualen. Am Ende der 
Torturen brachte man ihn auf einen 
Leiterwagen geschmiedet nach Mühl¬ 
hausen, wo er den „Ewigen Rat“ ge¬ 
bildet hatte. Die Fürsten ließen es sich 
nicht nehmen, auch seinem Tod zuzu¬ 
schauen. Müntzer lehnte jeden Wider¬ 
ruf ab und klagte sie im Angesicht des 
Todes nochmals unerbittlich an. Ein 
später verbreiteter „Widerruf“, schrieb 
Hans-Jürgern Goertz, war „durch und 
durch manipuliert worden“. Seine letz¬ 
ten Worte sind wie folgt aufgezeichnet 
worden: „Die Fürsten sollen fleißig in 
der Heiligen Schrift lesen, zumal in 
den Büchern Samuelis und der Köni¬ 
ge, dort werden sie Beispiele genug fin¬ 
den, was Tyrannen für ein Ende neh¬ 
men, und darin mögen sie sich wohl 
spiegeln.“ Die Chronik vermeldet wei¬ 
ter: „Dann fiel der Streich, sein Rumpf 
wurde aufgespießt, der Kopf am Scha¬ 
deberg auf einen Pfahl gesteckt.“ Man 
schrieb den 27. Mai 1525. Müntzer, des¬ 
sen Geburtsjahr nicht genau bekannt 
ist, es war 1489 oder 1490, wurde kaum 
35 Jahre alt. 

Mit der Niederlage bei Frankenhau¬ 
sen und dem Tod Müntzers gingen die 
großen Bauernerhebungen in Deutsch¬ 


land zu Ende. Es folgten noch Aufstän¬ 
de im Eisass, in Tirol und Salzburg und 
einzelne Erhebungen in der Schweiz, 
die ebenfalls mit dem Sieg der feudalen 
Kräfte und Gegnern der Reformation 
endeten. 

Der Bauernkrieg: Höhepunkt 
der frühbürgerlichen 
Revolution 

Der mit dem ersten großen Aufstand 
unter Hans Böheim, dem Pfeiferhäns- 
lein von Niklashausen, begonnene 
deutsche Bauernkrieg war entschei¬ 
dender Bestandteil und zugleich Hö¬ 
hepunkt der frühbürgerlichen Revolu¬ 
tion, die bereits plebejische Züge zeig¬ 
te. Der einen historischen Fortschritt 
verkörpernde Protestantismus verlieh 
ihr eine religiöse Verkleidung, stell¬ 
te, wie Franz Mehring schrieb, „den 
ideologischen Überbau einer ökono¬ 
mischen Entwicklung, die sich in der 
mannigfaltigsten Weise vollzog“, dar. 
In den Erhebungen der Bauern kam 
zum Ausdruck, dass es darum ging, das 
wirtschaftlich und politisch überlebte 
Feudalsystem zu überwinden und den 
Weg frei zu machen für eine bürgerli¬ 
che Gesellschaft. Als die am meisten 
Ausgebeuteten und Unterdrückten 
wurden die Bauern zur entscheiden¬ 
den Triebkraft dieser Revolution und 
Thomas Müntzer ihr herausragendster 
politischer Führer und radikaler Ideo¬ 
loge der Reformation, die sich gegen 
die Abhängigkeit von Rom, gegen die 
Vorherrschaft der römisch-katholi¬ 
schen Kirche als Zentrum des Feudal¬ 
systems richtete. 

Aus dem Kleinbürgertum, einer 
Handwerkerfamilie kommend, stu¬ 
dierte Müntzer Theologie, promovier¬ 
te zum Magister und bildete bereits 
1513 in Magdeburg eine gegen die 
fürstliche Macht gerichtete konspirati¬ 
ve Handwerkervereinigung, studierte 
in Prag die Erfahrungen der Hussiten 
und wirkte unter anderem als Geistli¬ 
cher in Weißenfels, Aschersleben und 
Braunschweig. In Zwickau kam er als 
Prediger 1520/21 mit den plebejischen 
Schichten (Bergknappen) und der un¬ 
ter ihnen tätigen chiliastischen Sekte 
der Wiedertäufer des Tuchmachers Ni¬ 
kolaus Storch (genannt Pelargus) zu¬ 
sammen. Hier fand Müntzer den Weg 
zu den einfachen Menschen und schuf 


seine geistliche Lehre, nach der Gott 
stets und überall zu seinen Auserwähl¬ 
ten spricht und das vom Geiste des le¬ 
bendigen Gotteswortes geläuterte Volk 
die Umgestaltung des irdischen Lebens 
in seine Hand nehmen muss. 

Während Luther sich von seinen 
gewaltsamen Predigten abwandte und 
sich auf die Seite der Fürsten schlug, 
führte Müntzer, der ursprünglich zu 
seinen aktivsten Mitstreitern gehörte, 
nunmehr die eigene Sicht einer radi¬ 
kalen kirchlichen und politischen Er¬ 
neuerung zur Abkehr von diesem. Im 
März 1523 ermöglichte ihm die Über¬ 
nahme einer Pfarrstelle in Allstedt bei 
Halle den Gottesdienst zur Gewinnung 
der Gläubigen zu nutzen. Hier heira¬ 
tete er im selben Jahr die ehemalige 
Nonne Ottilie von Gersen, mit der er 
einen Sohn hatte. In Allstedt, das zum 
„Gegenwittenberg“ und Zentrum der 
reformatorischen Bewegung wird, 
entstehen Müntzers wichtigste politi¬ 
sche und theologische Schriften, so die 
„Deutsch-evangelische Messe“, „Deut¬ 
sches Kirchenamt“, „Protestation oder 
Entbietung“ und 1524 die „Fürstenpre¬ 
digt“, eine flammende Anklage gegen 
das blutsaugerische Feudalsystem. 

Im März 1524 gründet Müntzer den 
„Allstedter Bund“, den er zu einer die 
Bauern einigenden Organisation ge¬ 
stalten wollte. Im Herbst reist er nach 
dem Schwarzwald, wo sich unter sei¬ 
nem Einfluss der dort ausgebrochene 
Bauernaufstand radikalisiert. Anfang 
1525 kehrt er nach Thüringen zurück. 
Auf seine Initiative wird in der Reichs¬ 
stadt Mühlhausen der „Ewige Rat“ ge¬ 
schaffen, das Modell einer politischen 
und sozialen Umgestaltung. Müntzer 
vereinigt mehrere Thüringer Haufen 
und hofft, Thüringen zum Zentrum 
der vereinigten Bauernbewegung zu 
machen. Er wirbt für das Bündnis mit 
den städtischen Schichten und eröffnet 
Ende April einen erfolgreichen Feld¬ 
zug gegen die Feudalherren im Eichs¬ 
feld. 

Am 11. Mai trifft Müntzer in Fran¬ 
kenhausen ein und übernimmt die Füh¬ 
rung der dort versammelten Haufen. 
Hier vollendet sich das Schicksal die¬ 
ses furchtlosen revolutionären Führers 
der Bauern und der Volksreformati¬ 
on, der frühzeitig zum „Gegenspieler“ 
Martin Luthers wurde und mit seinen 
kühnen Gedanken seiner Zeit weit vo¬ 
raus war. Friedrich Engels schrieb über 
ihn und seine Epoche: „Es gab eine 
Zeit, wo Deutschland Charaktere her¬ 
vorbrachte, die sich den besten Leuten 
der Revolutionen anderer Länder an 
die Seite stellen können, wo das deut¬ 
sche Volk eine Ausdauer und Energie 
entwickelte, die bei einer zentralisier¬ 
ten Nation die großartigsten Resultate 
erzeugt hätte, wo deutsche Bauern und 
Plebejer mit Ideen und Plänen schwan¬ 
ger gingen, vor denen ihre Nachkom¬ 
men oft genug zurückschauderten“. ( F. 
Engels: Der deutsche Bauernkrieg, In: 
MEW, Bd. 7) 

Wer im Jubiläumsjahr nach Le¬ 
serstoff sucht, dem sei das fulminante 
Werk des Vorsitzenden der Thomas- 
Müntzer-Gesellschaft, Hans-Jürgen 
Goertz, emeritierter Professor für Sozi¬ 
al- und Wirtschaftsgeschichte der Uni¬ 
versität Hamburg, empfohlen: Thomas 
Müntzer. Revolutionär am Ende der 
Zeiten. Verlag C.H. Beck, München 
2015. Goertz vergisst nicht darauf zu 
verweisen, dass Müntzer zum gepfleg¬ 
ten historischen Erbe in der DDR ge¬ 
hörte und schreibt, einen Revolutio¬ 
när wie Müntzer kannte „im östlichen 
Teil Deutschlands später jedes Schul¬ 
kind“. Nach ihm „wurde die thüringi¬ 
sche Stadt benannt, in der er zuletzt 
gewirkt hatte, Mühlhausen: Thomas- 
Müntzer-Stadt. Arbeiterbrigaden und 
landwirtschaftliche Produktionsgenos¬ 
senschaften, Schulen und Straßen tru¬ 
gen seinen Namen.“ Und der Verfasser 
stellt gegenüber: „Im westlichen Teil 
Deutschlands war Müntzer kaum be¬ 
kannt. Kein Denkmal erinnerte an ihn 
und kein Platz.“ Bleibt abzuwarten, ob 
sich daran im Jubiläumsjahr etwas än¬ 
dern wird. Gerhard Feldbauer 
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Kultursplitter 


Grütters verteidigt Kreuz 

Kulturstaatsministerin Grütters hat 
das geplante vergoldete Kreuz auf 
der Kuppel des neuen Berliner Stadt¬ 
schlosses gegen Kritik verteidigt. Die 
hiesige Kultur habe ihre Wurzeln in ei¬ 
nem christlichen Menschenbild. „Un¬ 
sere Kultur der Offenheit, Freiheit und 
Barmherzigkeit hat ihre Wurzeln in un¬ 
serem christlichen Menschenbild.“ Das 
Angebot eines offenen Hauses wie 
des Humboldtforums sei nur glaub¬ 
würdig, wenn man sich dieser Identi¬ 
tät bewusst sei und sie auch zeige, so 
Grütters. Deshalb gehöre das Kreuz 
dazu. Grüne und Linkspartei sowie 
die Stiftung Zukunft Berlin sehen da¬ 
gegen den offenen Dialog der Kultu¬ 
ren gefährdet. Die Bundesregierung 
beteuert immer, das Humboldt-Forum 
solle ein Museum neuen Typs für die 
gesamte Weltgemeinschaft werden. Es 
soll ein öffentliches Gebäude sein, in 
das sich alle eingeladen fühlen. Aber 
wie soll ein solcher offener Dialog der 
Kulturen gelingen, wenn oben auf der 
Kuppel ein Kreuz schon die Richtung 
vorgibt? Dies ist eine Hierarchisie- 
rung der Kulturen und Religionen und 
entspricht nicht dem humanistischen 
Grundgedanken dieses Ortes, der dem 
Austausch der Kulturen dienen solle. 

Nur Kino? 

Ein Grundsatzstreit begleitet das Film¬ 
festival von Cannes. Es geht um die Fra¬ 
ge: Sollten auf großen Festivals Filme 
gezeigt werden, die gar nicht fürs Kino 
gedreht wurden, sondern für Online- 
Streamingdienste wie Netflix? 

In diesem Jahr sind gleich zwei von 
Netflix produzierte Filme im Wettbe¬ 
werb von Cannes vertreten. Der neue 
Film des amerikanischen Regisseurs 
Noah Baumbach „The Meyerowitz Sto¬ 
ries“ und „Okja“ von dem koreanischen 
Kultregisseur Bong Jong-Ho. Jury-Prä¬ 
sident Pedro Almodövar wünscht sich 
jedenfalls, dass Filme nicht nur welt¬ 
weit wie auch immer angeboten wer¬ 
den, sondern auch auf der großen Lein¬ 
wand laufen. Das Filmfest ist den fran¬ 
zösischen Kinobetreibern im Vorfeld 
entgegengekommen, ab dem nächsten 
Jahr werden nur noch Filme im Wettbe¬ 
werb gezeigt, für die eine Kinoauswer¬ 
tung in Frankreich garantiert ist. Das 
ist bedenklich, denn jeder große Name 
bekommt in Frankreich einen Verleih, 
aber das Meisterwerk eines spannen¬ 
den Regisseurs aus der Südmongolei 
bekommt keinen, weil er so unbekannt 
ist. Und deshalb darf er dann auch nicht 
im Wettbewerb laufen. Letztlich unter¬ 
wirft sich damit das Festival, eigentlich 
im Dienste der Kinokultur, den Markt¬ 
gesetzen. Auf Festivals sollten alle Fil¬ 
me eine Chance haben, egal von wem 
sie produziert wurden. Auf Festivals 
geht es um Kino- und Bilderdiskurse 
jenseits des Business. 

Für andere Länder ist das Neben¬ 
einander von Kino und Online-Strea- 
mingdiensten offenbar weniger prob¬ 
lematisch. In China etwa gibt es schon 
lange Online-Filmportale und das Kino 
boomt trotzdem. Ein spannendes Mo¬ 
dell läuft in England: Während in Lon¬ 
don Filme noch in Kinos laufen, werden 
sie im Rest des Landes bereits auf Stre¬ 
aming-Diensten zur Verfügung gestellt. 

Politischer Neuling im Kabinett 

Die angesehene Verlegerin Frangoise 
Nyssen ist Kulturministerin im Kabi¬ 
nett von Frankreichs neuem Präsiden¬ 
ten Emmanuel Macron. Die 1951 in der 
Nähe von Brüssel geborene Nyssen lei¬ 
tet den von ihrem Vater gegründeten 
Actes-Sud-Verlag mit Sitz in Arles. 
Der renommierte Verlag hat ein sehr 
anspruchsvolles Programm und pflegt 
u. a. die Literaturen Afrikas, auch deut¬ 
sche Autoren zählen zum Programm. 
Laut ersten Aussagen sei ein Schwer¬ 
punkt ihres neuen Amtes die kulturelle 
Bildung, geplant ist ein „Kulturbonus“ 
von 500 Euro für jeden 18-Jährigen an¬ 
lässlich der Volljährigkeit. Was die Be¬ 
schenkten damit anfangen können (au¬ 
ßer Bücher kaufen), ist noch nicht klar, 
auf jeden Fall feiert das Gießkannen¬ 
prinzip die „Egalite“. Außerdem stehen 
ihrem Ressort 50 Milliarden Euro für 
den Schutz und die Bewahrung natio¬ 
nalen Kulturguts zur Verfügung. 


Dichtung, die politisch wirkt 

Die Klang- und Formfülle der Gedichte Georg Herweghs begeistert bis in die Gegenwart 


G eorg Herweghs 200. Geburts¬ 
tag am 31. Mai 2017 ist leicht zu 
würdigen; seine Gedichte sind 
durch ihre politische Klarheit und oft 
durch den schönen Ton schmerzlicher 
Entsagung, wie die „Strophen aus der 
Fremde („Ich möchte hingehn wie das 
Abendrot/Und wie der Tag in seinen 
letzten Gluten “) bekannt geblieben. Es 
gehörte zu den Eigenheiten des Dich¬ 
ters, dass er sehnsüchtige Entsagung 
nicht zuließ: „Du wirst nicht hingehn 
wie das Abendrot,/Du wirst nicht stil¬ 
le wie der Stern versinken Trost war 
und ist aus seinen Versen nicht zu er¬ 
warten, seine Gedichte sind fordernd 
und kämpferisch. Viele sind liedhaft 
bekannt, einige von ihnen wurden zu 
Hymnen des proletarischen Kampfes: 
„Mann der Arbeit, aufgewacht!/und er- 
kenne deine Macht!/Alle Räder stehen 
still,/Wenn dein starker Arm es will.“ 
(„Bundeslied“) 

Georg Herweghs zu gedenken ist 
aber auch schwer, weil Denunziatori- 
sches im Umlauf ist, weil einige seiner 
Handlungen die Freunde zum Wider¬ 
spruch reizten, weil der revolutionä¬ 
re Dichter auch ein Wirrkopf war mit 
einem „Mangel an politischem Blick“ 
(Mehring). Bis heute schwankt das 
Bild des Menschen: Der Untertitel 
einer Herwegh-Biografie „Ein Hel¬ 
denleben“ (von Ulrich Enzensberger) 
ist eine Ironisierung, ihr Inhalt noch 
vernichtender. Herwegh war ein Ver¬ 
bündeter der Arbeiter, er förderte mit 
seinen Gedichten die Revolution, ein 
Held war er nicht. 

In einer widersprüchlichen Situ¬ 
ation ist es sinnvoll sich zu entschei¬ 
den, wie es auch Karl Marx in diesem 
Fall tat: Herweghs Lebensweise stieß 
Freunde ab, Heine kritisierte ihn und 
auch Marx hatte keine Freude daran, 
aber ihm kam es auf die Dichtung, nicht 
auf die Lebensweise an. Marx behielt 
Recht, wenn auch die gegensätzliche 
Bewertung Herweghs zur Trennung 
zwischen ihm und Arnold Rüge führ¬ 
te: Gewirkt haben auf Dauer das Werk, 
seine Gedichte und die darin erkennba¬ 
ren Überzeugungen des Mannes, nicht 
seine Fehlentscheidungen, 
seine spontanen Aktionen, 
seine Eitelkeiten. Mit dem 
Widerspruch, dass es Diskre¬ 
panzen zwischen Herweghs 
Dichtung und Herweghs Le¬ 
ben gibt, muss man und kann 
man leben. Erinnern wir uns 
eines poetischen Werkes, das 
Lieder, Sonette, Xenien und 
andere Formen, neben politi¬ 
schen Gedichten auch Liebes¬ 
und Naturgedichte, Gedichte 
über Dichter und Trauerge¬ 
dichte bietet. 

Als die „Gedichte eines 
Lebendigen“ 1841 erschie- ~ 
nen - bereits der Titel ein Ge¬ 
gensatz zu den „Briefen eines Verstor¬ 
benen“ des Aristokraten Fürst Her¬ 
mann von Pückler-Muskau -, wurde das 
zur Sensation, den Autor kannte man 
nicht: Die Gedichte erschienen ano¬ 
nym; ihr Erfolg war beispiellos in der 
Publikationsgeschichte. 1843 erschien 
bereits die 7. Auflage. Herwegh war al¬ 
lerdings nicht der erste politische Dich¬ 
ter Deutschlands - so Ulrich Enzens¬ 
berger: Die „Lieder eines Lebendigen“ 
gehörten zu den zahlreichen Gedichten, 
wie sie seit der Julirevolution 1830 und 
dem Polenaufstand von Nikolaus Le¬ 
naujulius Mosen, Anastasius Grün und 
anderen entstanden waren. Sie alle wa¬ 
ren nicht Ausdruck eines Individuums, 
sondern entsprachen der politischen 
Meinung vieler Menschen. Herwegh 
sah in der Literatur eine politische 
Macht, die von Gleichgesinnten, aber 
auch von Gegnern wie Metternich ernst 
genommen wurde. Er billigte der Dich¬ 
tung im Gegensatz zu anderen eine po¬ 
litisch gestaltende Kraft zu. Das machte 
eine Besonderheit seiner Dichtung aus; 
inzwischen haben gesellschaftliche Sys¬ 
teme wie zum Beispiel die DDR ihre 
Literatur ähnlich gesehen und sie hoch- 
geschätzt. Sie war ihnen Seismograph 
der gesellschaftlichen Entwicklung. 


Foto: public domain 


Eines der bekanntesten Gedichte 
Herweghs ist „Die Partei“ (1842). Die 
Schlussverse sind eindrucksvolle Verse 
deutscher Sprache: „ O wählt ein Ban¬ 
ner, und ich bin zu¬ 
frieden,/Ob’s auch 
ein andres, denn das 
meine sei;/Ich hab 
gewählt, ich habe 
mich entschieden,/ 

Und meinen Lor¬ 
beer flechte die Par¬ 
tei !“ Das Gedicht ist 
oft fehlinterpretiert 
worden. Es geht um 
keine Partei, auch 
nicht um die der Ar¬ 
beiterklasse. Die gab 
es noch nicht. Vor¬ 
läufer waren nicht in 
Sicht; der Bund der 
Kommunisten ent¬ 
stand 1847 in Lon¬ 
don und der All¬ 
gemeine Deutsche 
Arbeiterverein (ADVA) wurde 1863 
gegründet. Auch dichtete Herwegh 
nicht von einer Partei, für die man sich 
entscheiden müsse, sondern von „Par¬ 
tei! Partei! Wer wollte sie nicht neh¬ 
men“. Es ging um die politische Wirk¬ 
samkeit von Gedichten, um Verant¬ 
wortung, die der Dichter übernehmen 
soll. Sein Gedicht richtete sich deutlich 
„An Ferdinand Freiligrath“ sein Plä¬ 
doyer für Parteinehmen gegen Freilig- 
raths These „ Der Dichter steht auf ei¬ 
ner höhern Warte/Als auf den Zinnen 
der Partei “ Herwegh sah die Dichter 
als „Könige der Hütte“ („An die deut¬ 
schen Dichter“), durchaus ähnlich 
Georg Büchners „Friede den Hütten! 
Krieg den Palästen!“ Herweghs „Bun¬ 
deslied“ wurde die Hymne des ADAV 
von 1863. 

1842 wurde zu seinem Schicksals¬ 
jahr: Herwegh, „der Matador des Jah¬ 
res 1842“ (Karl Gutzkow), hatte eine 
Zeitschrift in der Schweiz übernom¬ 
men, reiste nach Frankreich, lernte 
Heine kennen - der Herwegh als „ei¬ 
serne Lerche“ besang -, und fuhr dann 
durch Deutschland. In Köln hatte er 



mengetroffen und dann mit Rüge 
nach Berlin gereist, wo er seine spä¬ 
tere Frau kennenlernte. Manche tra¬ 
fen im Dichter den Kommunisten wie 
Julius Mosen, der am 
30. Oktober 1842 an 
Adolf Stahr schrieb: 
Herwegh „leidet 
schwer an der Zer¬ 
rissenheit dieser 
Zeit, aus welcher er 
einen Weg durch die 
Politik sucht auf der 
äußersten Linken 
... Er war in Paris, 
wo er sich viel mit 
dem Kommunismus 
beschäftigt hat.“ In 
Berlin trat Herwegh 
öffentlich gegen die 
sogenannten „Frei¬ 


zu werden. Aber die Klang- und Form¬ 
fülle der Gedichte Herweghs begeis¬ 
tert bis in die Gegenwart. Doch man¬ 
ches wirkt heute martialisch („Das 
Lied vom Hasse“), wirkt wie überstei¬ 
gerte Dichtung der Befreiungskrie¬ 
ge, erinnert an Theodor Körner, E.M. 
Arndt und Max von Schenkendorf, na¬ 
tionalistische Töne klingen mit: „Zur 
Seite blitzt uns das Gew ehr,/Der Tod 
aus unserer Hand,/Wir reiten hin, wir 
reiten her,/Wir reiten ums Vaterland 
(„Husarenlied“). Das sagt wenig ge¬ 
gen Herweghs Anliegen und seine re¬ 
volutionäre Haltung, wohl aber etwas 
über den Verschleiß an Wortmaterial. 

1890, nach dem Fall des Sozialisten¬ 
gesetzes, befand sich der deutsche Na¬ 
turalismus auf dem Höhepunkt - mit 
Gerhart Hauptmanns sozialem Schau¬ 
spiel „Vor Sonnenaufgang“ (1889). 



\\ j . . „ 
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„Ich bin ein freier Mann und singe/Mich wohl in keine Fürstengruft.“ 

Im Deutschland Bismarcks wollte Georg Herwegh nicht begraben sein. So fand 
er in Liestal im Schweizer Kanton Basel-Land seine letzte Ruhestätte. 


An Georg Herwegh 

Herwegh, du eiserne Lerche, 

Mit klirrendem Jubel steigst du empor 
Zum heilgen Sonnenlichte! 

Ward wirklich der Winter zunichte? 

Steht wirklich Deutschland im Frühlingsflor? 
Herwegh, du eiserne Lerche, 

Weil du so himmelhoch dich schwingst, 

Hast du die Erde aus dem Gesichte 
Verloren - Nur in deinem Gedichte 
Lebt jener Lenz den du besingst. 

Heinrich Heine 


mit Karl Marx Freundschaft geschlos¬ 
sen, in Jena Robert Prutz gesprochen, 
in Dresden war er mit Bakunin, Ar¬ 
nold Rüge und Julius Mosen zusam¬ 


en“ auf, Linkshegelianer im Umkreis 
von Bruno Bauer; in großer Klarheit 
wies Herwegh auf ihre politische Ro¬ 
mantik hin, die das politische Kon¬ 
zept von Karl Marx, propagiert in der 
„Rheinischen Zeitung“, in 
Frage stellten. Aber er wur¬ 
de auch vom König empfan¬ 
gen und fühlte sich geschmei¬ 
chelt, nicht bedenkend, was 
für einen Eindruck das abge¬ 
ben würde. Es hat sein Bild 
getrübt. Sein gescheiterter 
abenteuerlicher Freischärler¬ 
zug der Deutschen demokra¬ 
tischen Legion 1848, von der 
Marx und Engels entschieden 
abrieten, trübte das Bild noch 
weiter ein. 

Herwegh schrieb nicht 
nur Gedichte, sondern war 
auch ein kongenialer Über¬ 
setzer Lamartines, Mitarbei¬ 
ter an politischen Zeitschriften wie 
den „Deutsch-Französischen Jahrbü¬ 
chern“. Seine essayistischen Schriften 
zur Literatur sind in Gefahr vergessen 


Aber seine politische Funktion war 
zwischen Sozialdemokratie und den 
„Jungen“, einer oppositionellen Grup¬ 
pe der Partei mit Bruno Wille und an¬ 
deren Naturalisten, umstritten; Georg 
Herwegh wurde von Franz Mehring 
und Wilhelm Liebknecht wie zuvor 
schon von Arno Holz zu den Ahnher¬ 
ren einer sozialen Lyrik gerechnet, die 
in der entstehenden sozialistischen 
Literatur mit Leopold Jacoby, Rudolf 
Lavant und anderen eine eigene Tra¬ 
dition der politischen Lyrik gründe. 
Julius Hart, der Vertreter eines unpo¬ 
litischen Naturalismus, disqualifizierte 
Herweghs Gedichte dagegen: Sie seien 
wie eine glänzende Rakete, „um rasch 
in der Luft zu verpuffen und als arm¬ 
seliger, toter Aschenrest auf die Erde 
zurückzukommen“. Aus einer literari¬ 
schen Epoche entstanden zwei gegen¬ 
sätzliche Rezeptionen. Die Zukunft? 
Herweghs Freund Dingelstedt schrieb: 
„Herwegh hat eine Zukunft, wenn 
Deutschland eine Revolution erlebt, 
sonst nicht.“ 

Rüdiger Bernhardt 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP (1. Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Donnerstag - Sonntag, 25. bis 28.5.17: Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Samstag/Sonntag, 10./ll.6.17: Marxismus und Religion 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Samstag/Sonntag, 8./9.7.17: Seminar für Bildungsverantwortliche 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

samstag/sonntag, 26727.8.17: Politische Strategie und strategische Politik 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17: Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,-€; bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,-€. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP • Am Stadtpark 68 • 51373 Leverkusen • Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 
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Kuba im Wandel 

Junge Sozialistlnnen aus Europa und ihre Erfahrungen auf der Karibikinsel 


Die sechzehn Autorinnen dieses Buches haben einen besonderen Anspruch. Sie wollten ein Buch für Men¬ 
schen schreiben, die Kuba wirklich kennenlernen und verstehen wollen. Ihnen allen gemeinsam ist eine tiefe 
Verbundenheit zu der kleinen sozialistischen Insel, die kontinuierlich Widerstand leistet in der riesigen kapita¬ 
listischen Welt. 

Aus dem Vorwort: 

Die meisten von uns haben mehrere Monate bis Jahre auf Kuba gelebt, studiert oder gearbeitet, alle kennen wir 
Kuba von Reisen, die sich - abseits vom Tourismus - mit Themen auseinandergesetzt haben, die die Menschen 
im Land berühren und betreffen. Dennoch maßen wir uns nicht an zu behaupten, das Land besser zu kennen 
als die kubanische Bevölkerung. Es hegt uns fern zu belehren, verurteilen oder zu verklären - wir meinen, dass 
wir einen Einblick in das kubanische Leben und die sozialistische Gesellschaft gewähren können. So ist ein Mo¬ 
saik aus Erfahrungen entstanden, die natürlich subjektiv sind, aber an vielen Stehen durch Zahlen und Fakten 
untermauert werden und versuchen, das Erlebte in ein gesellschaftliches Gesamtbild einzuordnen. Kuba zeigt 
uns tagtäglich, dass der Kapitalismus nicht das Ende der Geschichte und eine andere Welt möglich ist. Für die¬ 
se Erfahrung danken wir ah den Menschen, die auf Kuba an dem Aufbau einer gerechteren Gesellschaft ohne 
Ausbeutung und Krieg arbeiten und mit ihrem Wissen weltweit - solidarisch mit den Ärmsten dieser Erde - im 
Einsatz sind. 


Über den Missbrauch 
der Menschenrechte 

... Aufgrund eigener dreijähriger Er¬ 
fahrung als Angestellter einer deut¬ 
schen Firma in Havanna meine ich, dass 
die niedrigen staatlichen Löhne derzeit 
das wichtigste Problem Kubas auch 
für die Umsetzung einiger Menschen¬ 
rechte darstellen. Mit einem Lohn von 
durchschnittlich 675 Pesos in „Moneda 
Nacional“ lebt es sich trotz Lebensmit¬ 
telkarte, subventioniertem Strom, Gas 
und Wasser und kostenlosem Mittages¬ 
sen auf der Arbeit nur sehr bescheiden. 
Doch kein Mensch muss auf Kuba ver¬ 
hungern und allen steht ein Dach über 
dem Kopf zu, was von vielen anderen 
Ländern dieser Welt nicht behauptet 
werden kann. Aber Dinge wie Klei¬ 
dung, Elektrogeräte und andere Wa¬ 
ren, die importiert werden, sind kaum 
erschwinglich. Das schmälert aus Sicht 
vieler Kubaner die Lebensqualität. 
Wenn man Kuba als strukturell unter¬ 
entwickeltes Land der Karibik sieht, 
eine ehemalige Kolonie mit einer nach 
mehr als 400-jähriger Fremdherrschaft 
grundlegend deformierten Wirtschaft, 
erscheint vieles in einem anderen Licht. 
Haiti wird beispielsweise meist nicht 
mit der Latte Menschenrechte gemes¬ 
sen, auch wenn dort etwa das Recht 
auf Arbeit, Gesundheitsversorgung, 
Bildung und angemessene Lebenshal¬ 
tung nicht ansatzweise verwirklicht ist. 

Bei jeder Diskussion über Men¬ 
schenrechte sollten wir anerkennen, 
dass jedes Land zu jeder historischen 
Situation eigene Prioritäten bezüglich 
der durchzusetzenden Menschenrechte 
setzt. Im Hinblick auf Kuba könnte man 
zugespitzt fragen, ob es denn wichtiger 
ist, unentgeltlichen Zugang zu Schulbil¬ 
dung und höherem Bildungswesen zu 
haben oder einen eigenen Computer 
mit Internetanschluss zu besitzen. Oder 
auch, ob es wichtiger ist, allen Fach¬ 
kräften uneingeschränkte Reisefreiheit 
zu garantieren - auch wenn damit die 
bereits bestehende Abwanderung von 
Fachkräften („Brain Drain“) weiter sti¬ 
muliert wird - oder ob es stattdessen 
nicht notwendiger ist, die Versorgung 
der Bevölkerung durch wichtige Spe¬ 
zialisten, Fachärzte und Chirurgen si¬ 
cherzustellen, nachdem man diese vie¬ 
le Jahre auf Kosten des Staates ausge¬ 
bildet hat? Ergänzend zum Grundsatz 
der Universalität der Menschenrechte 
gilt auch der Anspruch ihrer Unteilbar¬ 
keit. Menschenrechte müssen danach 
stets in ihrer Gesamtheit verwirklicht 
sein. Im lateinamerikanischen Kontext 
ist zum Beispiel relevant, dass eine 
Umsetzung von Freiheitsrechten nicht 
möglich ist, wenn nicht gleichzeitig das 
Recht auf Nahrung, Bildung und Ar¬ 
beit verwirklicht wird. 

... Wer auf Kuba geboren wird, 
hat eine höhere Lebenserwartung, als 
Menschen auf den karibischen Nach¬ 
barinseln oder in Mexiko. Mit knapp 
79 Jahren erreicht die durchschnitt¬ 
liche Lebenserwartung in Kuba fast 
das Niveau der Industrienationen des 
Nordens. Zudem genießt ein Mensch 
in Kuba eine durchschnittliche Ausbil¬ 
dungsdauer von mehr als zehn Jahren, 
was ebenfalls auf dem Niveau indus¬ 
trialisierter Länder liegt. Der Zugang 
zu Kultur, Bildung und Gesundheits¬ 
system - auch außerhalb der großen 
Städte - ist besser ausgebaut als vie¬ 
lerorts sonst auf der Welt. Die Ge¬ 


samtheit solcher Daten spiegelt sich 
in Messzahlen wie dem Human Deve¬ 
lopment Index (HDI) oder dem Gini- 
Koeffizienten wieder, bei denen Kuba 
international gut abschneidet. Auch die 
Sicherheit auf den Straßen der großen 
Städte ist einzigartig in Lateinamerika. 


Diese sind weitgehend frei von Gangs 
und Drogen, wie man es sonst auf dem 
Kontinent - beispielsweise aus dem 
Nachbarland Mexiko - kennt. Das ist 
so, obwohl Kuba geographisch an der 
Hauptroute des Drogenhandels - von 
Südamerika als Produzent nach Nord¬ 
amerika als Hauptkonsumregion - 
liegt. 

Würden die Massenmedien tatsäch¬ 
lich alle wirtschaftlichen, sozialen, und 
kulturellen Menschenrechte würdigen, 
für deren Verwirklichung das kubani¬ 
sche Volk gekämpft hat und jeden Tag 
arbeitet, dann müssten sie allerdings 
auch grundsätzliche Fragen aufwerfen. 
Denn wenn ein materiell armes Land 
ohne große Ressourcen es schafft, sozi¬ 
alen Frieden und Sicherheit, Chancen¬ 
gleichheit, Zugang zu Bildung, medizi¬ 
nische Versorgung und Katastrophen¬ 
schutz - sogar für andere Länder, wie 
mit Ärztebrigaden in Westafrika oder 
Haiti - zu gewährleisten, was wäre dann 
erst innerhalb der industrialisierten 
Länder des Nordens möglich? Warum 
werden einfache Menschenrechte wie 
das Recht auf Arbeit, auf Wohnraum, 
Nahrung, körperliche Unversehrtheit 
oder „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ 
in viel reicheren Ländern oft in deutlich 
geringerem Umfang erfüllt? 

Doch die bürgerlichen Medien stel¬ 
len den Wunsch nach einer besseren 
Welt lieber als unerreichbar dar und 
führen an, dass eine „andere Welt“ mit 
inakzeptablen Einschränkungen der 
individuellen Freiheiten verbunden 


wäre. Gelegentlich argumentieren sie, 
dass die Gewährleistung der wirtschaft¬ 
lichen, sozialen und kulturellen Men¬ 
schenrechte immer eine Einschrän¬ 
kung der bürgerlichen und politischen 
Menschenrechte mit sich bringen wür¬ 
de, wie das Beispiel Kubas zeige. Das 


Thema wird weiter instrumentalisiert 
werden, auch um zu belegen, dass in ei¬ 
ner sozialistischen Gesellschaft Rech¬ 
te wie Meinungs- und Versammlungs¬ 
freiheit prinzipiell beschnitten würden. 
Letztendlich soll die sogenannte „Al- 
ternativlosigkeit“ des kapitalistischen 
Systems begründet werden. 

Karl Wolfgang 

Ein Beispiel für Lateinamerika 

... Für die Vision eines vereinten La¬ 
teinamerikas steht der 1783 in Cara¬ 
cas geborene Simon Bolfvar, der für 
die Unabhängigkeit Lateinamerikas 
kämpfte und als „El Libertador“ (der 
Befreier) in die Geschichte des Konti¬ 
nents eingegangen ist. Der 1853 in Ha¬ 
vanna auf die Welt gekommene Intel¬ 
lektuelle Jose Marti, Vordenker der ku¬ 
banischen Unabhängigkeit, griff diesen 
Gedanken Ende des 19. Jahrhunderts 
auf: Sein berühmtester Essay trägt den 
Namen „Unser Amerika“. Darin gei¬ 
ßelt er die US-amerikanische Vorherr¬ 
schaft über den Kontinent und stellt 
dieser die Idee einer antiimperialisti¬ 
schen Allianz gegenüber. 

Diese Ideen haben die kubanische 
Revolution maßgeblich geprägt. Ernes- 
to „Che“ Guevara, der als gebürtiger 
Argentinier an der Seite Fidel Castros 
kämpfte, erklärte 1964 vor den Ver¬ 
einten Nationen, er fühle sich so sehr 
als lateinamerikanischer Patriot, dass 
er für die Befreiung jedes Landes auf 
dem Subkontinent jederzeit sein Le¬ 


ben geben würde, ohne etwas als Ge¬ 
genleistung zu verlangen. Dieser Satz 
klingt heute wie eine Vorahnung: Nur 
drei Jahre später starb Guevara im boli¬ 
vianischen Guerillakampf. 

Fortschrittliche Kräfte in der Re¬ 
gion zu unterstützen war von Anfang 
an ein fester Bestandteil von Kubas 
internationalistischem Engagement. 
Revolutionären, Befreiungstheologen 
und Kritikern der imperialistischen 
Unterdrückung gilt Kuba bis heute als 
Musterbeispiel für einen lateinameri¬ 
kanischen Weg aus der sozialen Misere. 
1971 stärkte Fidel Castro mit einer Rei¬ 
se nach Chile dem sozialistischen Präsi¬ 
denten Salvador Allende den Rücken. 
Doch die Mehrheit der lateinamerika¬ 
nischen Staaten, die unter US-ameri¬ 
kanischer Vorherrschaft standen, ver¬ 
bannten Kuba politisch wie wirtschaft¬ 
lich in die Isolation. 

Während das sozialistische Land für 
fortschrittliche Kräfte ein wichtiger Be¬ 
zugspunkt ist und konkrete Unterstüt¬ 
zung leistet, braucht es die anderen 
Staaten der Region als Handelspartner 
und politische Mitstreiter gegen den 
Imperialismus. Wie gegenseitige Hilfe 
erfolgreich funktioniert, zeigt das Staa¬ 
tenbündnis ALBA (Alianza Bolivaria- 
na para los Pueblos de Nuestra Ameri¬ 
ca, die „Bolivarianische Allianz für die 
Völker unseres Amerika“), ein Gegen¬ 
entwurf zu Plänen der USA für einen 
von ihnen dominierten Zusammen¬ 
schluss. ALBA war ursprünglich bloß 
ein Abkommen zwischen Caracas und 
Havanna zur politischen, wirtschaftli¬ 
chen und sozialen Zusammenarbeit. 
Doch das Bündnis strahlte rasch aus; 
inzwischen haben sich neun weitere 
Länder der Allianz angeschlossen, da¬ 
runter Bolivien und Ecuador. Gemein¬ 
same Projekte sollen für die breite Be¬ 
völkerung die Lebensqualität erhöhen: 
Dank des kubanischen Programms „Yo 
Sf Puedo“ gibt es in Venezuela, Nica¬ 
ragua, Bolivien und Ecuador heute 
keinen Analphabetismus mehr. Das 
Projekt zur Heilung von Augenkrank¬ 
heiten, „Operaciön Milagro“ hat weit 
über den ALBA-Raum hinaus Milli¬ 
onen Menschen ihre Sehfähigkeit zu¬ 
rückgegeben. 

Übersetzt heißt das Wort „alba“ 
Morgenröte - ein Zeichen der Auf¬ 
bruchstimmung: Der Kontinent ist aus 
der Hoffnung auf bessere Lebensbedin¬ 
gungen und echte Unabhängigkeit, ins¬ 
besondere von den USA, enger zusam¬ 
mengewachsen. Das spiegelt sich auch 
in anderen Zusammenschlüssen der Re¬ 
gion wider, in denen der Gedanke einer 
lateinamerikanischen Einheit Einzug 
erhalten hat. Während über Jahrzehnte 
der Ausschluss Kubas aus den US-do- 
minierten regionalen Bündnissen die 
Regel war, forderte beim Amerikagip¬ 
fel 2012 die Mehrzahl der lateinameri¬ 
kanischen Teilnehmer, Kuba ebenfalls 
zu diesem Treffen der Staatschefs des 
Doppelkontinents einzuladen. Washing¬ 
ton musste sich dem Druck schließlich 
fügen und 2015 beteiligte sich Kuba 
erstmals an dem Treffen. Doch so sehr 
sich die USA auch genötigt sehen, ge¬ 
genüber Havanna einen anderen Ton 
anzuschlagen, so vehement greifen sie 
direkt oder indirekt die linken Bewe¬ 
gungen und Regierungen der Region 
an. Schließlich weiß man auch im Wei¬ 
ßen Haus: Kuba braucht Lateinamerika 
und Lateinamerika braucht Kuba. Ein 
erneutes Erstarken rechter Kräfte wür¬ 
de den wiedergewonnenen politischen 
und ökonomischen Handlungsspiel¬ 
raum Havannas erneut einschränken. 

Lena Kreymann 

Die Jugend als Objekt 
der Begierde 

Bei gutem Wetter kommen auf der acht 
Kilometer langen Küstenstraße Ma- 
lecön in Havanna jedes Wochenende 
Hunderte junge Kubanerinnen zusam¬ 
men. Für viele Jugendliche ist die Pro¬ 
menade ein angesagter Treffpunkt. Im 
Outfit, dem Faible für Smartphones und 
ihrer Musikbegeisterung unterscheiden 


sie sich kaum von den Altersgenossen 
in lateinamerikanischen Nachbarlän¬ 
dern. Und doch ist vieles in Kuba völlig 
anders. Die Atmosphäre wirkt weniger 
aggressiv und wer nachts am Malecön 
entlangschlendert, fühlt sich niemals 
bedroht, sondern wird mitgerissen von 
der einzigartigen heiteren Stimmung. 
Marodierende Jugendbanden wie die 
berüchtigten „Maras“, die in El Sal¬ 
vador, Honduras, Guatemala und an¬ 
deren lateinamerikanischen Ländern 
Angst und Schrecken verbreiten, sind 
unbekannt. Auch Mafiastrukturen wie 
in Miami gibt es nicht. 

Einer der deutlichsten Unterschie¬ 
de zwischen kubanischen Jugendlichen 
und denen im Rest der Welt ist jedoch 
nicht sichtbar: Wie wohl in keinem an¬ 
deren Land ist die Jugend Kubas das 
Objekt der Begierde ausländischer 
Geheimdienste. Auch Parteien, deren 
Stiftungen, Medienunternehmen und 
vorgebliche Nichtregierungsorganisa¬ 
tionen (NGOs) des Westens investieren 
Millionen, um Kuba nach ihren Vorstel¬ 
lungen zu verändern. Ihre tatsächlichen 
Absichten tarnen sie als „freundliches 
Angebot zur Förderung der kubani¬ 
schen Jugend“ und wer sich darauf ein¬ 
lässt, hat meistens keine Ahnung, unter 
wessen Fittiche er sich begibt. 

... Im Herbst 2016 protestierten Tau¬ 
sende kubanische Schülerinnen und 
Studentinnen gegen den Versuch der 
US-Organisation, sie für ihre politischen 
Zwecke zu missbrauchen. „Wir haben es 
nicht nötig, dass einer kommt, um uns 
zu sagen, wie das Projekt des Landes 
aussehen soll, das wir für die Zukunft 
wollen und vor allem nicht, wenn diese 
Vorschläge aus dem Norden kommen, 
von wo aus man immer versucht hat, uns 
die kapitalistische Kultur einzuflößen“, 
sagte die Vorsitzende des Studentenver¬ 
bandes (Federaciön Estudiantil Univer- 
sitaria, FEU) Jennifer Bello. 

Die kapitalistische Kultur und Le¬ 
bensart hatte US-Präsident Barack 
Obama jedoch durchaus im Blick, als 
er am 22. März 2016 im Großen The¬ 
ater von Havanna ausrief: „Ich appel¬ 
liere an die Jugend Kubas, die etwas 
Neues aufbauen, sich erheben muss.“ 
Ohne die Aggressionen, die in den letz¬ 
ten Jahrzehnten von den USA ausgin¬ 
gen, zu erwähnen - als Beispiele seien 
nur die Invasion in der Schweinebucht, 
das US-Gefängnis und Folterzentrum 
in der Bucht von Guantänamo, der von 
Miami aus organisierte Terror gegen 
Menschen und Einrichtungen auf Kuba 
oder die seit über 55 Jahren bestehende 
US-Blockade genannt - forderte Oba¬ 
ma die kubanischen Jugendlichen auf, 
sich „nicht von der Geschichte gefan¬ 
gennehmen zu lassen“. 

Ein Satz, der Erinnerungen an die 
frühe Bundesrepublik weckt, als eini¬ 
ge, noch der NS-Ideologie verhaftete 
Lehrer unbequeme Fragen von Schü¬ 
lern nach den Verbrechen der Eltern¬ 
generation abzuwürgen versuchten. 
Kubanische Jugendliche sollen offen¬ 
bar nicht nur die Angriffe auf ihr Land 
vergessen, sondern auch die Lebensbe¬ 
dingungen unter den US-freundlichen 
Diktaturen vor dem Sieg der Revolu¬ 
tion. Das Negieren geschichtlicher Er¬ 
fahrungen gehört zum Standardreper¬ 
toire der neoliberalen Gegenoffensive 
in Lateinamerika. Kuba steht dabei im¬ 
mer im Fokus, egal ob der Chef im Wei¬ 
ßen Haus gerade Reagan, Bush, Clin¬ 
ton, Obama oder Trump heißt. 

... Neben den unterschiedlichen 
Diensten der Vereinigten Staaten ver¬ 
suchen auch Parteien, Stiftungen und 
Medienunternehmen aus Europa, Ju¬ 
gendliche für eine „sanfte Revolution“ 
in Kuba zu rekrutieren. Diese Aktivi¬ 
täten sind meist konspirativ. Hin und 
wieder kommen durch Zufall jedoch 
Details ans Licht. So beispielsweise, als 
der spanische Agent Ängel Carromero 
im Juli 2016 in der Nähe der ostkuba¬ 
nischen Stadt Bayamo einen Autoun¬ 
fall verursachte, bei dem die einheimi¬ 
schen Systemgegner Oswaldo Payä und 
Harold Cepero ums Leben kamen, die 
mit ihm im Auto saßen. Der Jungpoliti- 
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ker Carromero war von der rechtskon¬ 
servativen spanischen Volkspartei (Par- 
tido Populär) in geheimer Mission nach 
Kuba geschickt worden und dort als Tou¬ 
rist eingereist. Nach dem Unfall gestand 
er, dass er den Auftrag hatte, der Toch¬ 
ter von Payä mehrere tausend Euro Bar¬ 
geld und Ausrüstungsmaterialien für den 
Aufbau einer oppositionellen Jugendor¬ 
ganisation zu überbringen. 

Bei denVersuchen, oppositionelle Ju¬ 
gendstrukturen auf der Insel aufzubauen, 
kennt der Einfallsreichtum der Gegner 
des kubanischen Gesellschaftssystems 
keine Grenzen. Im Dezember 2014 ver¬ 
öffentlichte die Nachrichtenagentur AP 
Dokumente, die belegen, dass USAID 
im Jahr 2008 ein Projekt gestartet hatte, 
um mit Rappern und anderen Musikern 
eine gegen die Revolution gerichtete 
Jugendbewegung aufzubauen. Um ihre 
Ziele zu verschleiern, hatte die Organi¬ 
sation die in Washington ansässige Fir¬ 
ma „Creative Associates International“ 
für Millionen Dollar mit der Umsetzung 
beauftragt. Diese richtete wiederum eine 
Briefkastenfirma in Panama ein, heuer¬ 
te Helfer auf den British Virgin Islands 
in der Karibik und eine Anwaltskanz¬ 
lei in Liechtenstein an, um die kubani¬ 
schen Behörden über die Herkunft der 
Finanzen und den Fluss des Geldes zu 
täuschen. „Creative Associates Interna¬ 
tional“ schickte den serbischen Otpor- 
Aktivisten Rajko Bozic nach Kuba. In 
Serbien hatte der in Kuba als harmloser 
„Musikpromoter“ auftretende Agent im 
Jahr 2000 Protestkonzerte organisiert, 
die zum Sturz des damaligen Präsidenten 
Slobodan Milosevic beitrugen. Er verfüg¬ 
te also über die gewünschte Erfahrung 
zur Vorbereitung eines Umsturzes. In 
Kuba sprachen Bozic und seine Helfer 
rund 200 junge Musiker an, lockten mit 
Reisen nach Europa, versprachen Kon¬ 
zertverträge und Videoclips, organisier¬ 
ten TV-Shows und Festivals. 

Vergleichsweise harmlos, doch dem 
gleichen Ziel verpflichtet, nimmt sich da¬ 
gegen eine Initiative der sich gern links¬ 
liberal gebenden bundesdeutschen „ta- 
geszeitung“ (taz) aus. In 1990er Jahre hat¬ 
te die „taz“ schon beim NATO-Angriff 
gegen Jugoslawien kräftig mitgemischt 
und sich vehement für den Krieg ein¬ 
gesetzt. Seit 2015 lädt ihre „Panter Stif¬ 
tung“ - mit finanzieller Unterstützung 
des Auswärtigen Amtes - nun junge Ku¬ 
banerinnen zu „Workshops“ über „un¬ 
abhängigen Journalismus“ in die Bun¬ 
desrepublik ein. Das klingt zunächst gut. 


Doch bei ihrem ersten Besuch wurden 
die nichtsahnenden Nachwuchsjourna¬ 
listen vom taz-Betreuer als Erstes zu der 
NGO „Reporter ohne Grenzen“ (ROG) 
geführt, die behauptet, sich weltweit für 
„Presse- und Meinungsfreiheit“ einzu¬ 
setzen. Tatsächlich wurde die 1985 ge¬ 
gründete Organisation jedoch maßgeb¬ 
lich mit dem Geld des US-Dienstes NED 
und einiger westlichen Regierungen auf¬ 
gebaut und agiert politisch einseitig im 
Interesse dieser Geldgeber. 

Volker Hermsdorf 


Kubas Gegenmodell vor 
Herausforderungen 

...In Kuba gibt es (Stand Januar 2017) 
noch zwei Währungen. Zum einen den 
kubanischen Peso (CUP) und den 2004 
eingeführten konvertiblen Peso (CUC), 
welcher aber in naher Zukunft abge¬ 
schafft werden soll. Während der CUC 
1:1 an den US-Dollar geknüpft ist, ent¬ 
sprechen 24 CUP einem CUC bzw. US- 
Dollar. Staatliche Löhne werden in CUP 
ausbezahlt, die dann jeder in der CADE- 
CA (Wechselstube) frei tauschen kann. 
Der aktuelle staatliche Durchschnitts¬ 
lohn von umgerechnet etwa 28 Euro 
monatlich klingt erst einmal nach sehr 
wenig, ist aber nicht vergleichbar mit 
dem Einkommen in den kapitalistischen 
Ländern. Noch heute gibt es ein gewis¬ 
ses Maß an Grundversorgung durch die 
Libreta, wie die Lebensmittelkarte in 
Kuba genannt wird. Auch lebensnotwen¬ 
dige Basisdienstleistungen wie Energie, 
Wasser, öffentlicher Verkehr, Kultur- und 
Freizeitangebote werden auf symbolische 
Beträge heruntersubventioniert und dazu 
kommt der bereits erwähnte Anspruch 
auf kostenlose Bildung und Gesundheits¬ 
fürsorge. Nur ein kleiner Teil der Bevöl¬ 
kerung muss Geld für Miete aufbringen, 
da nach der Revolution den Bewohnern 
der Häuser auch die Eigentumsrechte 
übertragen wurden. Mittlerweile sind 
über 90 Prozent der kubanischen Bürger 
Eigentümer ihrer vier Wände. 

Doch obwohl der Durchschnittslohn 
von 2010 bis 2015 um 43 Prozent gestie¬ 
gen ist, räumte Kubas Präsident Raul 
Castro auf dem VII. Kongress der Kom¬ 
munistischen Partei im April 2016 ein, 
dass die finanziellen Mittel „weiterhin 
unzureichend sind, um die grundlegen¬ 
den Bedürfnisse der kubanischen Fami¬ 
lien zu befriedigen“. 

Da die Libreta meist nur bis zur 
Hälfte des Monats reicht und die Ein¬ 
kommen der Kubaner sich noch im¬ 
mer auf einem extrem niedrigen Ni¬ 
veau befinden, sind viele gezwungen, 
einen Zweitjob auszuüben. Dieser liegt 
manchmal auch im illegalen oder zu¬ 
mindest in einem Grauzonenbereich. 
So fährt etwa der Hochschulprofessor 
nach seinen Vorlesungen noch Taxi und 
verdient sich so etwas dazu. Oder Studie¬ 
rende verkaufen Internetkarten an den 
WiFi-Hotspots, die sie für zwei konver¬ 
tierbare Pesos (CUC) erstehen und für 
drei CUC Weiterverkäufen. 

Viele gut ausgebildete Menschen 
nutzen ihre Qualifikationen nicht, wer¬ 


den durch das schnelle Geschäft in den 
Tourismussektoren gelockt und arbeiten 
hier sogar Vollzeit. Exemplarisch dafür 
steht der häufig angeführte „unbekann¬ 
te Nuklearphysiker“, der in Havanna als 
Hotelier tätig ist und damit ein Vielfa¬ 
ches seines staatlichen Lohns verdient. 
Hier zeigt sich nun die Krux mit dem 
Tourismus, der auf der einen Seite die 
so wichtigen Devisen bringt und auf der 
anderen Seite zu einem Fachkräfteman¬ 
gel führt, da viele ihreArbeitskraft in 
jenes Gewerbe stecken. Auch wenn im 


privaten Sektor Steuern erhoben wer¬ 
den, fließt das meiste Geld dort in pri¬ 
vate Hände - während die Einnahmen 
aus dem staatlichem Sektor für das Ge- 
sundheits- und Bildungssystem genutzt 
werden können oder für Lebensmittel¬ 
importe, die dann subventioniert und 
somit unter dem eigentlichem Wert ver¬ 
kauft werden. 

Aber auch die „Remesas“, Devi¬ 
senzahlungen von im Ausland leben¬ 
den Verwandten oder Freunden, ver¬ 
stärken dieses Phänomen zunehmend. 
Schätzungen zufolge profitieren etwa 20 
Prozent der Kubaner davon. Nachfah¬ 
ren der spanischen Einwanderer erhal¬ 
ten im Durchschnitt deutlich häufiger 
Finanzspritzen aus dem Ausland als die 
Nachkommen von Sklaven, die über 
kein Kapital verfügten, mit welchem 
sie sich beispielsweise in die USA ab¬ 
setzen konnten. Jene verfügen daher 
auch heute selten über die nötigen Mit¬ 
tel, um beispielsweise eine Casa Parti- 
cular für Touristen zu eröffnen. So ver¬ 
größert sich die Schere zwischen Arm 
und Reich im sozialistischen Kuba zu¬ 
nehmend. 

Für die hiesigen Medien ist damit 
das Ende der sozialistischen Insel pro¬ 
grammiert. Sie ignorieren dabei jedoch 
die Maßnahmen der kubanischen Re¬ 
gierung zur Steigerung der Produktivi¬ 
tät, die eine Voraussetzung für steigende 
Einkommen ist. Während bei uns Real¬ 
einkommen und Renten sinken, entwi¬ 
ckeln sie sich in Kuba seit Jahren po¬ 
sitiv. Das geschieht zwar auf der Basis 
eines sehr niedrigen Ausgangsniveaus, 
doch der Trend geht - anders als in vie¬ 
len Ländern Europas - langsam aber be¬ 
ständig nach oben. Die wirtschaftliche 
Entwicklung des Landes und eine bal¬ 
dige Angleichung der Löhne gelten als 
Hauptaufgaben und Herausforderungen 
der kubanischen Regierung. Ihre Bewäl¬ 
tigung ist sicher eine wichtige Vorausset¬ 
zung dafür, dass Zustimmung und Ver¬ 
trauen der Bevölkerungsmehrheit in die 
Regierung erhalten bleiben. 

Mareike Haurand 

Weltspitze bei der 
Nachhaltigkeit 

Anlässlich des Weltumwelttages im Juni 
2016 erklärte die Koordinatorin der Ver¬ 
einten Nationen auf Kuba, dass dieses 
gleichzeitig soziale und ökologische Ent¬ 
wicklungen aufweist, die weltweit ein¬ 
malig seien. Dies belegt der Nachhal¬ 


tigkeitsbericht des WWF 20 062, in dem 
Kuba das einzige der 147 untersuchten 
Länder war, das den Kriterien für eine 
nachhaltige Entwicklung genügte: Die 
Untersuchung bezog sich auf den ökolo¬ 
gischen Fußabdruck eines Landes sowie 
dessen Wert im Human Development 
Index, der sich aus Lebenserwartung, 
Lese-, Schreibfähigkeit und Bildung, um¬ 
gerechnet auf das Bruttoinlandsprodukt 
eines Landes errechnet. 

Bei meinem Aufenthalt in Kuba fiel 
mir auf, dass im Haushalt sehr wenig 


Müll produziert wird, da Waren kaum 
verpackt sind, und Dinge zunächst meh¬ 
rere Male repariert werden, bevor sie 
weggeworfen werden. Ich beobachtete 
wenige Privatwagen und selbst in der 
Hauptstadt keinen Stau, dafür viele Fahr¬ 
räder, Elektroroller und Pferdekutschen 
neben dem öffentlichen Nahverkehr. 
Gleichzeitig zogen große, schwarze Wol¬ 
ken hinter den Fahrzeugen her und auf 
den Straßen in Havanna lag häufig Müll. 
Wie ist dieser Widerspruch zu erklären? 

Einen großen Einfluss auf die kuba¬ 
nische Umweltschutzbewegung hatte 
die Spezialperiode der 90er Jahre. Von 
jetzt auf nachher brach die Rohölliefe¬ 
rung der Sowjetunion ein und Kuba war 
gezwungen, Energie zu sparen, was sich 
auf alle Lebensbereiche der Bevölke¬ 
rung auswirkte. 

Die kubanische Regierung setzte 
verschiedene Maßnahmen zur Ener¬ 
gieeinsparung in Privathaushalten um: 
Etwa 10 Millionen Glühbirnen wur¬ 
den durch Energiesparlampen ersetzt; 
Kühlschränke, Fernsehgeräte und an¬ 
dere Haushaltsgeräte wurden durch 
energieeffizientere Geräte ausgetauscht 
sowie die Strompreise gestaffelt, so dass 
energiesparende Haushalte günstigere 
Stromtarife zahlen, als Haushalte, die 
viel Energie verbrauchen. Dies ging 
einher mit Aufklärungskampagnen zum 
Umweltschutz und zur Einsparung von 
Energie und somit Geld. Gleichzeitig 
erhielten Menschen mit wenig Einkom¬ 
men Rabatte auf die neuen Elektroge¬ 
räte oder bekamen sie sogar geschenkt. 
Die Erfolge dieser Energiesparkampa¬ 
gnen dienten anschließend als Vorbild 
für andere karibische Länder, die von 
Erdölimporten abhängig sind. 

Historisch war Kuba von Zucker¬ 
rohrmonokultur und -export geprägt 
und somit abhängig von Nahrungsmittel¬ 
importen, was einer nachhaltigen Land¬ 
wirtschaft widerspricht. Durch Mangel 
an chemischen Produkten, Maschinen 
und Treibstoff ging die Nahrungsmittel¬ 
produktion ab der Spezialperiode weiter 
zurück. In dieser Zeit begann die Aus¬ 
breitung der Permakultur sowie die Ent¬ 
stehung der Organopönicos. In diesen 
innerstädtischen Gärten wird für die an¬ 
liegenden Stadtbewohnerinnen mithilfe 
von Prinzipien der ökologischen Land¬ 
wirtschaft Gemüse produziert. 

Dem Zwang, Energie einzusparen, 
folgte mit der Zeit ein tiefer gehendes 
Verständnis für die Notwendigkeit und 
Sinnhaftigkeit von Umweltschutzmaß¬ 
nahmen. So entwickeln heute 50 For¬ 
schungseinrichtungen an den Universi¬ 
täten resistentere und ertragreichere, an 
den Klimawandel angepasste Pflanzen so¬ 


wie biologische Schädlingsbekämpfungs¬ 
mittel. Dies dient einerseits der günstigen 
Ertragserhöhung aufgrund der Einspa¬ 
rung chemischer Produkte, andererseits 
werden gesündere und weniger chemisch 
belastete Lebensmittel produziert. 

Im Sommer 2014 wurde der Ener¬ 
giesparplan veröffentlicht, der einen 
systematischen Ausbau erneuerbarer 
Energien bis 2030 von 4,6 Prozent auf 
24 Prozent vorsieht. Im Fokus stehen 
Wasserkraft, Solar- und Windenergie, 
die Strom- und Gasgewinnung aus Rest¬ 
produkten der Zuckerproduktion sowie 
Maßnahmen der Energieeffizienz. 

2016 wurde ein Plan für die wirtschaft¬ 
liche und soziale Entwicklung Kubas bis 
zum Jahre 2030 entwickelt. Der Schutz 
der natürlichen Ressourcen, der Ökosys¬ 
teme und der Umwelt nimmt dort eine 
eigene Kategorie ein. Das Bewusstsein 
dafür soll durch eine systematische Um¬ 
weltbildung in der ganzen kubanischen 
Gesellschaft geschaffen werden. Weiter¬ 
hin wird eine nachhaltige Landwirtschaft 
als Mittel zur Selbstversorgung und Le¬ 
bensmittelsicherheit Kubas angegeben. 

Julia Fuchs 



Kuba im Wandel 

16 Erfahrungsberichte 
herausgegeben von Volker 
Hermsdorf, Paula Klattenhoff, 
Lena Kreymann,Tobias Salin 
Verlag Wiljo Heinen, Berlin, 

160 Seiten, io,- Euro 

Die Autorinnen stellen 
ihr Buch auf dem 
Festival der Jugend 
in Köln vor. 
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Anzeigen 


unsere zeit m 


Wir trauern um unseren Freund und Genossen 

Christian Koberg 

20. Juni 1946-21. Mai 2017 

Christian hat den Kampf gegen seine Krankheiten verloren. Mit tiefer Trauer und Bestürzung nehmen wir Abschied von 
einem leidenschaftlichen Kommunisten, einem Vorbild an Zuverlässigkeit und Einsatzbereitschaft. 

Christian war seit 1962 Mitglied der Kommunistischen Bewegung, 1968 gehörte er zu den Initiatoren für die Neukonstituie¬ 
rung der DKP in Schleswig-Holstein und übernahm in der Folgezeit viele Aufgaben auf allen Ebenen der Partei. Nach 1990 
engagierte er sich für den Erhalt und Neuaufbau bundesweiter Strukturen und war viele Jahre lang als Bundeskassierer und 
Organisationsverantwortlicher Mitglied des Parteivorstandes und seines Sekretariats, ln seinem Bezirk Schleswig-Holstein 
war er zuletzt Sprecher des Bezirksvorstandes. Der Club M in Kiel, ein Treffpunkt für Generationen von Genossinnen und 
Genossen und unzähliger Freunde der DKP aus ganz Schleswig-Holstein, wurde von ihm 1968 mit gegründet. Es schmerzte 
ihn, als der Club 2014 aufgegeben werden musste. 

Viel Herzblut und Tatkraft investierte Christian als Leiter der zentralen Pressefest-AG in die Organisation der UZ-Pressefes- 
te der DKP. Ein ganz besonderes Anliegen waren ihm die Solidaritätsprojekte der DKP auf Cuba. Eine Reise dorthin mit Ge¬ 
nossinnen und Genossen im letzten Jahr ließ er sich trotz seiner angeschlagenen Gesundheit nicht nehmen und er kehrte 
von dort begeistert und mit neuer Energie zurück. 

Neben der Parteiarbeit engagierte sich Christian in seiner Gewerkschaft HBV, später ver.di, und war bis vor kurzem noch 
Mitglied im Kreisvorstand Kiel/Plön. Danach war die Seniorenarbeit sein Tätigkeitsfeld. Die direkte Arbeit vor Ort war ihm 
immer sehr wichtig, Nachbarschaftsbriefe schrieb und verteilte er ebenso wie frühmorgens vor der Kieler Werft Flugblätter 
und die UZ. Erst als ihn seine Krankheiten immer mehr zum Rückzug zwangen, zog er sich aus mehreren Ämtern zurück. 

Christian war ein streitbarer und aktiver Genosse. 

Wir werden ihn sehr vermissen. 

Die Trauerfeier findet voraussichtlich am Montag, dem 12. Juni 2017 statt. Genaueres wird noch mitgeteilt. 

DKP Kiel 

DKP Schleswig-Holstein 
DKP Parteivorstand 

Finanzkommission beim Parteivorstand der DKP 
Cuba-AG beim Parteivorstand der DKP 
Zentrale Pressefest-AG 
CommPress Verlag GmbH 



Wir verneigen uns vor dem standhaften Kommunisten, 
dem Kämpfer für Frieden und Sozialismus 

Heinz Keßler 

Armeegeneral a. D. 

(1920-2017) 

als Antifaschist Mitbegründer des „Nationalkomitees Freies Deutschland", Gründungsmitglied der „Freien Deutschen 
Jugend", Verteidigungsminister der DDR, Mitglied der Parteiführung der SED. 

Wegen seiner Verdienste für die DDR nach der Konterrevolution widerrechtlich verfolgt und inhaftiert, blieb er unbeug¬ 
sam und seiner Überzeugung treu. 

Sein Leben ist uns Verpflichtung. 

Freunde, Genossen, Kampfgefährten: 

Sabine Albrecht, KurtAndrä, Dieter Arbeiter, Hans Bauer, Erika Baum, Hannelore Baumgarten, Marion Baur, Karin Beinhorn, 
Erika und Michael Beltz, Gudrun Benser, Markus Bernhardt, Mario Berrios Miranda, Ursula und Rolf Berthold, Horst Bi- 
schoff, Irmgard Bobrzik, Charly Böhm, Joachim Bonatz, Konstantin Brandt, Egon Brasch, Hans-Peter Brenner, Raimon Brete, 
Michael Brix, Uli Brockmeyer, Egon Brosch, Jürgen Brühmann, Brunhilde Büdler, Heike und Andreas Cienskowski, Gerda 
Daenecke, Christa und Herbert Damm, Frank Darguß, Rudi Denner, Günther Dittmar, Ralph Dobrawa, Wolfgang Dockhorn, 
Ulrike Domes, Elke und Helmut Dunkhase, Fritz Durchstecher, Alfred und Christel Dziewulski, Ralf-Erik und Swetlana Ebert, 
Gerhard Eichhorn, Eberhard Eick, Thea und Klaus Emmerich, Joachim Engler, Wolfgang Eschka, Karlheinz Fietz, Frank Flegel, 
Helmut Fleischhauer, Manfred Fleischhauer, Michael Forbrig, Dieter und Gisela Frielinghaus, Alfred Fritz, Günter Ganßauge, 
Raoul Gefroi, Albrecht Geißler, Sven George, Hermann Glaser-Baur, Wolf Göhring, Wolfgang Göring, Manfred Grätz, Gisbert 
und Hannelore Graff, Reinhard Grimmer, Margita Gröner, Werner Großmann, Willy Haag, Klaus Hartmann, Klaus-Peter Hart¬ 
mann, Fritz Hausmann, Siegfried Heger, Wiljo Heinen, Anna C. Heinrich, U. Helmbold, Harald Hentschel, Walter Hilbig, Ingo 
Höhmann, Helga Hornig, Ernst Hornig, Theodor Hoffmann, Helmut Holfert, Gerd Hommel, Horst Hommel, Dietmar Huth, Ste¬ 
fan Huth, Werner Irmler, Johanna Jawinsky, Ingeborg Joecks, Ursula Joseph, Rolf Jüngermann, Gert Julius, Brigitte Kabbeck, 
Manfred Kamprad, Jürgen Karbe, Dieter Kartmann, Dirk Keul, Friedrich Kilian, Eberhard Kinzel, Patrik Köbele, Axel Köhler- 
Schnura, Raimund Kokott, Eva Kolowrat, Dietmar Koschmieder, Rüdiger Kramer, Ingrid und Joachim Kutschmann, Anton 
Latzo, Hermann Leihkauf, Günter Leo, Frank Liebholdt, Klaus Linder, Jürgen Lloyd, Angelika und Peter Lommes, Werner Lü- 
dicke, Dieter Luhn, Eduard und Uta Mader, Amad und Barbara Majd Amin, Andreas Maluga, Walter und Elke Malzkorn, Karl- 
Heinz Medler, Jan Meier, Rolf Meier, Peter und Brigitte Müller, Rosemarie Müller-Streisand, Thomas Münzberg, Stefan Natke, 
Wolfgang Neidhardt, Ursula Nguyen, Reiner Neubert, Wolfgang Ney, Evelin und Reiner Nowitzki, Johannes Oehme, Eberhard 
Pätzold, Michael Pardon, Horst Parton, Rainer Perschewski, Frank Pfeifer, Paula und Gerhard Plomann, Hans und Angelika 
Prüfer, Doris und George Pumphrey, E. Rasmus, Karl Rehbaum, Hans Reichelt, Max Renkl, Heidi Richter, Ula und Wolfgang 
Richter, Wera Richter, Walter Rocktäschel, Volker Rohde, Frank Röhner, Gerd-Rolf Rosenberger, Ann und Rainer Rupp, Eva 
Ruppert, Hans Sauer, Marion und Günter Seidel, Doris Sommer, Horst Sylla, Johannes Schäfer, Johannes Schindler, Wolf¬ 
gang Schmidt, Christiane Schnura, Arnold Schölzel, Renate Schönfeld, Torsten Schöwitz, Erich Schreier, Bernd Schrumpf, 
Wilfried Schubert, Cornelia Schulz, Jens Schulze, Frank Schumann, Joachim Schunke, Matthias Schwander, Elga Schwanitz, 
Wolfgang Schwanitz, Udo Spengler, Dieter Stiebert, Jörg Stoll, Peter Strathmann, Brigitte Streicher, Günter Strobel, Hartwig 
Strohschein, Angela Tietze, Gisela Vierrath, Manfred Volland, Christel Wegner, Erika Wehling-Pangerl, Peter Wegner, Günter 
Wendel, Karl-Heinz und Hildegard Wendt, Matthias Werner, Heinrich Winkler, Dieter Winderlich, Volker Wirth, Doris, San¬ 
dra und Heinz Wohlert, Friedrich und Iris Wolff, Peter Wolter, Peter Wozniak, Andreas Zieger, Lothar Ziemer, Heidrun Zink 


Unser ehemaliger Genosse 

Herbert Steeg 

ist vier Tage nach seinem 65. Geburtstag 
am 17. 5.17 verstorben. 

Auch wenn Herbert 2014 die Partei verlassen hat, hat er 
bis dahin eine wichtige Rolle in unserer Kreisorganisa¬ 
tion gespielt. Er war einer derjenigen, die die DKP nach 
1989 zusammen gehalten haben. Unter anderem auf sei¬ 
nen Einsatz konnte die DKP am Linken Ndrh. aufbauen. 
Stets an der Geschichte seiner Stadt Krefeld interes¬ 
siert, verdanken wir Herbert etliches an Forschungs¬ 
arbeit zur Geschichte der Arbeiterbewegung hier am 
Linken Ndrh. Seine Stadtrundgänge waren ein Stück 
lebendiger, antifaschistischer Krefelder Stadtgeschichte 
Wir werden Herbert ein ehrendes Andenken erhalten. 

DKP Linker Niederrhein 


Jetzt unsere zeit auch online lesen 

www.unsere-zeit.de 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566.81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_y 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Einladung zur Kreismitgliederversammlung 
der DKP-Kreisorganisation Köln 

am 24. 6. 2017,10:00 Uhr, im Bürgerhaus MüTZe, 

Berliner Straße 77, 51063 Köln. 

Vorschlag zur Tagesordnung 

1. Eröffnung und Begrüßung der Konferenz 

2. Konstituierung 

Wahl der Versammlungsleitung 

Beschlussfassung über Tagesordnung, Geschäftsordnung, 
Wahlordnung (evtl. Zeitplan) 

- Wahl der Wahlkommission 

- Wahl der Mandatsprüfungskommission 
Wahl der Antragskommission 

3. Bericht des Kreisvorstandes durch den Kreisvorsitzenden 

4. Berichte der Kreisrevisionskommission 

5. Diskussion 

6 . Beratung von Anträgen und Entschließungen 
Bericht der Antragskommission und Beschlussfassung 

7. Bericht der Mandatsprüfungskommission 

8 . a) Abstimmung über Entlastung des bisherigen Vorstandes, 
b) Abstimmung über Entlastung der/s bisherigen 
Kassiererin/Kassierers 

9. Wahlen 

Wahl der/des Kreisvorsitzenden 

- Wahl der/des stellvertretenden Kreisvorsitzenden 
oder 

der Sprecherinnen und Sprecher der Kreisorganisation 

- der weiteren Mitglieder des Kreisvorstandes 
der Kreisschiedskommission - 3 Mitglieder 
der Kreisrevisionskommission - 3 Mitglieder 

- der Delegierten und Ersatzdelegierten zur 
Bezirksdelegiertenkonferenz 

der Delegierten und Ersatzdelegierten zum Parteitag 

10. Schlusswort und Beendigung der 
Kreismitgliederversammlung 


Büchel 

dicht 

machen! 


22. - 25. Juni 2017 



Die DKP beteiligt sich mit ihren Genossinnen aus Bel¬ 
gien, Luxemburg und den Niederlanden an der 20-wö- 
chigen Dauerpräsenz der Friedensbewegung „Büchel 
atomwaffenfrei - Atomwaffen abschaffen - Moderni¬ 
sierung verhindern!". Auf dem Luftwaffenstützpunkt der 
Bundeswehr in Rheinland-Pfalz lagern 20 US-Atomwaf- 
fen, die nun modernisiert werden sollen. 

Macht mit bei den Blockadeaktionen der DKP vom 
22. - 25. Juni in Büchel. Um Schlafplätze und Versor¬ 
gung organisieren zu können, bitten wir um Anmel¬ 
dung: pv@dkp.de 





FACHBERATER 

lür Unternehmensnachfolge 
(DStV e.V.) 


!„ T --^uJ?Prfol q rei^ steuern 


www.stb-mannherz.de 



reuters/roosevelt c 


Am 31. Mai am Kiosk: 8 Seiten extra 

Kinder 

Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


Dr. jur. Klaus Emmerich 
Staatsgrenzen im Kontext ihrer Zeit 
Rechtshistorische Betrachtungen 

Das Buch stellt die Entwicklung der Theorie und Praxis des 
staats- und völkerrechtlichen Phänomens „Staatsgrenze" seit 
Beginn des 20. Jahrhunderts dar. Es wird alsdann erörtert, wie 
sich der Umgang der politischen Praxis der damaligen Bundes¬ 
republik Deutschland darstellte: Im Gegensatz selbst zum Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts zum Grundlagenvertrag vom 
31.7.1973 hielt man unbeirrt an dem Kalten-Kriegs-Begriff der 
„innerdeutschen Grenze" fest, wenn die Staatsgrenze zwischen 
beiden deutschen Staaten gemeint war. Daran hat sich seit An¬ 
schluss der DDR an die BRD nichts geändert. Das Buch gibt eine 
gute Darstellung dieser wichtigen Aspekte der deutschen Nach¬ 
kriegsgeschichte. 

Books on Demand, 206 Seiten, 12 Euro + Porto/Verpackung 
Zu beziehen bei Dr. jur. Klaus Emmerich, Lieschenruh, 

34549 Edertal Mehlen, Tel. 05623 930 35 25 
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Grab von Jakob Kindinger erhalten 

DKP Darmstadt-Dieburg gegen das Abräumen der Ruhestätte 
des antifaschistischen Widerstandskämpfers 


Die DKP Darmstadt- 
Dieburg setzt sich in ei¬ 
nem Brief an den Bens- 
heimer Magistrat für den 
Erhalt des Grabes von 
Jakob Kindinger ein. 

Die Liegezeit des Gra¬ 
bes läuft im Jahr 2018 ab. 

In dem Brief, der 
auch der Stadtverord¬ 
netenvorsteherin Frau 
Deppert zur Kenntnis 
übermittelt wurde, be¬ 
tont der Kreisvorsitzen¬ 
de der DKP Darmstadt- 
Dieburg, Rainer Keil: „Wir möchten Sie 
daher bitten, Ihre Entscheidung in Sa¬ 
chen Kindinger-Grab noch einmal zu 
überdenken und fordern Sie auf, eine 
tragbare Ehrengrab-Regelung auf den 
Weg zu bringen. Uns ist sehr wohl be¬ 
wusst, dass der Erhalt des Grabes allei¬ 
ne noch keine Erinnerungskultur dar¬ 
stellt. Dazu bedarf es weit mehr. Ein 
Abräumen des Grabes wäre allerdings 
ein fatales Zeichen in die völlig ver¬ 
kehrte Richtung. 

Das Grab des weit über Bensheims 
Grenzen hinaus bekannten Wider¬ 
standskämpfers Jakob Kindinger muss 
erhalten werden. Die Stadt Bensheim 
täte gut daran die Instandsetzung und 
Pflege des Grabes von Jakob Kindinger 
auch über das Jahr 2018 hinaus zu ge¬ 
währleisten. Und das unabhängig von 
einer dringend notwendigen Ehren¬ 
grabregelung.“ 

In dem Brief geht die DKP auf das 
Leben und die Verdienste Jakob Kin- 

Artikel 12 GG ändern 

„Fortlaufend verschlimmbessert“, 
Leserbrief, UZ vom 19.5., S. 15 

Ludwig Jost kritisiert vollmundig die 
Leiharbeit, liegt aber völlig daneben, 
wenn er im AÜG einen Rechtsanspruch 
auf „gleichen Lohn für gleiche Arbeit“ 
entdeckt haben will. In diesem Gesetz 
stand seit Schröder/Fischer immer der 
Satz: „Ein Tarifvertrag kann abweichen¬ 
de Regelungen zulassen“. Es sollte doch 
auch ihm bekannt sein, dass die so ge¬ 
nannten „christlichen Gewerkschaften“ 
sofort nach der Aufnahme dieses Satzes 
nichts Besseres zu tun hatten, als Dum¬ 
ping-Tarifverträge für diese Branche ab¬ 
zuschließen. Statt vom „Arbeiterverrat“ 
zu fabulieren, wäre es sinnvoller, wenn 
er etwas dazu geschrieben hätte, dass wir 
die Initiative von ver.di und DGB-Frau¬ 
enausschüssen unterstützen, die eine 
Änderung von Artikel 12 GG fordern; 
denn nur dadurch lässt sich das BVerfG- 
Urteil von 1967 umgehen, das seinerzeit 
mit dem „Argument“ der Berufsfreiheit 
auch den Verleih von Beschäftigten lega¬ 
lisiert hatte. Dass dies machbar ist, zeigt 
das Baugewerbe, wo der Verleih gesetz¬ 
lich verboten ist. 

Friedrich Sendelbeck, Nürnberg 


dingers ein: „Jakob Kin¬ 
dinger erlebt mit 15 Jah¬ 
ren als Steinmetzgeselle 
seinen ersten Streik. Als 
Ergebnis eigener Erfah¬ 
rungen und im Kontakt 
mit Gewerkschaftskol¬ 
legen und Kommunisten 
organisiert er sich bald in 
der Gewerkschaft und 
in der KPD. Als Wider¬ 
standskämpfer gegen 
die Nazis wurde er nach 
1933 in verschiedene 
KZs verschleppt. Im KZ 
Buchenwald rettet Jakob das Leben sei¬ 
nes jüdischen Mithäftlings Emil Carle- 
bach, des späteren Mitherausgebers der 
frankfurter Rundschau’. Unter Einsatz 
seines Lebens bewahrte er Mithäftlinge 
vor dem Tod. Nach der Befreiung war 
er Stadtverordneter in Bensheim. Vie¬ 


len blieb er in Erinnerung als sehr enga¬ 
gierter Gewerkschafter in der IG Bau, 
Steine, Erden und als Betriebsrat. Seine 
Haltung während der Zeit des Faschis¬ 
mus hat ihm Anerkennung weit über 
die Landesgrenzen hinaus eingebracht.“ 
Weiter heißt es in dem Schreiben: 
„Die Stadt Bensheim hat lange ge¬ 
braucht, Jakob Kindinger zu ehren. 
Nötig war nicht zuletzt das jahrelange 
Bemühen der ,Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter gegen Faschis¬ 
mus’ (heute ,Geschichtswerkstatt Ja¬ 
kob Kindinger’). Oder der Schüler der 
Geschwister-Scholl-Schule in Bens¬ 
heim, die unter Anleitung ihrer enga¬ 
gierten Lehrer Peter Lotz und Franz 
Josef Schäfer über Jakob Kindinger 
eine umfassende Broschüre erarbei¬ 
teten. Erst 1988 wurde eine Straße im 
Neubaugebiet Kappesgärten nach ihm 
benannt.“ -ler 
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Die sowjetischen Kriegsgefangenen in Buchenwald dankten Jakob Kindinger für 
seine aufopferungsvolle Hilfe. 



DKP in Büchel und bei 
den Protesten 
gegen den G20-Gipfel 


Im Rahmen des Bundestagswahlkampfes hat die DKP mit den Blocka¬ 
deaktionen in Büchel vom 22 . bis 25 . Juni und der Teilnahme an den 
Protesten gegen den G 20 -Gipfel in Hamburg zwei zentrale Aktionsta¬ 
ge beschlossen. 

In Hamburg orientieren wir vor allem auf eine eigene Veranstaltung mit 
Vertretern kommunistischer Parteien, darunter Carolus Wimmer von 
der KP Venezuelas, am Freitag, dem 7 . Juli, und die Großdemonstration 
am Samstag, den 8 . Juli 2017 . 

Da die Aktionstage für eine bundesweite Mobilisierung zeitlich sehr 
dicht beieinander liegen, schlägt der DKP-Parteivorstand vor, dass sich 
die Bezirke Rheinland-Pfalz, Saarland, Hessen, Baden-Württemberg, 
Nord- und Südbayern und Rheinland-Westfalen vor allem auf die Akti¬ 
onen in Büchel konzentrieren. 

Die Bezirke Bremen, Schleswig-Holstein, 
Ruhr-Westfalen, Niedersachsen und die 
ostdeutschen Bundesländer mit Ber¬ 
lin werden aufgerufen, ihre Mitglieder 
schwerpunktmäßig nach Hamburg zu 
mobilisieren. 




Jakob Kindinger kurz nach 
der Befreiung 


Termine 


FR ★ 26. MAI 


Gevelsberg: Mitgliederversammlung der 
DKP, u.a. zum Thema „Festival der SDAJ“. 
Gaststätte „Zur Juliushöhe“, Dörnenstraße 

1,19.30 Uhr. 


SA ★ 27. MAI 


Münster: Georg Lukäcs 1 Beitrag zur phi¬ 
losophischen Erneuerung des Marxismus. 
Seminar mit Claudius Vellay, Paris. Ver¬ 
anstaltung der Marx-Engels-Stiftung. ITP, 
Friedrich-Ebert-Straße 6, 11.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. 


MO ★ 29. MAI 


Hamburg: Gruppenabend der DKP-Sam- 
melbetriebsgruppe „Bildung“. Magda-Thü- 
rey-Zentrum (MTZ), Lindenallee 72, 19.00 
Uhr. 


Dl ★ 30. MAI 


Göttingen: „100 Tage Donald Trump. Was 
macht der neue Präsident eigentlich?“ Mit¬ 
gliederversammlung der DKP mit Lothar 
Geisler, Redaktion Marxistische Blätter. Ar¬ 
beit und Leben, Lange Geismarstraße 72, 
20.00 Uhr._ 

Bad Cannstatt: „Rückt die Gefahr eines 
Atomkrieges wieder näher?“ Veranstal¬ 
tung des Friedenstreffs Bad Cannstatt mit 
Roland Blach, Landesgeschäftsführer der 
DFG-VK (Deutsche Friedensgesellschaft - 
Vereinigte Kriegsgegner). AW0 Seelberg¬ 
treff, Taubenheimstraße 87, Haltestelle 
Uffkirchhof, 19.00 Uhr. 


Dl ★ 6. JUNI 


Hamburg: „G20.2017 in Hamburg - Ent¬ 
wicklung - Hintergründe - Aktuelles“, Öf¬ 
fentlicher Gruppenabend der DKP Gruppe 
Hamburg-Nord. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41, gegenüber U- 


Bahn Langenhorn Markt, 19.00 Uhr. 


Ml ★ 7. JUNI 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


Dl ★ 13. JUNI 


Recklinghausen: Treffen der DKP. La¬ 
denlokal Kellerstraße 7, Recklinghausen- 
Innenstadt, 19.30 Uhr. 


DO ★ 15. JUNI 


Suhl: „95 polemische Thesen gegen die 
herrschende Ordnung“, Bildungs- und 
Informationsveranstaltung der RotFuchs- 
Regionalgruppe Suhl und Umgebung mit 
Klaus Blessing, Buchautor und Wirtschafts¬ 
experte. Gaststätte „Weiberwirtschaft“, 
Bahnhofstraße 1,17.00 Uhr. 


Ml ★21. JUNI 


Güstrow: Gedenken anlässlich des 79. 
Jahrestages der Ermordung von Liselotte 
Herrmann. Gedenkstätte vor der Fachhoch- 
schule, Goldberger Straße, 14.00 Uhr. 

Güstrow: Veranstaltung von IS0R und 
„RotFuchs“ mit Hans Modrow, Vorsitzender 
des Ältestenrates der Partei „Die Linke“. 
„Kaminfeuer“, Bistede 1,15.00 Uhr. 

Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18, 45127 Essen. 


Kommunisten und Gewerkschaften 

Seminar zu Ansätzen in Fragen revolutionärer Gewerkschaftspolitik 


Industrie 4 . 0 , Ausweitung von Leiharbeit 
und Werkverträgen, prekäre Arbeitsbedin¬ 
gungen selbst in den industriellen Kern¬ 
betrieben, immer stärkere Flexibilisierung 
und Ausdehnung von Arbeitszeit. All diese 
Themen stellen gegenwärtige Schlaglich¬ 
ter politischer Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen Gewerkschaften und Kapital dar, die 
eine Beurteilung und eine Orientierung in 
Fragen der Organisierung durch Kommu¬ 
nisten erfordern. 

Im Kontrast zur Entwicklung in Deutsch¬ 
land haben die griechischen Kommunis¬ 
ten mit der klassen-kämpferischen Ge¬ 
werkschaftsfront PAME einen neuen Weg 
der klassenorientierten Organisierung der 
Arbeiterklasse eingeschlagen. Um diesen 
Ansatz besser zu verstehen und um her¬ 
auszufinden, welche Aspekte dieses Or¬ 
ganisierungsansatzes auf die Situation 
in Deutschland übertragbar sein können, 
lädt das Betriebsaktiv Thüringen ein: 

10.00 Uhr: Eröffnung und Begrüßung 
Part I: Was ist PAME? Organisations¬ 
formen + -prinzipien 

Input 30 Min + 60 Min. Diskussion 


11.30 Uhr: Pause 

12.30 Uhr: Part II - Struktur und politi¬ 
sche Konstitution der Gewerkschaften 
in Deutschland seit 1945 

Input 30 Min. + 60 Min. Diskussion 

14.00 Uhr: Pause 

14.30 Uhr: Part III - Frage der Partei/Rolle 
der Partei 

Erfahrungsaustausch + Diskussion zu Fra¬ 
gen der betrieblichen und gewerkschaft¬ 
lichen Organisierung unter Berücksichti¬ 
gung der zwei vorangegangenen Parts zu 
PAME + Gewerkschaften in der BRD 

17.00 Uhr: Ende + Abreise, im Anschluss 
ggf. gemeinsames Grillen) 

Sa. 24.06., 10.00-17.00 Uhr 

Bekanntgabe des Ortes nach Anmel¬ 
dung unter: anmeldung.seminar@ 
gmx.de 

Wir bitten um vorzeitige Anmeldung 
per Email, Anmeldeschluss ist deri 4 . 
Juni. 


VteTirL die, revoL ujLlo kulrs Le, TödL.« 
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Die letzte Seite 
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Der rote Kanal 



Viel zu selten: Ein Blick ins sogenann¬ 
te Kinderprogramm der Sender. Eins 
wird schnell klar, die unter 14-Jährigen 
gehören nicht zu den wichtigen Ziel¬ 
gruppen. In der Woche gibt es - außer 
bei KiKa - überhaupt kein Angebot 
für Kinder, und was KiKa liefert, sind 
billige Zeichentrickfilmehen und zer¬ 
schnittene Filme aus früheren Produk¬ 
tionen, alles möglichst alle 20, höchs¬ 
tens 30 Minuten in ununterbrochener 
Folge. Selten was Besseres. ARD und 
ZDF nehmen Kinder nur am Wochen¬ 
ende wahr, aber spätestens zwischen 9 
und 10 Uhr ist damit Schluss, aber ge¬ 
startet wird schon gegen 5.30 Uhr. 

SOS - Petter ohne Netz 

Der zwölfjährige Petter zieht mit sei¬ 
ner Familie aus der Großstadt auf ei¬ 
nen abgelegenen Bauernhof, den sei¬ 
ne Mutter zukünftig bewirtschaften 
will. Petter ist von dem Umzug we¬ 
nig begeistert. Auf dem Land funkti¬ 
onieren weder Handy noch Internet. 
Petter bleibt nichts anderes übrig, als 
sich mit seiner neuen Situation zu 
arrangieren. Ziemlich schnell merkt 
er, dass im nahegelegenen Dorf ganz 
und gar nicht die heile Welt herrscht 
und bald ist das Landleben spannend 
wie ein Krimi. Ein liebevoll gedreh¬ 
ter Spielfilm aus Norwegen, 90 min. 
Länge, ab 8 

Sa., 27 . 05 ., 14.00 Uhr, KiKa 

Prinz Eisenherz 

Die erste in einer ganzen Reihe von 
Verfilmungen des Legendenstoffs: 


1954 in den USA gedreht, spielt Ro¬ 
bert Wagner den jungen Prinzen Ei¬ 
senherz. Er ist der Sohn des verbann¬ 
ten Königs von Skandinavien, reist 
nach Camelot und wird schließlich 
von König Arthur (Brian Aherne) zu 
einem Ritter seiner Tafelrunde ge¬ 
schlagen. Auf seiner Reise durch die 
Lande stößt der junge Ritter auf den 
mysteriösen Schwarzen Ritter, der in 
Allianz mit den Wikingern steht und 
König Arthur von seinem Thron stür¬ 
zen will. Bei einem Kampf mit dem 
Schwarzen Ritter nur knapp mit dem 
Leben davongekommen, wird Eisen¬ 
herz in die Tafelrunde aufgenommen 
und auf den bevorstehenden Ent¬ 
scheidungskampf vorbereitet. 100 
min. Länge, ab 10 
So., 28 . 05 ., 9-35 Uhr, arte 

Im Reich der starken Löwinnen 

Neben den unsäglichen Tierfilmen 
aus der Disney-Welt und den zwar 
hervorragend gefilmten, aber oft 
mit schwer erträglichen Kommenta¬ 
ren und aufdringlicher Musik, gibt es 
auch wirklich kluge und informative 
Dokumentationen, gerne auch aus 
Frankreich. Jean Barraud und Ro¬ 
main Quillon haben diesen Film 2008 
fertiggestellt. Ein Rudel von neun 
Löwinnen mit ihren 13 Löwenbabys 
auf der Suche nach Wasser: Die Tiere 
folgen dem ausgetrockneten Ruaha- 
Flussbett in Süd-Tansania; ein Weg, 
der vielen von ihnen den Tod bringt. 
45 min. Länge, ab 10 
Mi., 31 . 05 ., 14 . 00 , 3 sat 



Nur der HSV war von Anfang an und durchgängig in der 1 . Bundesliga. Die Uhr tickt weiter... 


Schon wieder Kruse 

Der letzte Spieltag der Bundesliga 


I ch sitze in meiner Stammkneipe, be¬ 
stelle ein Bier, haue 3,- Euro Einsatz 
in die Wettkasse und diktiere ein 4:2 
auf den Zettel. Bis zur 68. Minute bin 
ich zufriedener Wettkönig, denn dass wir 
noch zwei Buden machen ist so klar wie 
der Wodka, den ich um diese Uhrzeit an 
mir vorbeiziehen lasse, zu den Damen 
am Nebentisch. Dann kommt Kruse 
(schon wieder der!) und macht das 2:3. 
Danke für nichts. Natürlich machen wir 
noch die zwei Hütten und gewinnen, 
aber ich bin raus, ertrinke mein Elend 
gnadenlos in einem Espresso auf Ex. Auf 
dem Platz Rudelbildung, Aube weint, 
weil er Torschützenkönig geworden ist 
oder vielleicht auch, weil er nächstes 
Jahr in Paris 343 467 Euro verdient, pro 
Minute natürlich. Bratwurst-Watzke und 
Tofu-Tuchel begegnen sich aus Versehen 
und nehmen sich 1,8 Sekunden lang der¬ 
maßen übermäßig freudig in den Arm, 
dass zwei Stachelschweine auf Schlafta¬ 
bletten vor Neid erblassen würden. Al¬ 
bern. Nur Bartra, der beim Anschlag auf 
den BVB-Bus verletzte Spanier, berührt 
mich. Auch er weint und lässt sich und 
seinen gegipsten Arm von der gelben 
Wand feiern. Recht so. 


Und sonst? Die Frankfurter be¬ 
nennen im letzten Heimspiel (2:2 ge¬ 
gen Leipzig) ihr Stadion zurück von 
„Commerzbank-Arena“ (Au Backe) 
in „Waldstadion“. Schön, wenn sicher¬ 
lich auch nur für ein Spiel. Die Bayern 
bleiben unfassbar peinlich und lassen 
in der Halbzeitpause (!!) gegen Frei¬ 
burg eine US-Sängerin zur Meisterfei¬ 
er auftreten. Die Pause verlängert sich 
um satte 10 Minuten. Freiburg, immer¬ 
hin noch mit Chancen auf die Europa- 
League, erbost: „Das ist Wahnsinn“. Jap, 
und passt damit zu Bayern. Eine Welt 
zwischen Arroganz, ekeliger weißer 
Wurst und Steuerhinterziehung. 

Der HSV, tja ... der HSV. Lässt sich 
von einem quasi Unbekannten retten, 
Luca Waldschmidt, 21 Jahre, null Tore. 
Zwei Minuten auf dem Platz, fällt ihm 
in der 88. Minute der Ball auf den Kopf, 
Hamburg 2, Wolfsburg 1, ersterer geret¬ 
tet. Über Wolfsburg etwas zu schreiben, 
ist wie ein leeres Bier bestellen. Geht 
gar nicht. 

Gewinner neben Freiburg, die ei¬ 
nen ganz starken 7. Platz erreicht ha¬ 
ben: Köln. 5. Platz und damit erstmals 
seit gefühlt ca. 89 Jahren wieder in 


der Europa-League. „Europapokal, 
das ist Wahnsinn. Das kennen wir in 
Köln ja nur aus Erzählungen unse¬ 
rer Großväter.“ (Timo Horn) Gönne 
ich ihnen. Und den Großvätern auch. 
Unsere blau-weißen Freunde von ne¬ 
benan schaffen ein 1:1 gegen Abstei¬ 
ger Ingolstadt, Respekt. Platz 10 ist 
ganz schön Sch... alke. Leverkusen, 
die eine furchtbar schlechte Saison 
auf Platz 12 (!) abschließen, siegen 
6:2 gegen Berlin, denen das auf dem 6. 
Tabellenplatz völlig Humpe sein kann 
und auch ist. 

Und sonst? Bayern ist Meister. In 
der Kreisliga C in Koblenz schlägt der 
BSV Weißenthurm den NK Croatia 
Koblenz mit 10:2. Auch spannend. 

Wir rumtaktieren noch bei einem 
letzten Bier die mögliche Aufstellung 
im Pokalspiel gegen Frankfurt, die 
graue Ruhrpottsonne geht langsam 
unter und ich noch langsamer - ver¬ 
dammte Knie-OP - nach Hause. Für 
die neue Saison gilt dann der gute alte 
Eduard-Geyer-Spruch: „Es muss eine 
Kehrtwende geben. Und die muss 360 
Grad sein.“ Genau. Oder so. 

Karl Rehnagel 
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Stalin in Stars Hollow 


Wie die Gilmore Girls immer wieder Stalin bemühen 



Gerade wurde mit großem Pomp eine 
der erfolgreichsten Serien der 2000er 
Jahre beerdigt. Der Streamingdienst 
Netflix hatte exklusiv vier abschließende 
Folgen der „Gilmore Girls“ produziert, 
die den Zuschauer wieder mitnehmen 
ins beschauliche Städtchen Stars Hol¬ 
low, zu Lorelai Gilmore und ihrer Toch¬ 
ter Rory. Die Zutaten sind die gewohn¬ 
ten: schnelle Dialoge, Junk-Food, viel zu 
viel Kaffee und Stalin. 

Stalin? Richtig gehört. Während die 
Geschichte der beiden Frauen in Stars 
Hollow ihren Lauf nimmt, begegnen ei¬ 
nem nicht nur mehr oder weniger lie¬ 
benswerte Figuren des Kleinstadtle¬ 
bens wie der zwanghafte Stadtverord¬ 
nete Taylor, der ewig schlecht gelaunte 
Cafebesitzer Luke oder der stadteigene 
Barde, der unter freiem Himmel Songs 
zum besten gibt, sondern auch immer 
wieder Stalin. 

An der Eliteschule Chilton, die Rory 
dank des Geldes ihrer Großeltern be¬ 
suchen kann, begegnet er uns gleich in 
der ersten Staffel, wenn auch hier nur 
als Hintergrunddekoration. Immerhin 
wird hier gleich klar gemacht, wer da 
an der Wand hängt: das pure Böse aus 
Europa: Hitler (sehr kleines Bild) und 
Stalin (deutlich größeres Bild). Nach 
dieser Einführung geht es Schlag auf 
Schlag: Lorelais böse Mutter: Stalin, der 
böse Schuldirektor: Stalin, der russische 
Balletttänzer, der kurzzeitig bei Lorelais 


Mutter wohnt: 
durch Stalin er¬ 
mordete Fami¬ 
lie. 

Auch nach 
der Schulzeit, 
an der ehrwür¬ 
digen Universi¬ 
tät Yale, ist im¬ 
mer schnell von 
Stalin die Rede: 
wenn es ums 
Spaßverder¬ 
ben geht (für 
Insider: natür¬ 
lich geht es hier 
um die Life-and-death-Brigade) oder 
ob Rory nur eine Entscheidung trifft, 
die ihrem Freund nicht passt. (Rory: 
Wir haben darüber gesprochen. Lo- 
gan: Nein, du hast gesprochen und ich 
war dagegen. Rory: Dann habe ich ent¬ 
schieden. So ist das. (Logan: Ich nehm 
dir die Stalin-Biografie weg.) und erst 
recht wenn die kontrollwütige Paris 
Geller Chefredakteurin der Yale Daily 
News wird... 

Kaum eine Folge kommt ohne die 
Erwähnung Stalins aus. Höhepunkt fin¬ 
det das Ganze in den neuen Folgen: Paris 
bringt eine ganze Klasse ihrer ehemali¬ 
gen Schule bei einem Vortrag zum Wei¬ 
nen, weil sie ein Stalinzitat an das nächs¬ 
te reiht. 

Die Frage ist nur: Warum? 


Wieso braucht eine Serie über eine 
alleinerziehende Mutter und ihre Toch¬ 
ter, die in einer beschaulichen Klein¬ 
stadt leben, Stalin? Mag es für die ers¬ 
ten Folgen aus dem Jahr 2000 noch als 
Entschuldigung gelten, dass der kalte 
Krieg noch nicht so lange her war und 
das Feindbild Stalin (und damit das der 
Sowjetunion) noch mehr oder weniger 
reflexhaft weiter gepflegt wurde, wird es 
im Jahr 2016 dann doch langsam albern, 
amerikanische Schulkinder noch mit Sta¬ 
lin zu erschrecken. Geschweige denn sie 
zum Weinen zu bringen. Was Stalin also 
genau in Stars Hollow macht wird wohl 
Geheimnis der Produzenten bleiben. 

Arne Sörensen 

Gilmore Girls, 7 Staffeln 2000 - 2009 , 
Staffel 8 2016 , streambar bei Netflix. 















